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Zusammengefasste Erlassregelungen zur Aufnahme von Kriegsvertriebenen aus 
der Ukraine 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

am 1. Juni 2022 ist das Gesetz zur Regelung eines Sofortzuschlages und einer Einmal­
zahlung in den sozialen Mindestsicherungssystemen sowie zur Änderung des Finanzaus­
gleichsgesetzes und weiterer Gesetze (Beschlussempfehlung BT-Drs. 20/1768) („Sofort-
zuschlagsgesetz") in Kraft getreten. Damit wird auch der Beschluss des Bundeskanzlers 
und der Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder vom 7. April 2022 umge­
setzt, wonach Kriegsvertriebene aus der Ukraine unter weiteren Voraussetzungen in den 
Anwendungsbereich des Zweiten und Zwölften Buchs des Sozialgesetzbuches (SGB II 
und SGB XII) einzubeziehen sind („Rechtskreiswechsel"). Dies erforderte auch Änderun­
gen im Aufenthaltsgesetz (AufenthG), die u. a. auch § 24 AufenthG betreffen. 

Davon ausgehend, dass der rechtliche Regelungsrahmen für die Aufnahme von Kriegsver­
triebenen aus der Ukraine nunmehr weitgehend finalisiert ist, soll die Anwendung dieses 
Regelungskanons durch die schleswig-holsteinische Zuwanderungsverwaltung nur noch 
durch die nachstehenden, in einem Erlass zusammengeführten Ausführungen unterstützt 
werden. 
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Die nachfolgend genannten Erlasse aus dem Jahr 2022 mit Regelungen zur Aufnahme 
von Kriegsvertriebenen aus der Ukraine werden gleichzeitig mit der Versendung dieses 
zusammenfassenden Erlasses aufgehoben: 

Erlassdatum 
Aktenzeichen 

Betreff 

25.02.2022 
IV 203 - 15342/2022 

Ukraine 
Aufenthaltsrechtliche Regelung für in Schleswig-Holstein auf­
hältige ukrainische Staatsangehörige. 

10.03.2022 
IV 224-119077/2022 

Aufnahmeverfahren für Flüchtlinge aus der Ukraine 
hier: Aufnahmeverfahren in den Erstaufnahmeeinrichtung des 
Landes (EAE) und den Zuwanderungsabteilungen/Ausländer­
behörden der Kreise und kreisfreien Städte (ABH). 

11.03.2022 
IV 224-119773/2022 

Änderung des Erlasses vom 10. März 2022 zum Aufnahmever­
fahren für Flüchtlinge aus der Ukraine. 

15.03.2022 
IV 224-20538/2022 

Ergänzung des Erlasses vom 10. März 2022 zum Aufnahme­
verfahren für Flüchtlinge aus der Ukraine. 

16.03.2022 
Per Mail 

Ubersendung erstes Länderschreiben BML 

22.03.2022 
IV 202-21472/2022 

Aufenthaltsrechtliche Fragestellungen im Zusammenhang mit 
der Aufnahme Kriegsvertriebener aus der Ukraine. 
Mail des MILIG vom 16.03.2022, Hinweise des BMI zur Anwen­
dung § 24 AufenthG. 

22.03.2022 
IV 208-22084/2022 

BMI-Länderschreiben Pass- und Dokumentenwesen 

04.04.2022 
IV 208-25935/2022 

Melderechtliches Rundschreiben BMI 

12.04.2022 
IV 202-27472/2022 

Aufenthaltsrechtliche Regelungen für in Schleswig-Holstein 
aufhältige ukrainische Staatsangehörige. 
Fragestellungen aus dem Erfahrungsaustausch vom 
06.04.2022. ' 

19.04.2022 
IV 202-29157/2022 

2. Länderschreiben zur Umsetzung des Ratsbeschlusses vom 
04.03.2022. 

30.05.2022 
Per Mail 

Länderschreiben mit Hinweisen zum Rechtskreiswechsel und 
zur Registrierung ab dem 01.06.2022. 



Bis auf Weiteres gelten die in diesem Erlass aufgeführten Regelungen sowie die nachste­
hend aufgelisteten Anlagen: 

Nr. Datum Herkunft Inhalt 
1 08.03.2022 BMI Ukraine-Aufenthalts-Ubergangsverordnung 

UkraineAufenthÜV 
2 04.03.2022 Amtsblatt 

der EU 
DURCHFUHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2022/382 DES 
RATES vom 4. März 2022 zur Feststellung des Beste­
hens eines Massenzustroms von Vertriebenen aus der 
Ukraine im Sinne des Artikels 5 der Richtlinie 
2001/55/EG und zur Einführung eines vorübergehenden 
Schutzes 

3 18.03.2022 BMI Ausländerrechtliches Pass- und Dokumentenwesen. 
Zeitlich befristete Anerkennung UKR ID-Karte / Pass­ 
pflicht, Rechtmäßigkeit von Einreise und Aufenthalt. 

3a 18.03.2022 BMI Anlage zu 3 
4 21.03.2022 Amtsblatt 

der EU 
Operative Leitlinien für die Umsetzung des Durchfüh­
rungsbeschlusses 2022/382 des Rates zur Feststellung 
des Bestehens eines Massenzustroms von Vertriebenen 
aus der Ukraine im Sinne des Artikels 5 der Richtlinie 
2001/55/EG und zur Einführung eines vorübergehenden 
Schutzes. 

5 29.03.2022 BMI Melderechtliche Situation von Kriegsvertriebenen aus 
der Ukraine 

5a 29.03.2022 BMI Anlage: Monate und Datum auf Ukrainisch 
5b 29.03.2022 BMI Anlage: Muster einer Geburtsurkunde 
5c 29.03.2022 BMI Anlage: Muster einer Heiratsurkunde 
6 14.04.2022 BMI Zweites Länderschreiben zur Umsetzung des Durchfüh­

rungsbeschlusses des Rates zur Feststellung des Beste­
hens eines Massenzustroms im Sinne des Artikels 5 der 
Richtlinie 2001/55/EG und zur Einführung eines vorüber­
gehenden Schutzes. 

7 27.05.2022 . BMI Länderschreiben Rechtskreiswechsel 
7a 27.05.2022 BMI Anlage: Merkblatt Rechte und Pflichten 
8 25.05.2022 BMI Registrierung von Kriegsgeflüchteten aus der Ukraine ab 

dem 1. Juni 2022 
9 MILIG Schaubild zum Verfahren bei Antragsstellung gem. 

§ 24 AufenthG 
10 MILIG Schaubild Wohnsitzauflage 
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1. Befreiung vom Erfordernis eines Aufenthaltstitels 
Zur vorübergehenden Befreiung vom Erfordernis eines Aufenthaltstitels für anlässlich 
des Krieges in der Ukraine eingereiste Ausländer hat das BMI am 07.03.2022 die als 
Anlage 1 beigefügte Ukraine-Aufenthalts-Übergangsverordnung.(UkraineAufenthÜV) 
erlassen, die am 08.03.2022 verkündet und am 09.03.2022 in Kraft getreten ist. Die 
UkraineAufenthÜV hat gegenwärtig eine Gültigkeit bis zum 31.08.2022. 

2. Mechanismus auf Basis der Richtlinie 2001/55/EG; Anwendung des § 24 Auf-
enthG („Vorübergehender Schutzmechanismus") 

a. Europarechtlicher Rahmen des Vorübergehenden Schutzmechanismus 
Der Rat der Europäischen Union hat mit Beschluss vom 04.03.2022 (Anlage 2) 
nach Art. 5 Abs. 1 RL 2Ò01/55/EG einen sogenannten vorübergehenden Schutz­
mechanismus ausgelöst (vgl. Art. 1 und Art. 5 Abs. 1 RL 2001/55/EG). Dieser EU-
Ratsbeschluss wurde am 04.03.2022 im Amtsblatt der EU veröffentlicht und ist 
nach seinem Art. 4 am gleichen Tage in Kraft getreten. 

Zu der Umsetzung des Durchführungsbeschlusses des Rates zur Feststellung des 
Bestehens eines Massenzustroms im Sinne des Artikels 5 der Richtlinie 
2001/55/EG und zur Einführung eines vorübergehenden Schutzes übersandte das 
BMI zuletzt am 14.04.2022 ein Länderschreiben, welches mit ergänzenden Hin­
weisen des MILIG zur Anwendung kommt (s. Anlage 6). 

b. Erfasster Personenkreis 
Hinsichtlich des erfassten Personenkreis wird auf das BMI Länderschreiben vom 
14.04.2022 verwiesen. Anspruchsberechtigte Personen erhalten in Deutschland 
eine Aufenthaltserlaubnis gemäß § 24 AufenthG, die mit Gültigkeit bis zum 04. 
März 2024 erteilt werden kann. Darüber hinaus gelten die Ausschlussgründe ge­
mäß § 24 Abs. 2 AufenthG. 

3. Abweichende Erteilungsmöglichkeiten zu § 24 AufenthG 
Im Rahmen der Prüfung auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 24 AufenthG ist 
zunächst zu berücksichtigen, ob ggf. auch andere Aufenthaltstitel als nach § 24 Auf­
enthG in Betracht kommen; beispielsweise Aufenthaltstitel nach dem dritten und vier­
ten Abschnitt des Aufenthaltsgesetzes. 

Kommt neben § 24 AufenthG auch ein anderer Aufenthaltstitel gemäß §§ 16b, 16c, 
16e, 16f, 17, 18b Absatz 2, 18d, 18e, 18f oder 19e AufenthG in Betracht, hat der Be-
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troffene aber bereits explizit einen Antrag gem. § 24 AufenthG gestellt, ist - im Hin­
blick auf den Ausschlusstatbestand des § 19f Abs. 1 Nr. 2 AufenthG - wie folgt vorzu­
gehen: 

a. Unverbindliche Prüfung des Vorliegens der Voraussetzungen des auch in Betracht 
kommenden Aufenthaltsrechtes. 

b. Sofern die Prüfung hinsichtlich des auch in Betracht kommenden Aufenthaltsrech­
tes positiv ausfällt, soll die Ausländerin/der Ausländer über die Vor- und Nachteile 
der beiden möglichen Aufenthaltsrechte informiert werden. 

c. Soll es zu der Erteilung eines anderen - als § 24 AufenthG - Aufenthaltsrechtes 
kommen, ist seitens der Ausländerin/des Ausländers eine Verzichtserklärung hin­
sichtlich seines Antrages gem. § 24 AufenthG abzugeben. Danach kann ein An­
trag auf Erteilung des auch in Betracht kommenden Aufenthaltsrechtes gestellt 
werden. 

d. Wird alternativ in der Prüfung nach b. festgestellt, dass der anstatt § 24 AufenthG 
geprüfte Aufenthaltstitel nicht erteilt werden kann, ist der Antrag hinsichtlich eines 
Aufenthaltstitels gem. § 24 AufenthG in jedem Fall zu prüfen. 

Wird ein von § 24 AufenthG abweichender Antrag gestellt, gilt hinsichtlich der Ausstel­
lung einer Fiktionsbescheinigung bis zur Entscheidung der Ausländerbehörde Folgen­
des: 

Sollte die Ausländerin/der Ausländer bereits einen anderweitigen Aufenthaltstitel be­
sessen und entsprechend rechtzeitig einen Verlängerungsantrag gestellt haben, ist für 
die Zeit des Prüfverfahren eine Fiktionsbescheinigung nach § 81 Abs. 4 AufenthG 
(sog. Fortbestandsfiktion) auszustellen. Im Falle dessen gilt der bisherige Aufenthalts­
titel mit allen sich daran anschließenden Wirkungen bis zur Entscheidung der Auslän­
derbehörde als fortbestehend (vgl. AVwV zum AufenthG, Rdnr. 81.4.1.1). 

Hält sich die Ausländerin/der Ausländer dagegen rechtmäßig im Bundesgebiet auf, 
ohne einen Aufenthaltstitel zu besitzen (beispielsweise aufgrund der Erfüllung der Vo­
raussetzungen der Ukraine-Aufenthalts-Übergangsverordnung; UkraineAufenthÜV), 
kommt die Ausstellung einer Fiktionsbescheinigung nach § 81 Abs. 3 Satz 1 AufenthG 
(sog. Erlaubnisfiktion) in Betracht. Der Aufenthalt gilt hiermit bis zur Entscheidung der 
Ausländerbehörde als erlaubt. Die Fiktionsbescheinigung, die erteilt wird, ersetzt kei­
nen Aufenthaltstitel, sondern bewirkt nur die Fiktion der Rechtmäßigkeit des Aufent­
halts (vgl. AVwV zum AufenthG, Rdnr. 81.3.6). 



4. Fiktionsbescheinigung 
Die Ausgabe einer Fiktionsbescheinigung (§ 81 Abs. 5 AufenthG) im Zusammenhang 
mit einem Antrag und der Prüfung eines solchen auf Erteilung einer Aufenthaltserlaub­
nis nach § 24 AufenthG ist für verschiedene Zwecke außerhalb des Aufenthaltsrecht 
bedeutsam. 

Einhergehend mit der Änderung des Aufenthaltsrechts und der Regelungen des Zwei­
ten und Zwölften Buchs des Sozialgesetzbuches (SGB II und SGB XII) ist nun - neben 
den übrigen Voraussetzungen - auch die Ausstellung von Fiktionsbescheinigungen 
entsprechend der Anlage D3 zur AufenthV zwingende Voraussetzung für den Bezug 
von Leistungen nach dem SGB ll/XII. 

Vor der Ausgabe einer Fiktionsbescheinigung hat jedoch eine Prüfung dahingehend 
zu erfolgen, ob der Antrag nicht offensichtlich unbegründet ist. Damit soll vermieden 
werden, dass Personen Leistungen beziehen, die offensichtlich keinen Anspruch auf 
diese Leistungen nach Entscheidung über die Titelerteilung (mehr) haben werden. In 
den Fällen in denen eine aktenkundige summarische Prüfung ergibt, dass der Antrag 
offensichtlich unbegründet ist, ist keine Fiktionsbescheinigung nach § 81 Abs. 3 oder 4 
AufenthG auszustellen und der Antrag unverzüglich abzulehnen. 
Ist jedoch eine Fiktionsbescheinigung auszustellen, ist zuvor - bei Erfüllung der Vo­
raussetzungen nach § 49 Abs. 4a AufenthG - eine erkennungsdienstliche Behandlung 
und die Speicherung der hierdurch gewonnenen Daten im Ausländerzentralregister 
(AZR) erforderlich (§ 81 Abs. 7 AufenthG). 

Auf die Fiktionsbescheinigung ist - neben der AZR-Nummer - der Hinweis aufzuneh­
men, dass diese auf Grundlage eines Antrags auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis 
nach § 24 AufenthG ausgestellt wurde: 

a. Im Falle eines noch laufenden Prüfverfahrens - „Prüfung eines Anspruchs auf Er­
teilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG." 

b. Im Falle eines Anspruchs auf Erteilung - „Anspruch auf Erteilung einer Aufent­
haltserlaubnis nach § 24 AufenthG." 

Dieser Hinweis ist für die Leistungsbehörden erforderlich, da diese anders nicht die 
Leistungsberechtigung feststellen können. 

Die jeweiligen Fiktionsbescheinigungen können auch weiterhin per Post versendet 
werden. Die nach wie vor geltenden Corona-Erlasse sind auch diesbezüglich anwend­
bar. • 



Eine Fiktionsbescheinigung nach § 81 Abs. 3 Satz 1 i .V. m. Abs. 5 des Aufenthaltsge­
setzes oder nach § 81 Abs. 4 Satz 1 i.V. m. Abs. 5 ist gebührenfrei auszustellen. 

In der Vergangenheit sind mitunter auch Bescheinigungen i. S. d. § 81 Abs. 3 und 
Abs. 4 i. V. m. Abs. 5 AufenthG ausgestellt worden, ohne dass das für Fiktionsbe­
scheinigungen gemäß § 58 Nr. 3 AufenthV vorgeschriebene Muster verwendet worden 
ist (sog. „Ersatzbescheinigungen"). Für den Rechtskreiswechsel dürfen ausnahms­
weise solche Ersatzbescheinigungen bis zum 31. Oktober 2022 anerkannt werden, die 
bis zum 31. Mai 2022 ausgestellt worden sind. Die Ersatzbescheinigungen sollen 
grundsätzlich die Informationen des gesetzlich vorgesehenen Vordrucks der Fiktions­
bescheinigung enthalten. Sie müssen die Beantragung der Aufenthaltserlaubnis be­
scheinigen. Ankunftsnachweise, Anlaufbescheinigungen, Verteilbescheinigungen oder 
ähnliches genügen diesem Erfordernis nicht. Zudem ist im Rahmen des Rechtskreis­
wechsels bei Vorlage einer Ersatzbescheinigung die Speicherung im AZR durch den 
SGB II bzw. SGB Xll-Träger zu prüfen. 

Hinsichtlich der weiteren Inhalte der Fiktionsbescheinigungen zur Wohnsitzauflage 
und zur Möglichkeit der Aufnahme einer Erwerbstätigkeit wird auf die folgenden Aus­
führungen zu 5. und 6. hingewiesen. 

5. Aufnahme der Erwerbstätigkeit 

a. Im Falle eines noch laufenden Prüfverfahrens: 

Bei Personen, . ' 

aa.welche unter die UkraineAufenthÜV fallen, 
bb.die erkennungsdienstlich behandelt wurden und 
cc. denen eine Fiktionsbescheinigung zur Prüfung eines Anspruchs auf Erteilung 

einer Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG ausgestellt wurde 

ist die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit im Sinne des § 2 Abs. 2 AufenthG zu erlau­
ben. Die Fiktionsbescheinigung ist daher mit folgender Nebenbestimmung zu verse­
hen: „Erwerbstätigkeit erlaubt." 

b. Im Falle eines Anspruchs auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 24 Auf­
enthG: 

Im Falle dessen, dass ein Anspruch auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 24 
AufenthG festgestellt wurde, ist die Ausübung einer Erwerbstätigkeit (Beschäfti­
gung/selbstständige Tätigkeit; § 2 Abs. 2 AufenthG) kraft Gesetzes (§ 4a Abs. 1 Satz 1 



AufenthG) erlaubt. Mit Streichung des § 24 Abs. 6 AufenthG ist das behördliche Er­
messen bei der Entscheidung über die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit abgeschafft 
worden. Einer Erlaubnis der Ausländerbehörde bedarf es folglich nicht mehr. Entspre­
chend sind die Fiktionsbescheinigung sowie der elektronische Aufenthaltstitel (eAT) 
mit der Nebenbestimmung „Erwerbstätigkeit erlaubt" zu versehen. 

6. Verteilung-/Zuweisung und Wohnsitzauflage 
Die Wohnsitzauflage auf die Kreise und kreisfreien Städte entsteht kraft Gesetzes 
nach einer Verteilung gemäß § 24 Abs. 3 AiifenthG (Bundeszuweisung auf die Län­
der) in Folge einer entsprechenden FREE-Buchung für Schleswig-Holstein und einer 
anschließenden Zuweisung gemäß § 24 Abs. 4 Satz 1 AufenthG (Landeszuweisung 
auf die Kreise und kreisfreien Städte). Die FREE-Buchung erfolgt für Fälle in den Auf­
nahmeeinrichtungen des Landes durch das Landesamt für Zuwanderung und Flücht­
linge (LaZuF) beziehungsweise durch die Ausländerbehörden für Personen, die sich 
nicht in eine Aufnahmeeinrichtung begeben, sondern eigenständig einen gewöhnli­
chen Aufenthalt in dem Gebiet eines Kreises oder einer kreisfreien Stadt begründet 
haben. . 
Die Zuweisung gemäß § 24 Abs. 4 Satz 1 AufenthG ist in das Ermessen der obersten 
Landesbehörde oder einer von ihr bestimmten Stelle gestellt. Die Zuweisung erfolgt 
bei Aufnahme in einer Landesunterkunft durch das LaZuF nach Antragstellung auf Er­
teilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG durch Verwaltungsakt; in allen 
anderen Fällen bei Erfüllung der Voraussetzung durch die Allgemeinverfügung des La-
ZuF vom 16.06.2022. In beiden Fällen ist in der unverzüglich auszustellenden Fikti­
onsbescheinigung eine Wohnsitzauflage hinsichtlich des jeweiligen Kreises/der kreis­
freien Stadt aufzunehmen. 

Gemäß § 24 Abs. 4 Satz 2 AufenthG erlischt die Zuweisungsentscheidung mit Ertei­
lung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 24 Abs. 1 AufenthG. Damit hat die Wohnsitz­
verpflichtung für einen Kreis beziehungsweise eine kreisfreie Stadt gemäß § 24 Abs. 5 
Satz 2 AufenthG nur solange Bestand, wie auch die Zuweisungsentscheidung nach 
§ 24 Abs. 4 AufenthG wirksam ist. Erst ab Erteilung der Aufenthaltserlaubnis gemäß § 
24 Abs. 1 AufenthG (also mit Aushändigung des elektronischen Aufenthaltstitels) greift 
folglich die auf ein Land bezogene Wohnsitzverpflichtung gemäß § 12a Abs. 1 Auf­
enthG auf Grundlage der Verteilung nach § 24 Abs. 3 AufenthG und ist somit auch ' 
erst dann in einem Zusatzblatt zum elektronischen Aufenthaltstitel zu vermerken. 

Auf dem Zusatzblatt ist folgender Hinweis aufzunehmen: 
„Wohnsitzauflage: Land Schleswig-Holstein". • 



Die Ausländer- und Zuwanderungsbehörden können 

a. gemäß § 12a Abs. 3 AufenthG unter den dort genannten Voraussetzungen je­
doch auch bestimmen, dass der Ausländer einen Wohnsitz an einem bestimmten 
Ort innerhalb des Landes zu nehmen hat, oder 

b. nach § 12a Abs. 4 AufenthG, dass ein Ausländer seinen Wohnsitz nicht an ei­
nem bestimmten Ort innerhalb des Landes nehmen darf. 

Die Entstehungshindernisse für eine Wohnsitzverpflichtung gemäß § 12a Abs. 1 Satz 
2 AufenthG und die Aufhebungsgründe gemäß § 12a Abs. 5 AufenthG finden vor der 
Titelerteilung - im Falle des Entstehens einer Wohnsitzverpflichtung aus den oben 
Gründen für den Zuständigkeitsbezirk der zuständigen Ausländerbehörde - analog 
und nach Titelerteilung (Aushändigung des elektronischen Aufenthaltstitels) direkt An­
wendung. 

Für den Fall, dass keine Aufenthaltserlaubnis gemäß § 24 Abs. 1 AufenthG erteilt wird, 
bestimmt sich die Wirksamkeit der Zuweisungsentscheidung nach deren Ausgestal­
tung. Grundsätzlich gilt, dass die Zuweisung wirksam ist, sofern sie nicht kraft Geset­
zes gemäß § 24 Abs. 4 Satz 2 AufenthG erlischt oder sie aufgehoben worden ist. Wird 
die Zuweisungsentscheidung derart bestimmt, dass sie im Fall einer Ablehnung des 
Antrags auf Titelerteilung gem. § 24 Abs. 1 AufenthG erlischt, bedarf es im Fall einer . 
Ablehnung keiner Aufhebung der Zuweisung. Die Allgemeinverfügung vom 16.06.2022 
wurde derart ausgestaltet, dass diese im Fall einer Ablehnung der Titelerteilung und 
gleichzeitig, auch die Wohnsitzauflage gemäß § 24 Abs. 5 Satz 2 AufenthG erlischt. 

7. Hinweise zum Aufnahmeverfahren • 
Folgende Personengruppen werden bis auf weiteres über das Landesamt für Zuwan­
derung und Flüchtlinge (LaZuF) zur Vermeidung von Obdachlosigkeit aufgenommen, 
versorgt, registriert und ggf. verteilt: 

a. Sammelankünfte aus Bundeszuweisungen 
b. Einzelzuweisungen durch das Verteilsystem FREE 
c. Direktvorsprachen beim LaZuF 
d. Personen, die in den Kreisen und kreisfreien Städten vorsprechen und keine Un­

terkunft im Kreisgebiet (Privatpersonen oder eigene Unterkunft) haben, können an 
das LaZuF in Neumünster, Flaart 148 zur Aufnahme (Unterbringung und Verpfle­
gung) und Registrierung verwiesen werden. 

Die Registrierung durch die Ausländer- und Zuwanderungsbehörden der Kreise und 
kreisfreien Städte erfolgt weiterhin für Kriegsvertriebene aus der Ukraine, die bereits in 
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der Vergangenheit in den Kommunen aufgenommen wurden und unter den Geltungs­
bereich der Richtlinie 2001/55/EG (Massenzustrom) fallen. Hier besteht die Möglich­
keit der Amtshilfe durch die eingerichtete Registrierstraße des LaZuF, sofern eine ent­
sprechende Bedarfsmeldung erfolgt ist. 

Für die Kriegsvertriebenen aus der Ukraine besteht keine Verpflichtung, in einer 
Erstaufnahmeeinrichtung zu wohnen. Daher werden Personen, die bei Vorspra­
che in den Kreisen und kreisfreien Städten über eine Unterkunftsmöglichkeit 
(bei Privatpersonen oder eigene Unterkunft) verfügen, nicht in den Erstaufnah­
meeinrichtungen des Landes aufgenommen. Sie sollen in den Kommunen ver­
bleiben und werden dort durch die jeweils zuständige Ausländer- bzw. Zuwande­
rungsbehörde registriert. 

Bei Vorliegen eines familiären Bezuges (erweiterte Kernfamilie) zur Kommune 
soll durch die Ausländerbehörde geprüft werden, ob eine Erstaufnahme in der 
Kommune erfolgen kann, da die Unterbringung in der Landesunterkunft durch 
die anschließende Kreisverteilung nur eine überflüssige Zwischenstation dar­
stellen würde. 

Folgende Daten sind dem LaZuF bei Erstaufnahme durch die Ausländer- und Zuwan­
derungsbehörden der Kreise und kreisfreien Städte unverzüglich mitzuteilen, damit 
eine Anrechnung auf die Quote der Kreisverteilung erfolgen kann: 

- AZR-Nummer 
- Nachname . 
- Vorname . 
- Staatsangehörigkeit 
- Geschlecht 
- Geburtsdatum 
- Geburtsort 
- Anschrift in Deutschland 
- Einreisedatum 
- Datum des Antrags auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG 

Die Meldung soll unter folgender E-Mail-Adresse erfolgen: 

EASY-Meldunq-Ukraine@lfa.landsh.de 
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Für die Anrechnung der ukrainischen Vertriebenen auf die Landesquote sind die Per­
sonen bei der Registrierung in den Ausländerbehörden auch im Verteilsystem FREE 
zu erfassen. 

Die Zuweisung der gemeldeten Vertriebenen auf die Kreise und kreisfreien Städte gilt 
dann aufgrund der Allgemeinverfügung des LaZuF vom 16.06.2022 als erfolgt. Für die 
Ausländer- und Zuwanderungsbehörden ergibt sich das Erfordernis, die Kriegsvertrie­
benen aus der Ukraine von der Existenz und Wirkung der Allgemeinverfügung sowie 
der daraus resultierenden Wohnraumbeschränkung auf den Kreis oder die kreisfreie 
Stadt mittels eines Bescheides, einer Verhandlungsniederschrift oder nach mündlicher 
Information durch einen vom Betroffenen gegengezeichneten Aktenvermerk in Kennt­
nis zu setzen. 

Sofern die Betroffenen eine Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG beantragt ha­
ben, wird ihnen bis zur Vorlage des Titels eine Fiktionsbescheinigung (Erlaubnisfiktion 
nach § 81 Abs. 3 und 5 AufenthG) ausgestellt. Dabei ist ausschließlich das Muster 
nach Anlage D3 zur AufenthV zu verwenden. Die auf den Kreis oder die kreisfreie 
Stadt beschränkte Wohnsitzauflage, die aus der Zuweisung des LaZuF (ggf. durch All­
gemeinverfügung) resultiert, ist in die Fiktionsbescheinigung (§ 81 Abs. 5 AufenthG) 
aufzunehmen. 

Bei Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG ist die gem. § 12a Auf­
enthG auf das Land beschränkte Wohnsitzverpflichtung auf einem Zusatzblatt zum 
elektronischen Aufenthaltstitel zu verfügen. 

Verfahren zur Verteilung der ukrainischen Vertriebenen aus den Landesunter­
künften auf die Kreise und kreisfreien Städte 
Die Zuständigkeit für die Zuweisung der ukrainischen Vertriebenen obliegt dem LaZuF 
nach § 2 Abs. 1 AuslAufnVO i.V.m. § 3 LAufnG. 
Die Kreise und kreisfreien Städte sind verpflichtet, die ukrainischen Vertriebenen auf­
zunehmen, denen eine Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG erteilt wird (§ 1 
LAufnG). Dem Sinn des gesamten Regelungskanons folgend, gilt dies für alle Be­
troffenen, die eine Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG beantragen, es sei denn, 
die Erteilung ist aus dem individuellen Sachverhalt heraus offensichtlich nicht möglich. 

Für die Geflüchteten aus der Bundesverteilung sowie die Geflüchteten ohne eine Un­
terkunft in Schleswig-Holstein führt das LaZuF das Aufnahmeverfahren in den Erstauf­
nahmeeinrichtungen des Landes durch. 
Sofern ein Anspruch auf Erteilung eines Aufenthaltstitels nach § 24 AufenthG besteht 
oder dieser beantragt ist, ist nach § 49 AsylG der Aufenthalt in der Erstaufnahmeein­
richtung zu beenden, das LaZuF verteilt daher die ukrainischen Kriegsvertriebenen 
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nach Durchführung des Aufnahmeverfahrens auf die Kreise und kreisfreien Städte und 
weist sie diesen zu (Verteilungs- und Zuweisungsverfahren § 3 LAufnG). 

Die Verteilung orientiert sich nach § 4 Abs. 1 AuslAufnVO an dem Einwohneranteil der 
Kreise und kreisfreien Städte an der Gesamtbevölkerung des Landes Schleswig-Hol­
stein, wobei nach § 323 LVwG die vom Statistikamt Nord für den Stichtag 04.01.2022 
ermittelte Einwohnerzahl für die Festlegung der Quote maßgeblich ist (s. Anlage). Von 
der Regelung des § 4 Abs. 5 AuslAufnVO, wonach sich die Anzahl der aufzunehmen­
den Personen bei kreisfreien Städten mit Aufnahmeeinrichtungen oder Landesunter­
künften um die durchschnittliche Anzahl der Unterbringungsplätze grundsätzlich min­
dert, kann für den Personenkreis der ukrainischen Kriegsvertriebenen im Einverneh­
men mit der kreisfreien Stadt abgesehen werden. 

Bei der Zuweisung der ukrainischen Vertriebenen werden die Haushaltsgemeinschaft 
von Familienangehörigen oder sonstige humanitäre Gründe von vergleichbarem Ge­
wicht berücksichtigt (§ 4 Abs. 3 und 4 AuslAufnVO). 

Aufgrund der Tatsache, dass bereits viele ukrainische Flüchtlinge direkt in den Kreisen 
und kreisfreien Städten eine Unterkunft gefunden haben, erfolgt eine Berücksichtigung 
dieser Zahl bei der quotalen Verteilung. Hierfür ist eine zügige Registrierung der ukrai­
nischen Flüchtlinge durch die Ausländer- und Zuwanderungsbehörden und einer ent­
sprechenden Meldung an das LaZuF (s. o. unter Aufnahme) notwendig. 

8. Zuweisungsverfahren / Allgemeinverfügung 
Die in Schleswig-Holstein ankommenden Vertriebenen aus der Ukraine begaben und 
begeben sich teils auch weiterhin direkt in die Kreise und kreisfreien Städte, weil sie 
dort bei Verwandten, Freunden oder Unterstützern ohne weitere behördliche Vermitt­
lung Unterkunft gefunden werden konnte. Aktuell befinden sich rund 30.000 Vertrie­
bene aus der Ukraine im Landesgebiet, davon sind ca. 80 % der Betroffenen direkt in 
den Kreisen und kreisfreien Städten angekommen. 

Anfang Mai 2022 begann das LaZuF, für diese Ausländerinnen und Ausländer Zuwei­
sungsentscheidungen rückwirkend zu erlassen. Hierfür musste die Entscheidung in 
doppelter Ausführung erstellt und postalisch an die zuständige Ausländerbehörde 
übermittelt werden. Die Zustellung durch Aushändigung an die Vertriebenen sollte 
nach den allgemeinen Zustellungsregeln durch die örtlichen Ausländerbehörden vor­
genommen werden. Mit Stand vom 23.05.2022 stehen jedoch insgesamt noch rund 
17.000 Entscheidungen durch das LaZuF aus. . 

Mithilfe einer Allgemeinverfügung wird nun der beschriebene Personenkreis sowohl 
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rückwirkend als auch zukünftig den jeweiligen Kreisen und kreisfreien Städte zugewie­
sen. Die Allgemeinverfügung dient somit der Verkürzung des beschriebenen Verfah­
rens sowie der Entlastung der beteiligten Behörden, die durch den hohen Zugang oh­
nehin ein erhöhtes Arbeitsaufkommen bewältigen müssen. 

Die Allgemeinverfügung wird elektronisch auf der Internetseite des LaZuF 

https://www.schleswiq-holstein.de/DE/landesreqierunq/ministerien-behoerden/LA- 
ZÜF/Aktuelles/aktuelles node.html 

öffentlich bekanntgegeben. Die Verfügung gilt am Tage nach Ihrer Bekanntmachung 
im Internet als bekanntgegeben. Zusätzlich erfolgt eine deklaratorische Bekanntma­
chung im Amtsblatt des Innenministeriums des Landes Schleswig-Holstein zum 
nächsten Erscheinungsdatum. 

Verfahren im Zusammenhang mit nicht-ukrainischen Drittstaatsangehörigen 
Drittstaatsangehörige Kriegsvertriebene aus der Ukraine können ebenfalls - wie ukrai­
nische Staatsangehörige - unter Artikel 2 des Durchführungsbeschlusses (EU) 
2022/382 des Rates vom 4. März 2022 fallen und damit eine Aufenthaltserlaubnis 
nach § 24 AufenthG erhalten. 

Die Aufenthaltserlaubnis kann folgendem Personenkreis bei Vorliegen der weiteren 
Voraussetzungen des Durchführungsbeschlusses erteilt werden: -

a. eritreischen, syrischen und afghanischen Staatsangehörigen 
b. Elternteilen oder Ehegatten ukrainischer Staatsangehöriger (gilt auch für Staaten­

lose) oder 
c. Personen mit internationalem oder gleichwertigem nationalen Schutz (gilt auch für 

Staatenlose) 

In allen Fällen gilt jedoch als zwingende Voraussetzung für die Erteilung eines Aufent­
haltstitels gemäß § 24 AufenthG, dass , 

a. sich der Personenkreis vor dem 24. Februar 2022 rechtmäßig und nicht nur zu ei­
nem vorübergehenden Kurzaufenthalt in der Ukraine aufgehalten hat und 

b. nicht in der Lage ist, sicher und dauerhaft in das Herkunftsland oder die Herkunfts­
region zurückzukehren. 
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Hinsichtlich der Prüfung, ob die Möglichkeit einer sicheren und dauerhaften Rückkehr 
in das Herkunftsland oder die Herkunftsregion besteht, ist wie folgt vorzugehen: 

1. Drittstaatsangehörige, denen nicht ohne weitere Prüfung eine Aufenthaltserlaubnis 
nach § 24 AufenthG erteilt werden kann, sind schriftlich oder im Rahmen einer 
persönlichen Anhörung (unter Fertigung einer Verhandlungsniederschrift) hiervon 
in Kenntnis zu setzen. Gleichzeitig sind sie zu befragen, ob aus ihrer Sicht eine si­
chere und dauerhafte Rückkehr in den Herkunftsstaat möglich ist. Sofern seitens 
des/der Drittstaatsangehörigen die Möglichkeit einer sicheren und dauerhaften 
Rückkehr in den Herkunftsstaat verneint wird, muss er sein Vorbringen ausführlich 
begründen. 

2. Wird eine sichere und dauerhafte Rückkehr durch den/die Drittstaatsangehörige/n 
verneint und für die Ausländer-/Zuwanderungsbehörde offensichtlich nachvollzieh­
bar begründet, steht der Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG 
insoweit nichts im Wege. In allen anderen Fällen ist das BAMF im Rahmen der 
Anwendung des § 72 Abs. 2 AufenthG zu beteiligen. Im entsprechenden Anschrei­
ben an das BAMF ist auf die Prüfung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 24 Auf­
enthG und die sich daraus ergebende Eilbedürftigkeit hinzuweisen, sodass eine 
bevorzugte Prüfung sichergestellt ist (vgl. Nr. 4.4. des BMI-Länderschreibens vom 
14.03.2022-Anlage 1). 

3. Je nach Prüfergebnis und Stellungnahme des BAMF im Verfahren nach 
§ 72 Abs. 2 AufenthG können sich drei Handlungsoptionen ergeben: 

a. Erteilung einer beantragten Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG 
b. Empfehlung an den Betroffenen, einen Asylantrag an das BAMF zu richten 
c. Versagung der beantragten Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG. 

4. Im Falle eines Prüfergebnisses nach Ziffer 3c ist ein entsprechender Ablehnungs­
bescheid zu verfügen. Ergeht der Ablehnungsbescheid vor dem Außerkrafttreten 
der Ukraine-Aufenthalts-Übergangsverordnung - UkraineAufenthÜV (nach gegen­
wärtiger Regelung am 31.08.2022), ist der Bescheid noch nicht mit einer Abschie­
bungsandrohung unter Fristsetzung einer Frist zur freiwilligen Ausreise zu verse­
hen, da derzeit noch nicht hinreichend klar ist, zu welchem Zeitpunkt die Ukrai­
neAufenthÜV außer Kraft tritt. 
Gleichwohl sind entsprechende Bescheide auch ohne Ausreiseaufforderung und 
Abschiebungsandrohung mit einer üblichen Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 
Ein Widerspruch gegen diese Ablehnungsentscheidung hätte gem. § 84 Abs. 1 Nr. 
1 AufenthG keine aufschiebende Wirkung. 

1 • I m Falle eines Prüfergebnisses nach Ziffer 3b sind Betroffene schriftlich oder im 
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Rahmen einer persönlichen Anhörung (unter Fertigung einer Verhandlungsnieder­
schrift) entsprechend zu informieren und auf die Möglichkeit der Asylantragstel­
lung hinzuweisen. Weitere Maßnahmen sind auch bei vorliegender Beantragung 
einer Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG unter Hinweis auf die Wirkungen 
des § 55 Abs. 2 AsylG nicht erforderlich. . 

5. In den Fällen von Ablehnungsentscheidungen wird dringend angeraten, mit den 
Betroffenen frühzeitig Rückkehrgespräche zu führen. Für die freiwillige (und ggf. 
geförderte) Ausreise ist eine Ausreiseaufforderung mit Abschiebungsandrohung 
nicht erforderlich. 

6. Lassen Betroffene erkennen, dass sie nicht freiwillig ausreisen wollen, ist unmittel­
bar nach Außerkrafttreten der UkraineAufenthÜV unter Bezugnahme auf die Ver­
sagung der Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG mit gesondertem Bescheid 
eine Ausreiseaufforderung mit Abschiebungsandrohung zu verfügen. Dabei ist es 
unerheblich, ob gegen die Versagung der AE-Erteilung Rechtmittel eingelegt 
wurde, oder nicht. Das Rechtsmittel hat gem. gem. § 84 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG 
keine aufschiebende Wirkung 

Rechtsbehelfe gegen Vollzugsmaßnahmen haben gemäß § 248 Abs. 1 Satz 2 des 
Allgemeinen Verwaltungsgesetzes für das Land Schleswig-Holstein (Landesver­
waltungsgesetz - LVwG -) keine aufschiebende Wirkung. 

10. Pass- und Dokumenten- und Meldewesen 
Handschriftliche Eintragungen in ukrainische Pässe 
Mit Länderschreiben des BMI nebst Anlage vom 18.03.2022 (Anlagen 3 und 3a) 
wird erläutert, dass die von der UkraineAufenthÜV umfassten Personen, sofern sie 
keinen gültigen und anerkannten Pass oder Passersatz mit sich führen, in entspre­
chender Anwendung des § 14 AufenthV von der Passpflicht zu befreien sind. Die 
Befreiung endet, sobald für den Ausländer die Beschaffung oder Beantragung eines 
Passes oder Passersatzes auch in Anbetracht der besonderen Umstände des Fal­
les und des Vorranges der Inanspruchnahme von Hilfe zumutbar wird (§ 14 Absatz 
1 Satz 2 AufenthV). ' 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß den Verbalnoten des Generalkonsulats 
der Ukraine in Hamburg vom 01.03.2022 und 02.03.2022 abgelaufene ukrainische 
Reisepässe handschriftlich verlängert und Informationen von Kindern über 16 Jah­
ren handschriftlich eingetragen und die Fotos der Kinder den Pässen der Eltern hin­
zugefügt werden können. Gemäß dem Länderschreiben des BMIs vom 14.03.2022 
(Nr. 8.3 Art und Gültigkeitsdauer des Aufenthaltstitels; Fiktionsbescheinigung; Rei­
seausweis für Ausländer; Ausweisersatz) werden handschriftliche Ergänzungen / 
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Verlängerungen mit konsularischem Siegel/Stempel bis auf Weiteres akzeptiert. Die 
Inanspruchnahme dieser Leistungen kann trotz der Befreiung von der Passpflicht 
zur Identitäts-/Staatsangehörigkeitsklärung hilfreich sein. 

Melderechtliche Hinweise 
Gemäß einem Rundschreiben des BMI vom 29.03.2022 (Anlagen 5, 5a, 5b und 
5c) soll die melderechtliche Anmeldung grundsätzlich nur erfolgen, wenn die melde­
pflichtige Person einen Pass oder Passersatz oder ein ausländerrechtliches Doku­
ment (Anlaufbescheinigung, Ankunftsnachweis, Fiktionsbescheinigung, Aufenthalts­
titel) vorweisen kann, das die Personalien in lateinischer Schrift enthält. Auf eigen­
ständige Transliterationen aus dem Kyrillischen ist seitens der Meldebehörden zu 
verzichten (Rundschreiben vom 29.03.2022, III. Melderecht). 

Ergänzend dazu hat das zuständige Referat des MILIG wie folgt ausgeführt: 
Die Meldebehörden prüfen die vorgelegten Dokumente. Spfern dort Dokumente 
ausschließlich in kyrillischer Schrift vorgelegt werden, stehen folgende Optionen zur 
Verfügung: 
a. das Generalkonsulat in Hamburg aufzusuchen, um Ersatzpapiere in lateinischer 

Schrift zu erlangen, 
b. die ABH aufzusuchen, um deutsche Ersatzpapiere zu erhalten, 
c. eine Übersetzung vorzulegen oder 
d. sofern es sich um minderjährige Kinder handelt und die eigenen Kapazitäten es 

zulassen, eine eigenständige Transliteration der Geburtsurkunde seitens der 
Meldebehörde 

11. Reisemöglichkeiten für Kriegsvertriebene aus der Ukraine 
Vermehrt fragen Kriegsvertriebene aus der Ukraine nach Reisemöglichkeiten ins 
Ausland während des Aufenthaltes in Deutschland. Dabei werden regelmäßig Unsi­
cherheiten hinsichtlich einer gewünschten Rückkehr nach Deutschland angegeben. 
In diesem Zusammenhang sind folgende Hinweise zu beachten: 
a. Die UkraineAufenthÜV ermöglicht in der gegenwärtigen Fassung und im Zeit­

raum ihrer Gültigkeit (zurzeit bis zum 31.08.2022) allen Kriegsvertriebenen aus 
der Ukraine die erlaubnisfreie Einreise in das Bundesgebiet. Eine Beschrän­
kung der Anzahl der Einreisen ist nicht gegeben. 

. b. Kriegsvertriebenen aus der Ukraine, die bereits im Besitz einer Aufenthaltser­
laubnis nach § 24 AufenthG sind, haben die Möglichkeit, sich visumfrei im ge­
samten Schengenbereich zu bewegen und sich in den Mitgliedstaaten bis zu 90 
Tage je 180 Tage aufzuhalten. 
Darüber hinaus hat dieser Personenkreis die Möglichkeit, während der Gültig­
keit des Aufenthaltstitels jederzeit aus dem Bundesgebiet auszureisen und wie­
dereinzureisen. Die Regelungen des § 51 AufenthG sind zu beachten. 



Mit freundlichen Grüßen 

Norbert Scharbach 



Bundesministerium 
des Innern und für Heimat   

Verordnung 
zur vorübergehenden Befreiung vom Erfordernis eines Aufenthaltstitels 

von anlässlich des Krieges in der Ukraine eingereisten Personen 
(Ukraine-Aufenthalts-Übergangsverordnung – UkraineAufenthÜV) 

Vom 7. März 2022 

Auf Grund des § 99 Absatz 1 Nummer 1 und 2 in Verbindung mit Absatz 4 Satz 1 und 2 des Aufenthaltsgesetzes, 
von denen § 99 Absatz 4 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes durch Artikel 169 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I 
S. 1328) geändert worden ist, in Verbindung mit § 1 Absatz 2 des Zuständigkeitsanpassungsgesetzes vom 16. August 
2002 (BGBl. I S. 3165) und dem Organisationserlass vom 8. Dezember 2021 (BGBl. I S. 5176) verordnet das Bundes-
ministerium des Innern und für Heimat: 

§ 1 

Gegenstand 

Diese Verordnung regelt anlässlich des Krieges in der Ukraine infolge des Überfalls der Russischen Föderation vom 
24. Februar 2022 die vorübergehende Befreiung von bestimmten Ausländern vom Erfordernis des Besitzes eines 
Aufenthaltstitels und ermöglicht diesen die Einholung des für die Zeit nach Außerkrafttreten dieser Verordnung 
erforderlichen Aufenthaltstitels im Bundesgebiet. 

§ 2 

Befreiung vom Erfordernis eines Aufenthaltstitels 

(1) Ausländer, die sich am 24. Februar 2022 in der Ukraine aufgehalten haben und die bis zum Außerkrafttreten 
dieser Verordnung in das Bundesgebiet eingereist sind, ohne den für einen langfristigen Aufenthalt im Bundesgebiet 
erforderlichen Aufenthaltstitel zu besitzen, sind vom Erfordernis eines Aufenthaltstitels befreit. 

(2) Ukrainische Staatsangehörige, die am 24. Februar 2022 einen Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt in 
der Ukraine hatten, aber die sich zu diesem Zeitpunkt vorübergehend nicht in der Ukraine aufgehalten haben, und die 
bis zum Außerkrafttreten dieser Verordnung in das Bundesgebiet eingereist sind, ohne den für einen langfristigen 
Aufenthalt im Bundesgebiet erforderlichen Aufenthaltstitel zu besitzen, sind vom Erfordernis eines Aufenthaltstitels 
befreit. Dies gilt auch für in der Ukraine anerkannte Flüchtlinge im Sinne des Abkommens vom 28. Juli 1951 über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge (BGBl. 1953 II S. 559, 560) und Personen, die in der Ukraine internationalen oder 
gleichwertigen nationalen Schutz genießen. 

(3) Ukrainische Staatsangehörige, die sich am 24. Februar 2022 bereits rechtmäßig im Bundesgebiet aufgehalten 
haben, ohne den für einen langfristigen Aufenthalt im Bundesgebiet erforderlichen Aufenthaltstitel zu besitzen, sind 
vom Erfordernis eines Aufenthaltstitels befreit. 

(4) Die Befreiungen nach den Absätzen 1 bis 3 finden rückwirkend zum 24. Februar 2022 Anwendung. 

(5) Soweit der Regelungsgegenstand der Verordnung reicht, sind die Einreise und der Aufenthalt der in den Ab-
ätzen 1 bis 3 genannten Ausländer rechtmäßig. Die übrigen Vorschriften des Aufenthaltsrechts bleiben unberührt. 

§ 3 

Titeleinholung im Bundesgebiet 

Ein erforderlicher Aufenthaltstitel kann von den in § 2 Absatz 1 bis 3 genannten Ausländern im Bundesgebiet ein-
geholt werden. Die Befreiung nach § 2 steht der Erteilung eines Aufenthaltstitels nicht entgegen. 
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§ 4 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Sie tritt mit Ablauf des 23. Mai 2022 außer Kraft. 

Berlin, den 7. März 2022 

Die Bundesministerin 
des Innern und für Heimat 

Nancy Faeser  
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II

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter)

BESCHLÜSSE

DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2022/382 DES RATES 

vom 4. März 2022

zur Feststellung des Bestehens eines Massenzustroms von Vertriebenen aus der Ukraine im Sinne des 
Artikels 5 der Richtlinie 2001/55/EG und zur Einführung eines vorübergehenden Schutzes 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Richtlinie 2001/55/EG des Rates vom 20. Juli 2001 über Mindestnormen für die Gewährung 
vorübergehenden Schutzes im Falle eines Massenzustroms von Vertriebenen und Maßnahmen zur Förderung einer 
ausgewogenen Verteilung der Belastungen, die mit der Aufnahme dieser Personen und den Folgen dieser Aufnahme 
verbunden sind, auf die Mitgliedstaaten (1), insbesondere auf Artikel 5,

auf Vorschlag der Europäischen Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Am 24. Februar 2022 starteten russische Streitkräfte ausgehend von der Russischen Föderation, von Belarus und von 
ukrainischen Gebieten, die nicht von der Regierung des Landes kontrolliert werden, an mehreren Orten eine groß 
angelegte Invasion der Ukraine.

(2) Infolgedessen sind beträchtliche Teile des ukrainischen Hoheitsgebiets nun Gebiete bewaffneter Konflikte, aus denen 
Tausende Personen geflohen sind oder immer noch fliehen.

(3) Im Anschluss an die Invasion, durch die die Sicherheit und Stabilität Europas und der Welt gefährdet werden soll, 
verurteilte der Europäische Rat in seinen Schlussfolgerungen vom 24. Februar 2022 die grundlose und ungerecht
fertigte militärische Aggression Russlands gegen die Ukraine aufs Schärfste und betonte den massiven Verstoß gegen 
das Völkerrecht und die Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen. Der Europäische Rat forderte Russland auf, 
die territoriale Unversehrtheit, Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine innerhalb seiner international 
anerkannten Grenzen uneingeschränkt zu achten, wozu auch das Recht der Ukraine gehört, über ihr eigenes 
Schicksal zu bestimmen. Der Europäische Rat erklärte ferner, dass die russische Regierung die volle Verantwortung 
für diesen Akt der Aggression trägt, der Leid und den Verlust von Menschenleben verursacht, und dass sie für ihr 
Handeln zur Rechenschaft gezogen werden wird. In Solidarität mit der Ukraine verabschiedete der Europäische Rat 
weitere Sanktionen, rief zu Vorbereitungsarbeiten auf allen Ebenen auf und ersuchte die Kommission, 
Notfallmaßnahmen vorzuschlagen.

(4) Die Union hat die Ukraine und ihre Bürgerinnen und Bürger, die mit einer beispiellosen Aggression seitens der 
Russischen Föderation konfrontiert sind, entschlossen unterstützt und wird dies auch weiterhin tun. Dieser 
Beschluss ist Teil der Reaktion der Union auf den Migrationsdruck, der von der russischen militärischen Invasion 
der Ukraine verursacht wird.

(5) Der Konflikt hat bereits Auswirkungen auf die Union, wozu auch gehört, dass sich während des Konflikts aller 
Wahrscheinlichkeit nach an ihren östlichen Grenzen ein hoher Migrationsdruck aufbaut. Am 1. März 2022 waren 
bereits mehr als 650 000 Vertriebene über Polen, die Slowakei, Ungarn und Rumänien aus der Ukraine in die Union 
gekommen. Es ist davon auszugehen, dass diese Zahlen weiter steigen werden.

(1) ABl. L 212 vom 7.8.2001, S. 12.
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(6) Da die Ukraine in Anhang II der Verordnung (EU) 2018/1806 (2) aufgeführt ist, sind Staatsangehörige der Ukraine 
für einen Aufenthalt, der 90 Tage je Zeitraum von 180 Tagen nicht überschreitet, von der Pflicht, beim 
Überschreiten der Außengrenzen der Mitgliedstaaten im Besitz eines Visums zu sein, befreit. Ausgehend von den 
Erfahrungen nach der rechtswidrigen Annexion der Autonomen Republik Krim und der Stadt Sewastopol durch 
Russland im Jahr 2014 und dem Krieg in der Ostukraine wird erwartet, dass die Hälfte der Ukrainer, die im Rahmen 
des für einen kurzfristigen Aufenthalt geltenden visumfreien Reiseverkehrs in die Union kommen, Familienan
gehörigen nachzieht oder eine Beschäftigung in der Union sucht, während die andere Hälfte internationalen Schutz 
beantragt. Je nach Entwicklung des Konflikts dürfte die Union den aktuellen Schätzungen zufolge mit einer sehr 
großen Zahl – möglicherweise zwischen 2,5 Millionen und 6,5 Millionen – Vertriebener als Folge des bewaffneten 
Konflikts konfrontiert werden, wobei davon ausgegangen wird, dass zwischen 1,2 Millionen und 3,2 Millionen von 
ihnen internationalen Schutz beantragen. Nach Schätzungen des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten 
Nationen (VN) werden im schlimmsten Fall möglicherweise bis zu 4 Millionen Menschen aus der Ukraine fliehen.

(7) Diese Zahlen zeigen, dass die Union wahrscheinlich mit einer Situation konfrontiert sein wird, die durch einen 
Massenzustrom von Vertriebenen aus der Ukraine gekennzeichnet ist, die aufgrund der militärischen Aggression 
Russlands nicht in ihr Herkunftsland oder ihre Herkunftsregion zurückkehren können. Aufgrund des 
voraussichtlichen Ausmaßes des Zustroms besteht auch eindeutig die Gefahr, dass die Asylsysteme der 
Mitgliedstaaten die Einreisen nicht ohne Beeinträchtigung ihrer Funktionsweise und ohne Nachteile für die 
betroffenen Personen oder andere um Schutz nachsuchende Personen bearbeiten können.

(8) Die VN haben einen dringenden humanitären Hilfsappell für den Schutz- und Hilfsbedarf in der Ukraine und einen 
Krisenplan zur Unterstützung der Flüchtlinge in der Region Ukraine auf den Weg gebracht, in dem genaue Angaben 
zur Zahl der in Not befindlichen Menschen und der im Rahmen der Hilfe zu unterstützenden Menschen gemacht 
werden.

(9) Der Hohe Flüchtlingskommissar der VN begrüßte die von vielen Mitgliedstaaten bekundete Unterstützung für die 
Aktivierung des in der Richtlinie 2001/55/EG vorgesehenen Mechanismus für einen vorübergehenden Schutz, um 
eine sofortige, vorübergehende Zuflucht in der Union zu ermöglichen und die Aufteilung der Verantwortung für die 
Menschen, die aus der Ukraine fliehen, unter den Mitgliedstaaten zu erleichtern.

(10) Als Reaktion auf diese Situation sollte das Bestehen eines Massenzustroms von Vertriebenen im Sinne der 
Richtlinie 2001/55/EG festgestellt werden, damit ihnen vorübergehender Schutz gewährt wird.

(11) Gegenstand dieses Beschlusses ist es, einen vorübergehenden Schutz für ukrainische Staatsangehörige einzuführen, 
die ihren Aufenthalt in der Ukraine hatten und am oder nach dem 24. Februar 2022 infolge der militärischen 
Invasion russischer Streitkräfte, die an diesem Tag begann, vertrieben wurden. Zudem sollte ein vorübergehender 
Schutz für Staatsangehörige anderer Drittländer als der Ukraine eingeführt werden, die am oder nach dem 
24. Februar 2022 aus der Ukraine vertrieben wurden und die vor dem 24. Februar 2022 in der Ukraine den 
Flüchtlingsstatus oder einen gleichwertigen Schutz genossen haben. Ferner ist es wichtig, den Familienverband zu 
wahren und zu vermeiden, dass für einzelne Mitglieder derselben Familie ein unterschiedlicher Status gilt. Daher 
muss auch ein vorübergehender Schutz für Familienangehörige dieser Personen eingeführt werden, wenn deren 
Familie zum Zeitpunkt der den Massenzustrom von Vertriebenen auslösenden Umstände bereits in der Ukraine 
anwesend und aufhältig war.

(12) Ferner ist es angezeigt, für den Schutz von Staatenlosen und Staatsangehörigen anderer Drittländer als der Ukraine 
zu sorgen, die nachweisen können, dass sie vor dem 24. Februar 2022 aufgrund eines nach ukrainischem Recht 
erteilten gültigen unbefristeten Aufenthaltstitels ihren rechtmäßigen Aufenthalt in der Ukraine hatten und nicht 
sicher und dauerhaft in ihr Herkunftsland oder ihre Herkunftsregion zurückkehren können. Dieser Schutz sollte 
darin bestehen, dass entweder dieser Beschluss auf sie angewandt wird oder ihnen ein anderer angemessener Schutz 
nach nationalem Recht gewährt wird, über den jeder Mitgliedstaat selbst zu entscheiden hat. Personen, die um 
Schutz nachsuchen, sollten nachweisen können, dass sie die Zulassungskriterien erfüllen, indem sie den zuständigen 
Behörden des betreffenden Mitgliedstaats die entsprechenden Dokumente vorlegen. Wenn sie die entsprechenden 
Dokumente nicht vorlegen können, sollten die Mitgliedstaaten sie auf das geeignete Verfahren hinweisen.

(13) Gemäß der Richtlinie 2001/55/EG können die Mitgliedstaaten den vorübergehenden Schutz auf alle anderen 
Staatenlosen oder nicht-ukrainischen Drittstaatsangehörigen ausweiten, die ihren rechtmäßigen Aufenthalt in der 
Ukraine hatten und nicht sicher und dauerhaft in ihr Herkunftsland oder ihre Herkunftsregion zurückkehren 
können. Zu diesen Personen könnten Drittstaatsangehörige gehören, die zum Zeitpunkt der Ereignisse, die zu dem 
Massenzustrom von Vertriebenen geführt haben, kurzfristig in der Ukraine studiert oder gearbeitet haben. Diesen 

(2) Verordnung (EU) 2018/1806 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. November 2018 zur Aufstellung der Liste der 
Drittländer, deren Staatsangehörige beim Überschreiten der Außengrenzen im Besitz eines Visums sein müssen, sowie der Liste der 
Drittländer, deren Staatsangehörige von dieser Visumpflicht befreit sind (ABl. L 303 vom 28.11.2018, S. 39).
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Personen sollte die Einreise in die Union in jedem Fall aus humanitären Gründen gestattet werden, ohne dass von 
ihnen verlangt wird, insbesondere im Besitz eines gültigen Visums oder ausreichender Mittel zur Bestreitung des 
Lebensunterhalts oder gültiger Reisedokumente zu sein, um eine sichere Durchreise im Hinblick auf die Rückkehr in 
ihr Herkunftsland oder ihre Herkunftsregion zu gewährleisten.

(14) Die Mitgliedstaaten können den vorübergehenden Schutz auch weiteren Gruppen von Vertriebenen, auf die dieser 
Beschluss keine Anwendung findet, gewähren, sofern diese Personen aus den gleichen Gründen vertrieben wurden 
und aus demselben Herkunftsland oder derselben Herkunftsregion, wie in diesem Beschluss angegeben, kommen. In 
diesem Fall sollten die Mitgliedstaaten den Rat und die Kommission umgehend davon unterrichten. In diesem 
Zusammenhang sollten die Mitgliedstaaten ermutigt werden, die Ausdehnung des vorübergehenden Schutzes auf 
Personen in Erwägung zu ziehen, die nicht lange vor dem 24. Februar 2022, als die Spannungen zunahmen, aus der 
Ukraine geflohen sind oder die sich kurz vor diesem Zeitpunkt (z. B. im Urlaub oder zur Arbeit) im Gebiet der Union 
befunden haben und die infolge des bewaffneten Konflikts nicht in die Ukraine zurückkehren können.

(15) Es wird darauf hingewiesen, dass die Mitgliedstaaten in einer Erklärung übereingekommen sind, dass sie Artikel 11 
der Richtlinie 2001/55/EG nicht anwenden werden.

(16) Der vorübergehende Schutz ist in der derzeitigen Situation das am besten geeignete Instrument. Angesichts der 
außerordentlichen Ausnahmesituation, einschließlich der militärischen Invasion der Ukraine durch die Russische 
Föderation, und in Anbetracht des Ausmaßes des Massenzustroms von Vertriebenen sollte der vorübergehende 
Schutz es ihnen ermöglichen, in der gesamten Union harmonisierte Rechte in Anspruch zu nehmen, die ein 
angemessenes Schutzniveau bieten. Die Einführung des vorübergehenden Schutzes wird voraussichtlich auch den 
Mitgliedstaaten zugutekommen, da die Vertriebenen infolge der mit dem vorübergehenden Schutz verbundenen 
Rechte nicht unverzüglich internationalen Schutz beantragen müssen und sich folglich die Gefahr einer Überlastung 
ihrer Asylsysteme verringert, weil die Förmlichkeiten aufgrund der Dringlichkeit der Lage auf ein Minimum reduziert 
würden. Darüber hinaus haben ukrainische Staatsangehörige als von der Visumpflicht befreite Reisende das Recht, 
sich innerhalb der Union frei zu bewegen, nachdem ihnen die Einreise in deren Gebiet für einen Zeitraum von 
90 Tagen gestattet wurde. Auf dieser Grundlage können sie den Mitgliedstaat wählen, in dem sie die mit dem 
vorübergehenden Schutz verbundenen Rechte in Anspruch nehmen wollen, und ihrer Familie und ihren Freunden 
in den derzeit in der Union bestehenden beachtlichen Diaspora-Netzwerken nachziehen. Dies wird in der Praxis eine 
ausgewogene Verteilung der Belastungen zwischen den Mitgliedstaaten erleichtern und so den Druck auf die 
nationalen Aufnahmesysteme verringern. Sobald ein Mitgliedstaat einen Aufenthaltstitel nach der Richtlinie 2001/ 
55/EG erteilt hat, hat die Person, die vorübergehenden Schutz genießt, zwar das Recht, 90 Tage innerhalb eines 
Zeitraums von 180 Tagen in der Union zu reisen, sollte aber die Rechte, die sich aus dem vorübergehenden Schutz 
ergeben, nur in dem Mitgliedstaat geltend machen können, der den Aufenthaltstitel erteilt hat. Dies sollte einem 
Mitgliedstaat nicht die Möglichkeit nehmen zu beschließen, Personen, die nach diesem Beschluss vorübergehenden 
Schutz genießen, jederzeit einen Aufenthaltstitel zu erteilen.

(17) Dieser Beschluss ist mit nationalen Regelungen für den vorübergehenden Schutz vereinbar und kann in Ergänzung 
zu diesen Regelungen angewendet werden, die als Umsetzung der Richtlinie 2001/55/EG gelten können. Wenn der 
Mitgliedstaat über eine nationale Regelung verfügt, die günstiger ist als die in der Richtlinie 2001/55/EG enthaltenen 
Regelungen, sollte der Mitgliedstaat diese Regelung weiter anwenden können, da in jener Richtlinie vorgesehen ist, 
dass die Mitgliedstaaten für Personen, die unter den vorübergehenden Schutz fallen, günstigere Regelungen treffen 
oder beibehalten können. Sollte die nationale Regelung jedoch weniger günstig sein, so sollte der Mitgliedstaat 
sicherstellen, dass die in der Richtlinie 2001/55/EG vorgesehenen zusätzlichen Rechte gewährt werden.

(18) Die Richtlinie 2001/55/EG trägt der Verantwortung der Mitgliedstaaten für die Aufrechterhaltung von Recht und 
Ordnung und den Schutz der inneren Sicherheit gebührend Rechnung, da sie den Mitgliedstaaten ermöglicht, einen 
Vertriebenen vom vorübergehenden Schutz auszuschließen, wenn ernsthafte Gründe zur Annahme bestehen, dass die 
betreffende Person ein Verbrechen gegen den Frieden, ein Kriegsverbrechen oder ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
im Sinne der internationalen Instrumente begangen hat, die ausgearbeitet wurden, um Bestimmungen für diese 
Verbrechen vorzusehen, dass sie vor ihrer Aufnahme in den Mitgliedstaat als Person, die vorübergehenden Schutz 
genießt, ein schweres Verbrechen des gemeinen Rechts außerhalb jenes Mitgliedstaats begangen hat oder dass sie 
Handlungen für schuldig befunden wurde, die den Zielen und Grundsätzen der VN zuwiderlaufen. Die Richtlinie 
ermöglicht es den Mitgliedstaaten auch, einen Vertriebenen vom vorübergehenden Schutz auszuschließen, wenn triftige 
Gründe die Annahme rechtfertigen, dass die betreffende Person eine Gefahr für die Sicherheit des Aufnahmemitgliedstaats 
oder eine Gefahr für die Allgemeinheit im Aufnahmemitgliedstaat darstellt.

(19) Bei der Gewährung vorübergehenden Schutzes sollten die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass im Zuge der 
Verarbeitung personenbezogener Daten der Personen, die vorübergehenden Schutz genießen, die Anforderungen 
des Besitzstands der Union im Bereich des Datenschutzes, insbesondere der Verordnung (EU) 2016/679 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (3), eingehalten werden.

(3) Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz- 
Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1).
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(20) Dieser Beschluss sollte es der Union ermöglichen, die Aufnahmekapazitäten in den Mitgliedstaaten zu koordinieren 
und genau zu überwachen, um erforderlichenfalls Maßnahmen ergreifen und zusätzliche Unterstützung leisten zu 
können. Die Richtlinie 2001/55/EG verpflichtet die Mitgliedstaaten, im Benehmen mit der Kommission 
zusammenzuarbeiten und Informationen auszutauschen, um die Gewährung des vorübergehenden Schutzes zu 
erleichtern. Dies sollte über eine „Solidaritätsplattform“ geschehen, auf der die Mitgliedstaaten Informationen über 
ihre Aufnahmekapazitäten und die Zahl der Personen austauschen, die in ihrem Hoheitsgebiet vorübergehenden 
Schutz genießen. Auf der Grundlage der Informationen, die einige Mitgliedstaaten im Rahmen des EU-Vorsorge- 
und Krisenmanagementnetzes für Migration übermittelt haben, liegen die über die Aufnahmekapazität der in der 
Union ansässigen ukrainischen Diaspora hinausgehenden Aufnahmekapazitäten bei mehr als 310 000 Plätzen. Für 
die Zwecke dieses Informationsaustauschs sollte die Kommission eine Koordinierungsrolle übernehmen. Darüber 
hinaus wurden in den letzten Jahren verschiedene Plattformen eingerichtet mit dem Ziel, die Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten zu gewährleisten; davon ist das EU-Vorsorge- und Krisenmanagementnetz für 
Migration (gemäß der Empfehlung (EU) 2020/1366 der Kommission (4)) das am besten geeignete Netzwerk für die 
in der Richtlinie 2001/55/EG des Rates vorgesehene Verwaltungszusammenarbeit. Die Mitgliedstaaten sollten auch 
durch den Austausch relevanter Informationen im Rahmen der integrierten Regelung für die politische Reaktion auf 
Krisen (IPCR) (5) zu einem gemeinsamen Lagebewusstsein der Union beitragen. Gegebenenfalls sollte der Europäische 
Auswärtige Dienst konsultiert werden. In diesem Zusammenhang sollten die Mitgliedstaaten auch eng mit dem 
Hohen Flüchtlingskommissar der VN zusammenarbeiten.

(21) Gemäß der Richtlinie 2001/55/EG sollte die Dauer des vorübergehenden Schutzes zunächst ein Jahr betragen. Wird 
der vorübergehende Schutz nicht gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b jener Richtlinie beendet, so verlängert sich 
dieser Zeitraum automatisch um jeweils sechs Monate, höchstens jedoch um ein Jahr. Die Kommission wird die 
Lage ständig beobachten und überprüfen. Sie kann dem Rat jederzeit vorschlagen, den vorübergehenden Schutz zu 
beenden, da die Lage in der Ukraine die sichere und dauerhafte Rückkehr der Personen, denen vorübergehender 
Schutz gewährt wurde, ermöglicht, oder dem Rat vorschlagen, den vorübergehenden Schutz um höchstens ein Jahr 
zu verlängern.

(22) Für die Zwecke des Artikels 24 der Richtlinie 2001/55/EG ist die Bezugnahme auf den mit der Entscheidung 2000/ 
596/EG des Rates (6) errichteten Europäischen Flüchtlingsfonds als Bezugnahme auf den mit der Verordnung 
(EU) 2021/1147 des Europäischen Parlaments und des Rates (7) eingerichteten Asyl-, Migrations- und 
Integrationsfonds zu verstehen. Alle Bemühungen der Mitgliedstaaten, die Verpflichtungen aus diesem Beschluss zu 
erfüllen, werden aus den Unionsfonds finanziell unterstützt. Über Notfall- und Flexibilitätsmechanismen des 
Mehrjährigen Finanzrahmens 2021-2027 können auch Mittel mobilisiert werden, um einen punktuellen Bedarf an 
Hilfsleistungen in den Mitgliedstaaten zu decken. Darüber hinaus wurde das Katastrophenschutzverfahren der 
Union (8) aktiviert (9). Im Rahmen dieses Verfahrens können die Mitgliedstaaten lebensnotwendige Güter für die 
Befriedigung der Bedürfnisse der Vertriebenen aus der Ukraine, die sich in ihrem Hoheitsgebiet aufhalten, anfordern 
und für die Bereitstellung dieser Hilfe eine Kofinanzierung erhalten.

(23) Seit der Annahme der Richtlinie 2001/55/EG wurden mehrere Agenturen der Union eingerichtet bzw. die Mandate 
bereits eingerichteter Agenturen gestärkt. In diesem Zusammenhang sollte die Kommission mit der Europäischen 
Agentur für die Grenz- und Küstenwache (Frontex), der Asylagentur der Europäischen Union (EUAA) und der 
Agentur der Europäischen Union für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Strafverfolgung (Europol) 
zusammenarbeiten, um die Lage ständig zu beobachten und zu überprüfen. Darüber hinaus sollten Frontex, die 
Asylagentur der Europäischen Union (EUAA) und Europol den Mitgliedstaaten, die um Hilfe bei der Bewältigung der 
Situation ersucht haben, operative Unterstützung, auch im Hinblick auf die Anwendung dieses Beschlusses, leisten.

(24) Dieser Beschluss steht im Einklang mit den Grundrechten und Grundsätzen, die in der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union verankert sind.

(25) Irland ist durch die Richtlinie 2001/55/EG gebunden und beteiligt sich daher an der Annahme dieses Beschlusses.

(4) Empfehlung (EU) 2020/1366 der Kommission vom 23. September 2020 über einen Vorsorge- und Krisenmanagementmechanismus 
der EU für Migration (ABl. L 317 vom 1.10.2020, S. 26).

(5) Durchführungsbeschluss (EU) 2018/1993 des Rates vom 11. Dezember 2018 über die integrierte EU-Regelung für die politische 
Reaktion auf Krisen (ABl. L 320 vom 17.12.2018, S. 28).

(6) Entscheidung 2000/596/EG des Rates vom 28. September 2000 über die Errichtung eines Europäischen Flüchtlingsfonds (ABl. L 252 
vom 6.10.2000, S. 12).

(7) Verordnung (EU) 2021/1147 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. Juli 2021 zur Einrichtung des Asyl-, Migrations- und 
Integrationsfonds (ABl. L 251 vom 15.7.2021, S. 1).

(8) Verordnung (EU) 2021/836 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2021 zur Änderung des Beschlusses Nr. 1313/ 
2013/EU über ein Katastrophenschutzverfahren der Union (ABl. L 185 vom 26.5.2021, S. 1).

(9) Seit dem 28. Februar 2022 von der Slowakei.
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(26) Nach den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union beigefügten Protokolls Nr. 22 über die Position Dänemarks beteiligt sich Dänemark nicht an der 
Annahme dieses Beschlusses und ist weder durch diesen Beschluss gebunden noch zu seiner Anwendung 
verpflichtet.

(27) Angesichts der Dringlichkeit der Lage sollte dieser Beschluss am Tag seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft treten —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Gegenstand

Hiermit wird das Bestehen eines Massenzustroms von Vertriebenen in die Union festgestellt, die infolge eines bewaffneten 
Konflikts die Ukraine verlassen mussten.

Artikel 2

Personen, für die der vorübergehende Schutz gilt

(1) Dieser Beschluss gilt für die folgenden Gruppen von Personen, die am oder nach dem 24. Februar 2022 infolge der 
militärischen Invasion der russischen Streitkräfte, die an diesem Tag begann, aus der Ukraine vertrieben wurden:

a) ukrainische Staatsangehörige, die vor dem 24. Februar 2022 ihren Aufenthalt in der Ukraine hatten,

b) Staatenlose und Staatsangehörige anderer Drittländer als der Ukraine, die vor dem 24. Februar 2022 in der Ukraine 
internationalen Schutz oder einen gleichwertigen nationalen Schutz genossen haben, und

c) Familienangehörige der unter den Buchstaben a und b genannten Personen.

(2) Die Mitgliedstaaten wenden entweder diesen Beschluss oder einen angemessenen Schutz nach ihrem nationalen 
Recht auf Staatenlose und Staatsangehörige anderer Drittländer als der Ukraine an, die nachweisen können, dass sie sich 
vor dem 24. Februar 2022 auf der Grundlage eines nach ukrainischem Recht erteilten gültigen unbefristeten 
Aufenthaltstitels rechtmäßig in der Ukraine aufgehalten haben, und die nicht in der Lage sind, sicher und dauerhaft in ihr 
Herkunftsland oder ihre Herkunftsregion zurückzukehren.

(3) Nach Artikel 7 der Richtlinie 2001/55/EG können die Mitgliedstaaten diesen Beschluss auch auf andere Personen, 
insbesondere Staatenlose und Staatsangehörige anderer Drittländer als der Ukraine anwenden, die sich rechtmäßig in der 
Ukraine aufhielten und nicht sicher und dauerhaft in ihr Herkunftsland oder ihre Herkunftsregion zurückkehren können.

(4) Für die Zwecke des Absatzes 1 Buchstabe c gelten folgende Personen als Teil einer Familie, sofern die Familie bereits 
vor dem 24. Februar 2022 in der Ukraine anwesend und aufhältig war:

a) der Ehegatte einer in Absatz 1 Buchstabe a oder b genannten Person oder ihr nicht verheirateter Partner, der mit dieser 
Person in einer dauerhaften Beziehung lebt, sofern nicht verheiratete Paare nach den nationalen ausländerrechtlichen 
Rechtsvorschriften oder den Gepflogenheiten des betreffenden Mitgliedstaats verheirateten Paaren gleichgestellt sind;

b) die minderjährigen ledigen Kinder einer in Absatz 1 Buchstabe a oder b genannten Person oder ihres Ehepartners, 
gleichgültig, ob es sich um ehelich oder außerehelich geborene oder adoptierte Kinder handelt;

c) andere enge Verwandte, die zum Zeitpunkt der den Massenzustrom von Vertriebenen auslösenden Umstände innerhalb 
des Familienverbands lebten und vollständig oder größtenteils von einer in Absatz 1 Buchstabe a oder b genannten 
Person abhängig waren.
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Artikel 3

Zusammenarbeit und Überwachung

(1) Für die Zwecke des Artikels 27 der Richtlinie 2001/55/EG nutzen die Mitgliedstaaten das EU-Vorsorge- und 
Krisenmanagementnetz für Migration gemäß der Empfehlung (EU) 2020/1366. Die Mitgliedstaaten sollten auch durch den 
Austausch relevanter Informationen im Rahmen der Integrierten Regelung für die politische Reaktion auf Krisen (IPCR) zu 
einem gemeinsamen Lagebewusstsein der Union beitragen.

(2) Die Kommission koordiniert die Zusammenarbeit und den Informationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten, 
insbesondere in Bezug auf die Überwachung der Aufnahmekapazitäten in jedem Mitgliedstaat und die Ermittlung eines 
etwaigen Bedarfs an zusätzlicher Unterstützung.

Zu diesem Zweck beobachtet und überprüft die Kommission in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten, der Europäischen 
Agentur für die Grenz- und Küstenwache (Frontex), der Asylagentur der Europäischen Union (EUAA) und der Agentur der 
Europäischen Union für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Strafverfolgung (Europol) ständig die Lage unter Nutzung 
des EU-Vorsorge- und Krisenmanagementnetzes für Migration.

Darüber hinaus leisten Frontex, die EUAA und Europol den Mitgliedstaaten, die um ihre Hilfe bei der Bewältigung der 
Situation ersuchen, operative Unterstützung, auch im Hinblick auf die Anwendung dieses Beschlusses.

Artikel 4

Inkrafttreten

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Geschehen zu Brüssel am 4. März 2022.

Im Namen des Rates
Der Präsident

J. BORRELL FONTELLES
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Seite 1 von 3 

Im Zusammenhang mit der Einreise Vertriebener aus der Ukraine (UKR) sind von inlän-

dischen Stellen Schwierigkeiten bei der Identifizierung und Einreise von UKR Staatsan-

gehörigen ohne hinreichende Passdokumente gemeldet worden. Hierzu teilt das Bun-

desministerium des Innern und für Heimat (BMI) Folgendes mit: 

 

1. Zeitlich befristete Anerkennung UKR ID-Karte Modell 2015 

 

Zwar verfügen viele ukrainische Staatsangehörige über biometrische oder andere Pässe. 

Aufgrund der hohen Anzahl von Vertriebenen und der außergewöhnlichen Umstände 

zeichnet sich ab, dass eine größere Zahl von Personen nicht über einen anerkannten und 

gültigen Pass oder Passersatz, aber über eine ukrainische ID-Karte verfügt.  
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Vor diesem Hintergrund wird die ukrainische ID-Karte (Modell 2015) als Passersatz zeit-

lich befristet bis zum 23. Februar 2023 anerkannt. Die Anerkennung ist im Bundesanzei-

ger veröffentlicht (BAnz AT 18.03.2022 B12) und ist mit Rückwirkung zum 24. Februar 

2022 wirksam geworden. Ein Abdruck der UKR ID-Karte mit und ohne Chip ist diesem 

Schreiben als Anlage beigefügt. 

 

Mit der Anerkennung wird damit die Identifizierung der Inhaber bei der Eröffnung eines 

Bankkontos im Einklang mit Geldwäscheregelungen erleichtert (§ 3 Absatz 1 in Verbin-

dung mit § 71 Absatz 6 AufenthG in Verbindung mit § 12 Absatz 1 Nummer 1 GwG). Die 

Anerkennung erleichtert zudem die Identitätsfeststellung bei der Einreise nach Deutsch-

land und Verfahren bei inländischen Behörden.  

 

2. Passpflicht, Rechtmäßigkeit von Einreise und Aufenthalt 

 

Darüber hinaus vertritt das BMI in Bezug auf die Erfüllung der Passpflicht von Kriegs-

flüchtlingen aus der Ukraine, die nicht über einen gültigen und anerkannten Pass oder 

Passersatz verfügen, folgende Auffassung: 

 

Ausländer dürfen nur in das Bundesgebiet einreisen oder sich darin aufhalten, wenn sie 

einen anerkannten und gültigen Pass oder Passersatz besitzen, sofern sie von der Pass-

pflicht nicht durch Rechtsverordnung befreit sind (§ 3 Absatz 1 Satz 1 AufenthG). Die Uk-

raineAufenthÜV des BMI vom 7. März 2022 (BAnz AT 08.03.2022 V1) und der Durchfüh-

rungsbeschluss des Rates vom 4. März 2022 zur Feststellung des Bestehens eines Massen-

zustroms von Vertriebenen aus der Ukraine im Sinne des Artikels 5 der Richtlinie 

2001/55/EG und zur Einführung eines vorübergehenden Schutzes (ABl. L71 vom 4. März 

2022, S. 1) haben das Ziel, dass die von den Kriegsereignissen betroffenen Personen 

schnell und sicher Schutz erhalten. So ist nach der UkraineAufenthÜV, soweit der Rege-

lungsbereich der Verordnung reicht, Einreise und Aufenthalt der in der Verordnung in 

§ 2 Absatz 1 bis 3 genannten Ausländern rechtmäßig (§ 2 Absatz 5 Satz 1).  

 

Mithin ist es aus Sicht des BMI geboten, die von der UkraineAufenthÜV umfassten Per-

sonen, sofern sie keinen gültigen und anerkannten Pass oder Passersatz mit sich führen, 

in entsprechender Anwendung des § 14 AufenthV von der Passpflicht zu befreien. Der 

betroffene Personenkreis ist Ausländern gleichzustellen, die bei Unglücks- oder Kata-

strophenfällen aus Nachbarländern einreisen und in Deutschland Hilfe in Anspruch 

nehmen wollen (§ 14 Satz 1 Nummer 1 AufenthV). Die Befreiung endet, sobald für den 
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Ausländer die Beschaffung oder Beantragung eines Passes oder Passersatzes auch in An-

betracht der besonderen Umstände des Falles und des Vorranges der Inanspruchnahme 

von Hilfe zumutbar wird (§ 14 Absatz 1 Satz 2 AufenthV). 

 

Diese Wertung steht im Einklang mit den Regelungen über die Erteilung von Aufent-

haltstiteln nach § 24 AufenthG, wonach u.a. von der Erfüllung der Passpflicht abzusehen 

ist (§ 5 Absatz 3 Satz 1 in Verbindung mit Absatz 1 Nummer 4 AufenthG). 

 

Als Folge sind die Einreise und der Aufenthalt ohne einen gültigen und anerkannten Pass 

oder Passersatz von Personen, die der UkraineAufenthÜV unterfallen, nicht als uner-

laubt anzusehen. Die entsprechende Strafbarkeit und Pflicht zur Anzeige entfallen. Iden-

titätsprüfung, Registrierung und Ausstellung einer Anlaufbescheinigung bleiben unbe-

rührt. Das Vorliegen der Tatbestandsvoraussetzungen von Bezügen zur Ukraine muss 

weiterhin glaubhaft dargelegt werden.  

 

Aus Sicht des BMI ermöglicht diese Herangehensweise, die aktuellen Herausforderungen 

in der Praxis angemessen zu behandeln.  

 

Ich bitte, die zuständigen Stellen Ihres Zuständigkeitsbereiches sowie die relevanten Jus-

tizstellen zeitnah über dieses Rundschreiben zu informieren. 

 

Im Auftrag 

 

Dr. Jansen 

 

 



II

(Mitteilungen)

MITTEILUNGEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN STELLEN 
DER EUROPÄISCHEN UNION

EUROPÄISCHE KOMMISSION

MITTEILUNG DER KOMMISSION 

zu operativen Leitlinien für die Umsetzung des Durchführungsbeschlusses 2022/382 des Rates zur 
Feststellung des Bestehens eines Massenzustroms von Vertriebenen aus der Ukraine im Sinne des 

Artikels 5 der Richtlinie 2001/55/EG und zur Einführung eines vorübergehenden Schutzes 

(2022/C 126 I/01)

Am 4. März 2022 erließ der Rat den Durchführungsbeschluss (EU) 2022/382 des Rates zur Feststellung des Bestehens eines 
Massenzustroms von Vertriebenen aus der Ukraine im Sinne des Artikels 5 der Richtlinie 2001/55/EG und zur Einführung 
eines vorübergehenden Schutzes (1) (im Folgenden „Ratsbeschluss“). Er trat am selben Tag in Kraft.

Ausgehend von den jüngsten Fragen, die von den Mitgliedstaaten hinsichtlich der Umsetzung des Ratsbeschlusses und der 
Richtlinie 2001/55/EG („Richtlinie über den vorübergehenden Schutz“) aufgeworfen worden waren, hat die Kommission 
eine Reihe von Aspekten ermittelt, zu denen es ihrer Auffassung nach sinnvoll wäre, den Mitgliedstaaten 
Orientierungshilfen an die Hand zu geben. Diese Aspekte, z. B. der Anwendungsbereich (Personen, die unter den 
Ratsbeschluss fallen/nicht unter den Ratsbeschluss fallen, Familienangehörige) und die Frage, wie Kinder, einschließlich 
unbegleiteter Minderjähriger, zu behandeln sind, sind Gegenstand der beigefügten Leitlinien. Auch Fragen der Freizügigkeit 
in den Mitgliedstaaten, der Registrierung und der Bereitstellung von Informationen werden in den Leitlinien behandelt.

Die aktuelle Situation stellt die Mitgliedstaaten vor große Herausforderungen; so sind bereits knapp 3 Millionen Menschen 
angekommen. Die Lage ändert sich täglich. Da die Leitlinien mit den Entwicklungen Schritt halten müssen, wird es 
vonnöten sein, sie im Zuge der von den Mitgliedstaaten fortwährend gesammelten Erfahrungen zu aktualisieren.

Die Leitlinien sind daher als dynamisches Dokument gedacht und müssen regelmäßig auf der Grundlage neuer Fragen der 
Mitgliedstaaten auf den neuesten Stand gebracht werden, um der Situation vor Ort sowie den sich wandelnden 
Bedürfnissen der Mitgliedstaaten gebührend Rechnung zu tragen. Auf die vorliegenden Leitlinien könnten spezifischere 
Empfehlungen zu bestimmten Themen folgen. Die Kommission beabsichtigt zudem, die spezielle Website mit 
Informationen für Kriegsflüchtlinge aus der Ukraine regelmäßig mit zusätzlichen Orientierungshilfen zu aktualisieren, die 
die Mitgliedstaaten möglicherweise benötigen. Darüber hinaus plant sie, monatliche Treffen mit den Mitgliedstaaten 
abzuhalten, um Fragen im Zusammenhang mit der Auslegung des Ratsbeschlusses und der Richtlinie 2001/55/EG zu 
erörtern.

Die Kommission hat eine Solidaritätsplattform eingerichtet, um die operative Reaktion der Mitgliedstaaten nach Maßgabe 
von Artikel 3 Absatz 2 des Ratsbeschlusses zu koordinieren. Die Solidaritätsplattform wird mit dem in Artikel 3 Absatz 1 
des Ratsbeschlusses genannten EU-Vorsorge- und Krisenmanagementnetz für Migration zusammenarbeiten und dabei die 
in diesem Rahmen erhaltenen Lageinformationen berücksichtigen. Sie wird Informationen sammeln, den in den 
Mitgliedstaaten ermittelten Bedarf prüfen und die operativen Folgemaßnahmen in Reaktion auf diesen Bedarf koordinieren.

(1) ABl. L 71 vom 4.3.2022, S. 1.
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Die Solidaritätsplattform wird die Mobilisierung einschlägiger EU-Instrumente erleichtern, die Abstimmung von 
Solidaritätsangeboten auf die ermittelten Bedürfnisse koordinieren und die Überstellung von Personen auf allgemeiner 
Ebene zwischen den Mitgliedstaaten und gegebenenfalls in Drittländer in Zusammenarbeit mit EU-Agenturen und anderen 
einschlägigen Akteuren koordinieren.

Die Mitgliedstaaten haben zwei Personen benannt, von denen eine als nationale Kontaktstelle mit Entscheidungsbefugnis 
fungieren und eine auf operativer Ebene tätig sein wird. Sämtliche Informationen, die die Solidaritätsplattform betreffen, 
sowie alle weiteren Fragen im Zusammenhang mit der Umsetzung des Ratsbeschlusses zu diesen Leitlinien sollten – wie 
den Mitgliedstaaten bereits mitgeteilt wurde – an die spezielle Funktionsmailbox geschickt werden.

Im Jahr 2020 hat die Kommission als festen Bestandteil der Vorschläge für das Migrations- und Asylpaket eine Empfehlung 
für einen Vorsorge- und Krisenplan der EU für Migration angenommen. Ziel ist es, einen operativen Rahmen für die 
Überwachung und Antizipation von Migrationsströmen und Migrationslagen, die Stärkung der Resilienz sowie die 
Organisation einer situationsbezogenen Reaktion auf eine Migrationskrise zu schaffen.

Seit Anfang Januar 2022 arbeitet die Kommission im Rahmen des Vorsorge- und Krisenmanagementnetzes im Bereich 
Migration sehr eng mit dem Europäischen Auswärtigen Dienst, den einschlägigen EU-Agenturen und den Mitgliedstaaten 
zusammen, um einen Überblick über den Stand der Vorbereitung auf eine potenzielle Krise zu erstellen. Seit Beginn des 
Kriegs in der Ukraine tritt das Netz zweimal wöchentlich zusammen und ist kontinuierlich über tägliche gemeinsame 
Lageerfassungsberichte in Kontakt, um eine koordinierte Notfallreaktion auf die durch einschlägige Ereignisse verursachten 
Herausforderungen im Bereich Migration zu gewährleisten.

Diese Arbeit ist vollumfänglich auf die integrierte Regelung der Europäischen Union für die politische Reaktion auf Krisen 
(IPCR) abgestimmt, und der Bericht zum Vorsorge- und Krisenplan ist im wöchentlichen ISAA-Bericht (Integrated Situation 
Awareness Analysis) enthalten.

Das Netz wird weiterhin dem Austausch von Lageinformationen und der Konsolidierung aller relevanten Informationen 
über das Migrationsmanagement im Zusammenhang mit der russischen Invasion in der Ukraine, einschließlich zur 
Umsetzung der Richtlinie 2001/55/EG, dienen.

Mit den vorliegenden Leitlinien sollen die Mitgliedstaaten bei der Anwendung des Ratsbeschlusses und der Richtlinie 
2001/55/EG (2) („Richtlinie über den vorübergehenden Schutz“) sowie anderer geltender EU-Rechtsvorschriften unterstützt 
werden. Die Leitlinien ergänzen die Mitteilung der Kommission vom 2. März 2022, mit der operative Leitlinien für das 
Außengrenzenmanagement zur Erleichterung des Grenzübertritts an den Grenzen zwischen der Ukraine und der EU (3)
bereitgestellt wurden.

1. PERSONEN MIT VORÜBERGEHENDEM SCHUTZ

Personen, die gemäß dem Durchführungsbeschluss 2022/382 des Rates (im Folgenden der „Ratsbeschluss“) 
Anspruch auf vorübergehenden Schutz oder angemessenen Schutz haben

Nach Artikel 2 Absätze 1 und 2 des Ratsbeschlusses erhalten spezifische Personengruppen vorübergehenden Schutz 
oder angemessenen Schutz nach nationalem Recht:

Nach Artikel 2 Absatz 1 des Ratsbeschlusses gilt vorübergehender Schutz gemäß der Richtlinie 2001/55/EG für

(1) ukrainische Staatsangehörige mit Wohnsitz in der Ukraine, die am oder nach dem 24. Februar 2022
vertrieben wurden, und ihre Familienangehörigen;

(2) Staatenlose und Staatsangehörige anderer Drittländer als der Ukraine, die vor dem 24. Februar 2022
internationalen Schutz oder einen gleichwertigen nationalen Schutz in der Ukraine genossen haben, und die 
am oder nach dem 24. Februar 2022 aus der Ukraine vertrieben wurden, und ihre Familienangehörigen.

Nach Artikel 2 Absatz 2 des Ratsbeschlusses gilt der vorübergehende Schutz nach Maßgabe der Richtlinie 2001/55/EG 
oder ein angemessener Schutz nach nationalem Recht der Mitgliedstaaten für Staatenlose und Staatsangehörige 
anderer Drittländer als der Ukraine, die nachweisen können, dass sie sich vor dem 24. Februar 2022 auf der 
Grundlage eines nach ukrainischem Recht erteilten gültigen unbefristeten Aufenthaltstitels rechtmäßig in der 
Ukraine aufgehalten haben, und die nicht in der Lage sind, sicher und dauerhaft in das Land [ihrer Herkunft] oder 
die Region [innerhalb des Landes] ihrer Herkunft zurückzukehren.

(2) Richtlinie 2001/55/EG des Rates vom 20. Juli 2001 über Mindestnormen für die Gewährung vorübergehenden Schutzes im Falle eines 
Massenzustroms von Vertriebenen und Maßnahmen zur Förderung einer ausgewogenen Verteilung der Belastungen, die mit der 
Aufnahme dieser Personen und den Folgen dieser Aufnahme verbunden sind, auf die Mitgliedstaaten (ABl. L 212 vom 7.8.2001, S. 12).

(3) ABl. C 104 I vom 4.3.2022, S. 1.
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Was ist unter „angemessenem Schutz“ nach nationalem Recht gemäß Artikel 2 Absatz 2 des Ratsbeschlusses 
zu verstehen?

„Angemessener Schutz“ nach nationalem Recht gemäß Artikel 2 Absatz 2 des Ratsbeschlusses kann von den 
Mitgliedstaaten als mögliche Alternative zu vorübergehendem Schutz angeboten werden und muss daher nicht mit 
den Vorzügen einhergehen, die an den vorübergehenden Schutz nach Maßgabe der Richtlinie 2001/55/EG geknüpft 
sind. Nichtsdestotrotz müssen die Mitgliedstaaten bei der Umsetzung des Ratsbeschlusses die Charta der Grundrechte 
der Europäischen Union und den Geist der Richtlinie 2001/55/EG wahren. Die Achtung der Menschenwürde und 
damit eines menschenwürdigen Lebensstandards (wie Aufenthaltsrechte, Zugang zu Mitteln zur Bestreitung des 
Lebensunterhalts und Wohnraum, Notversorgung und angemessene Betreuung von Minderjährigen) muss für alle 
Menschen gewährleistet werden.

Was ist unter „gleichwertigem nationalen Schutz“ in der Ukraine nach Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b des 
Ratsbeschlusses zu verstehen?

Nach Auffassung der Kommission ist der „gleichwertige nationale Schutz“ in der Ukraine eine Alternative zu 
internationalem Schutz und umfasst andere Formen des von den ukrainischen Behörden gewährten Schutzes, wie den 
vorübergehenden Schutz oder humanitären Schutz. Die Kommission holt derzeit von den ukrainischen Behörden 
Informationen zu den nach ukrainischem Recht gewährten Formen des Schutzes und den Dokumenten ein, die 
ukrainische Behörden für Personen ausgestellt haben, denen diese Formen des Schutzes gewährt wurden. Aus den 
vorläufigen Informationen geht hervor, dass die ukrainischen Behörden folgende Dokumente ausgestellt haben: ein 
„Reisedokument für Personen, denen zusätzlicher Schutz gewährt wird“, ein „Reisedokument für Staatenlose“ und ein 
„Zertifikat für Personen, denen zusätzlicher Schutz gewährt wird“.

Nachweis des Anspruchs auf vorübergehenden Schutz nach Maßgabe der Richtlinie 2001/55/EG oder auf 
angemessenen Schutz nach nationalem Recht

Mit dem Ratsbeschluss wird den in Artikel 2 Absätze 1 und 2 aufgeführten Personengruppen ein sofortiger 
vorübergehender Schutz gewährt. Nach nationalem Recht gibt es kein Antragsverfahren für vorübergehenden Schutz 
oder angemessenen Schutz. Daher müssten betreffenden Personen, wenn sich sie bei den Behörden melden, um die 
mit dem vorübergehenden Schutz oder angemessenen Schutz verbundenen Rechte in Anspruch zu nehmen, lediglich 
ihre Staatsangehörigkeit, ihren internationalen Schutz oder einen gleichwertigen Schutz, den Wohnsitz in der Ukraine 
oder gegebenenfalls eine familiäre Bindung nachweisen. Das Recht auf vorübergehenden Schutz ist unverzüglich 
gegeben. Damit jedoch eine ordnungsgemäße Verwaltung und Registrierung der betreffenden Person gewährleistet ist, 
können die Mitgliedstaat die Erfüllung bestimmter Anforderungen festlegen, wie ein Registrierungsformular und die 
Vorlage der im Ratsbeschluss vorgesehenen Nachweise.

Ein Ziel des vorübergehenden Schutzes besteht darin, ein rasches Verfahren zu gewährleisten, indem die Formalitäten 
auf ein Minimum reduziert werden. Wie in Erwägungsgrund 12 des Ratsbeschlusses dargelegt, sollten Personen, die 
um Schutz nachsuchen, nachweisen können, dass sie die Zulassungskriterien erfüllen, indem sie den zuständigen 
Behörden des betreffenden Mitgliedstaats die entsprechenden Dokumente vorlegen.

Dazu gehören unter anderem Nachweise, die beitragen zu

— der Ermittlung der Identität und des Wohnsitzes;

— dem Nachweis der familiären Bindung oder des Familienverbands sowie des Unterhalts enger Verwandter.

Sind die vorgelegten Dokumente abgelaufen, so werden die Mitgliedstaaten aufgefordert, diese als Nachweis für die 
Identität oder den Aufenthaltsstatus der betreffenden Person zu betrachten.

Sollten die Mitgliedstaaten Zweifel an der Echtheit der Dokumente haben oder Personen nicht im Besitz der 
vorgenannten Dokumente sein, könnten ukrainische Behörden in den Mitgliedstaaten unterstützend hinzugezogen 
werden bzw. (sofern möglich) zur Bestätigung der ukrainischen Staatsangehörigkeit einer Person oder ihres 
Wohnsitzes in der Ukraine hinzugezogen werden.

Wenn eine Person keine einschlägigen Dokumente vorlegen kann, und die Mitgliedstaaten nicht in der Lage sind, rasch 
festzustellen, ob die betreffende Person Anspruch auf vorübergehenden Schutz oder angemessenen Schutz nach 
nationalem Recht hat, so schlägt die Kommission vor, die Person dem Asylverfahren zuzuführen. Analog sollten 
Personen, die angeben, dass sie nicht sicher in ihr Herkunftsland/ihre Herkunftsregion zurückkehren können, für die 
jedoch das Verfahren zur Feststellung des Anspruchs auf vorübergehenden Schutz oder angemessenen Schutz nach 
nationalem Recht zu komplex wird, in jedem Fall dem Asylverfahren zugeführt werden.

Indikative Liste der Dokumente, die die ukrainische Staatsangehörigkeit belegen, selbst wenn ihre 
Gültigkeitsdauer abgelaufen ist:

— Reisepässe jeglicher Art (nationale Pässe, Diplomatenpässe, Dienstpässe, Sammelpässe und Ersatzpässe 
einschließlich Kinderpässen),
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— nationale Personalausweise (einschließlich vorläufiger Personalausweise),

— Wehrpässe und Militärausweise,

— Seefahrtsbücher, Kapitänsausweise und Seemannspässe,

— Staatsbürgerschaftsbescheinigungen und

— sonstige amtliche Dokumente, in denen die Staatsangehörigkeit erwähnt oder angegeben wird.

Was ist unter Personen, „die nicht in der Lage sind, sicher und dauerhaft in ihr Herkunftsland oder ihre 
Herkunftsregion zurückzukehren“ nach Artikel 2 Absatz 2 und Artikel 2 Absatz 3 des Ratsbeschlusses zu 
verstehen?

Nach Artikel 2 Absatz 2 des Ratsbeschlusses müssen die Mitgliedstaaten entweder den Beschluss oder einen 
angemessenen Schutz nach ihrem nationalen Recht auf Staatenlose und Staatsangehörige anderer Drittländer als der 
Ukraine anwenden, die nachweisen können, dass sie sich vor dem 24. Februar 2022 auf der Grundlage eines nach 
ukrainischem Recht erteilten gültigen unbefristeten Aufenthaltstitels rechtmäßig in der Ukraine aufgehalten haben, 
und die nicht in der Lage sind, sicher und dauerhaft in ihr Herkunftsland oder ihre Herkunftsregion zurückzukehren. 
Nach Artikel 2 Absatz 3 können die Mitgliedstaaten diesen Beschluss auch auf andere Personen, insbesondere 
Staatenlose und Staatsangehörige anderer Drittländer als der Ukraine anwenden, die sich rechtmäßig in der Ukraine 
aufhielten und nicht sicher und dauerhaft in ihr Herkunftsland oder ihre Herkunftsregion zurückkehren können.

Die sichere und dauerhafte Rückkehr in das Herkunftsland oder die Herkunftsregion ist weder in der Richtlinie 2001/ 
55/EG noch im Ratsbeschluss festgelegt. Nach Auffassung der Kommission handelt es sich dabei um ein Konzept sui 
generis der Richtlinie.

Der Verweis auf die unmögliche sichere und dauerhafte Rückkehr in das eigene Herkunftsland oder die eigene 
Herkunftsregion sollte im Lichte von Artikel 2 Buchstabe c der Richtlinie 2001/55/EG gesehen werden, der sich 
konkret auf Situationen bewaffneter Konflikte, dauernder Gewalt oder die ernsthafte Gefahr systematischer oder 
weitverbreiteter Menschenrechtsverletzungen im Herkunftsland bezieht. Darüber hinaus sieht Artikel 6 Absatz 2 der 
Richtlinie 2001/55/EG vor, dass die Lage im Herkunftsland eine sichere, dauerhafte Rückkehr der Personen, denen der 
vorübergehende Schutz gewährt wird, unter Wahrung der Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie der 
Verpflichtungen der Mitgliedstaaten hinsichtlich der Nichtzurückweisung (4) zulassen muss, damit der 
vorübergehende Schutz endet.

In diesem Zusammenhang kann die unmögliche „sichere Rückkehr“ beispielsweise aus einem offensichtlichen Risiko 
für die Sicherheit der betroffenen Person, aus bewaffneten Konflikten oder dauernder Gewalt, dokumentierten 
Gefahren der Verfolgung oder einer anderen unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung resultieren.

Für eine „dauerhafte“ Rückkehr sollte die betreffende Person aktive Rechte in ihrem Herkunftsland oder ihrer 
Herkunftsregion in Anspruch nehmen können, damit sie Perspektiven für die Deckung ihrer Grundbedürfnisse in 
ihrem Herkunftsland/ihrer Herkunftsregion und die Möglichkeit der Reintegration in die Gesellschaft hat.

Bei der Beurteilung, ob eine „sichere und dauerhafte“ Rückkehr möglich ist, sollten sich die Mitgliedstaaten auf die 
allgemeine Lage im Herkunftsland oder der Herkunftsregion stützen. Dennoch sollte betreffende Person individuelle 
Anscheinsbeweise dafür erbringen, dass sie nicht sicher und dauerhaft in ihr Herkunftsland oder ihre Herkunftsregion 
zurückkehren kann. In diesem Zusammenhang sollten die Mitgliedstaaten berücksichtigen, ob die betreffende Person 
nach wie vor einen bedeutsamen Bezug zu ihrem Herkunftsland/ihrer Herkunftsregion hat, beispielsweise indem der 
in der Ukraine verbrachten Zeit oder der Familie in ihrem Herkunftsland Rechnung getragen wird. Besondere 
Aufmerksamkeit sollte den besonderen Bedürfnissen von schutzbedürftigen Menschen und Kindern – insbesondere 
unbegleiteten Minderjährigen und Waisen – auf der Grundlage des Grundsatzes des Kindeswohls gewidmet werden.

Familienmitglieder mit Anspruch auf vorübergehenden Schutz und andere Möglichkeiten der Familienzu
sammenführung

Angesichts der Bedeutung der Wahrung des Familienverbands und zur Vermeidung unterschiedlicher Rechtsstellungen 
von Angehörigen derselben Familie fallen Familienmitglieder von Personen nach Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben a und 
b ebenso in den Anwendungsbereich des Ratsbeschlusses, wenn sich ihre Familien bereits vor dem 24. Februar 2022 in 
der Ukraine aufgehalten haben.

(4) Im Einklang mit der Genfer Konvention darf niemand an die Grenzen von Hoheitsgebieten zurückgeführt werden, wo das Leben oder 
die Freiheit der betreffenden Person aufgrund der Rasse, Religion, Staatsangehörigkeit, der Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen 
Gruppe oder aufgrund einer politischen Überzeugung bedroht wäre. Darüber hinaus darf nach Maßgabe von Artikel 19 der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union bei der Umsetzung von EU-Recht niemand in einen Staat abgeschoben oder ausgewiesen oder an 
einen Staat ausgeliefert werden, in dem für sie oder ihn das ernsthafte Risiko der Todesstrafe, der Folter oder einer anderen 
unmenschlichen oder erniedrigenden Strafe oder Behandlung besteht.
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Die folgenden Personengruppen gelten als Familienangehörige im Sinne des Ratsbeschlusses:

a) der Ehegatte der Person, der vorübergehender Schutz gewährt wird, oder ihr nicht verheirateter Partner, der mit 
dieser Person in einer dauerhaften Beziehung lebt, sofern nicht verheiratete Paare nach den nationalen ausländer
rechtlichen Rechtsvorschriften oder den Gepflogenheiten des betreffenden Mitgliedstaats verheirateten Paaren 
gleichgestellt sind; dies könnte anhand einschlägiger Registerdokumente und Zertifikate oder jeglicher anderen 
von den ukrainischen Behörden ausgestellten Dokumente belegt werden, auch anhand von Bescheinigungen einer 
Vertretung des Landes in diesem Mitgliedstaat;

b) die minderjährigen ledigen Kinder der vorgenannten Person, der vorübergehender Schutz gewährt wird, oder ihres 
Ehegatten, gleichgültig, ob es sich um ehelich oder außerehelich geborene oder adoptierte Kinder handelt, was 
durch Geburtsurkunden oder Ähnliches nachgewiesen werden könnte;

c) andere enge Verwandte, die zum Zeitpunkt der den Massenzustrom von Vertriebenen auslösenden Umstände 
innerhalb des Familienverbands lebten und zu diesem Zeitpunkt für ihren Unterhalt vollständig oder größtenteils 
auf die vorgenannte Person, der vorübergehender Schutz gewährt wird, angewiesen waren, was anhand von 
Wohnbescheinigungen, Familienregisterauszügen und einschlägiger Pflegeleistungen nachgewiesen werden 
könnte. Die Mitgliedstaaten sollten „bei der Nutzung ihres Ermessensspielraums humanitären Gesichtspunkten 
Vorrang geben“ (5).

Einige Bestimmungen der Richtlinie 2001/55/EG sind für Familienangehörige besonders relevant: So gilt Artikel 15 
der Richtlinie 2001/55/EG über die Zusammenführung von Familienangehörigen, die in verschiedenen 
Mitgliedstaaten vorübergehenden Schutz genießen (Absatz 2), die Berücksichtigung des Kindeswohls (Absatz 4), die 
Solidarität bei der Überstellung zum Zwecke der Familienzusammenführung (Absatz 5), die Ausstellung und der 
Entzug von Dokumenten nach der Zusammenführung (Absatz 6) und die Zusammenarbeit und den Informations
austausch (Absätze 6 und 7).

Die Kommission betont, dass Familienangehörige von Staatenlosen und Staatsangehörigen anderer Drittländer als der 
Ukraine, die nachweisen können, dass sie vor dem 24. Februar 2022 aufgrund eines nach ukrainischem Recht 
erteilten gültigen unbefristeten Aufenthaltstitels ihren rechtmäßigen Aufenthalt in der Ukraine hatten und nicht 
sicher und dauerhaft in ihr Herkunftsland oder ihre Herkunftsregion zurückkehren können, keinen Anspruch auf 
vorübergehenden Schutz oder angemessenen nationalen Schutz nach dem Ratsbeschlusses haben. Wenngleich der 
Ratsbeschluss nicht festlegt, dass Familienangehörige der in Artikel 2 Absatz 2 genannten Personen vorübergehenden 
Schutz nach der Richtlinie 2001/55/EG oder angemessenen Schutz nach nationalem Recht der Mitgliedstaaten 
genießen müssen, so ermutigt die Kommission die Mitgliedstaaten, die Anwendung des vorübergehenden Schutzes 
oder des angemessenen Schutzes nach nationalem Recht auf Familienangehörige dieser Personen auszuweiten.

Darüber hinaus könnten sowohl Personen, mit Anspruch auf vorübergehenden Schutz und jene ohne Anspruch darauf 
von folgenden Vorzügen profitieren:

— Familienzusammenführung nach Maßgabe der Richtlinie 2003/86/EG, wenn es sich um Familienangehörige eines 
Drittstaatsangehörigen mit rechtmäßigem Aufenthalt in einem Mitgliedstaat handelt und sie die in dieser 
Richtlinie festgelegten Bedingungen erfüllen;

— Rechte nach Maßgabe der Richtlinie 2004/38/EG, wenn es sich um Familienangehörige eines Unionsbürgers 
handelt, der von seinem Recht auf Freizügigkeit Gebrauch gemacht hat.

Der Erwerb von Rechten nach Maßgabe der Richtlinie 2003/86/EG, der Richtlinie 2004/38/EG oder nach nationalem 
Recht der betreffenden Mitgliedstaaten kann nicht den Verlust des vorübergehenden Schutzes für jene nach sich ziehen, 
die Anspruch darauf haben. Sofern die einschlägigen Bedingungen weiterhin erfüllt werden, dürften sich diese 
Personen mit Aufenthaltsrecht nach dem Ende des vorübergehenden Schutzes im Einklang mit Artikel 6 der 
Richtlinie 2001/55/EG weiterhin rechtmäßig in dem betreffenden Mitgliedstaat aufhalten.

Personen, die gemäß dem Ratsbeschluss keinen Anspruch auf vorübergehenden Schutz oder angemessenen 
Schutz nach nationalem Recht haben, und Möglichkeit der Erweiterung des vorübergehenden Schutzes auf 
diese Personengruppe (Artikel 7 Absatz 1 der Richtlinie über vorübergehenden Schutz)

Die folgenden Kategorien von Vertriebenen haben im Prinzip keinen Anspruch auf vorübergehenden Schutz gemäß 
der Richtlinie 2001/55/EG oder angemessenem Schutz nach nationalem Recht:

(5) Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat: Leitlinien zur Anwendung der Richtlinie 2003/86/EG des Rates 
betreffend das Recht auf Familienzusammenführung, COM(2014) 210 final vom 3. April 2014.
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(1) Ukrainische Staatsangehörige mit Wohnsitz in der Ukraine, die vor dem 24. Februar 2022 aus der Ukraine 
vertrieben wurden oder sich vor diesem Datum außerhalb der Ukraine befanden, beispielsweise aufgrund 
eines Arbeits- oder Studienaufenthalts, von Urlaub, eines Familienbesuchs oder Aufenthalt aus gesundheitlichen 
Gründen oder anderer Gründe;

(2) Staatenlose und Staatsangehörige anderer Drittländer als der Ukraine, die vor dem 24. Februar 2022 in der 
Ukraine internationalen Schutz oder einen gleichwertigen nationalen Schutz genossen haben, und die vor dem 
24. Februar 2022 aus der Ukraine vertrieben wurden oder sich vor diesem Datum außerhalb der Ukraine 
befanden, beispielsweise aufgrund eines Arbeits-, Studienaufenthalts, Urlaub, Familienbesuch oder Aufenthalt aus 
gesundheitlichen Gründen oder aus anderen Gründen;

(3) Staatenlose und Staatsangehörige anderer Drittländer als der Ukraine, die nachweisen können, dass sie vor dem 
24. Februar 2022 aufgrund eines nach ukrainischem Recht erteilten gültigen unbefristeten Aufenthaltstitels 
ihren rechtmäßigen Aufenthalt in der Ukraine hatten und sicher und dauerhaft in ihr Herkunftsland oder 
ihre Herkunftsregion zurückkehren könnten.

Darüber hinaus haben auch folgende Gruppen von Vertriebenen keinen Anspruch auf vorübergehenden Schutz nach 
Maßgabe der Richtlinie 2001/55/EG oder auf angemessenen Schutz nach nationalem Recht:

(4) Staatenlose und Staatsangehörige anderer Drittländer als der Ukraine, die vor dem 24. Februar 2022 rechtmäßig 
in der Ukraine kurzfristig wohnhaft waren, wie Studenten und Arbeitnehmer, die nicht sicher und dauerhaft in 
ihr Herkunftsland oder ihre Herkunftsregion zurückkehren können;

(5) Staatenlose und Staatsangehörige anderer Drittländer als der Ukraine, die vor dem 24. Februar 2022 rechtmäßig 
in der Ukraine kurzfristig wohnhaft sind, wie Studenten und Arbeitnehmer, die sicher und dauerhaft in ihr 
Herkunftsland oder ihre Herkunftsregion zurückkehren können;

Nichtsdestotrotz können die Mitgliedstaaten im Einklang mit Artikel 7 Absatz 1 der Richtlinie 2001/55/EG den 
vorübergehenden Schutz nach Maßgabe der Richtlinie über die unter den Ratsbeschluss fallenden Kategorien hinaus 
auf zusätzliche Gruppen von Vertriebenen ausweiten, wenn diese aus denselben Gründen und aus demselben 
Herkunftsland oder derselben Herkunftsregion vertrieben wurden, und informieren den Rat und die Kommission 
unverzüglich davon. In Artikel 2 Absatz 3 des Ratsbeschlusses wird in diesem Zusammenhang insbesondere auf 
andere Personen, darunter Staatenlose und Staatsangehörige anderer Drittländer als der Ukraine verwiesen, die sich 
rechtmäßig in der Ukraine aufhielten und nicht sicher und dauerhaft in ihr Herkunftsland oder ihre Herkunftsregion 
zurückkehren können.

Im Einklang mit Erwägungsgrund 14 des Ratsbeschlusses ermutigt die Kommission die Mitgliedstaaten 
nachdrücklich, die Ausdehnung des vorübergehenden Schutzes insbesondere auf Personen in Erwägung zu 
ziehen, die nicht lange vor dem 24. Februar 2022 (unter Nummer 1 und 2 aufgeführte Personen), als die 
Spannungen zunahmen, aus der Ukraine geflohen sind oder die sich kurz vor diesem Zeitpunkt (z. B. im Urlaub oder 
zur Arbeit) im Gebiet der Union oder einem anderen Drittland befunden haben und die infolge des bewaffneten 
Konflikts nicht in die Ukraine zurückkehren können.

Denn diese Personen können angesichts der aktuellen Lage nicht in die Ukraine als ihr Herkunftsland oder 
Zufluchtsland in die Ukraine zurückkehren. Die Alternative besteht darin, ihnen sofortigen Zugang zu Asylverfahren 
zu gewähren und ihre Fälle vorrangig zu behandeln, da diese Menschen ebenso wie die Ukrainer, die am 24. Februar 
geflohen sind, unmittelbaren Schutz benötigen.

Die Gewährung von vorübergehendem Schutz wäre angesichts des einfachen Verfahrens auch zum Vorteil der 
Mitgliedstaaten, weil damit das Risiko der Überlastung des Asylsystems weiter verringert würde.

Des Weiteren könnten die Mitgliedstaaten in Bezug auf Staatenlose und Staatsangehörige anderer Drittländer als der 
Ukraine, die sich vor dem 24. Februar 2022 auf der Grundlage eines nach ukrainischem Recht erteilten 
gültigen unbefristeten Aufenthaltstitels (unter Nummer 3 aufgeführte Personen) wie vorgenannt (siehe 
Abschnitt „sicher und dauerhaft“) rechtmäßig in der Ukraine aufgehalten haben, die Auffassung vertreten, dass diese 
Personen dem Anschein nach eine sinnvollere Bindung zur Ukraine haben als zu ihrem Herkunftsland oder ihrer 
Herkunftsregion und damit die Ukraine ihre Heimat ist. Dies gilt umso mehr für Staatenlose, die per se kein 
Herkunftsland haben, in das sie zurückkehren können.

In jedem Fall sollten Personen wie in Erwägungsgrund 13 erwähnt, die keinen Anspruch auf vorübergehenden Schutz 
oder angemessenen Schutz nach nationalem Recht haben und die sicher und dauerhaft in ihr Herkunftsland 
zurückkehren können, von der Union aufgenommen werden, selbst wenn sie nicht alle Einreisevoraussetzungen nach 
Maßgabe des Schengener Grenzkodex erfüllen, um eine sichere Durchreise im Hinblick auf die Rückkehr in ihr 
Herkunftsland oder ihre Herkunftsregion zu gewährleisten. Die Kommission fordert die Mitgliedstaaten auf, im 
Hinblick auf die sichere Rückkehr von Drittstaatsangehörigen proaktiv mit den betreffenden Drittstaaten 
zusammenzuarbeiten. Dies berührt nicht das Recht von Personen, die nicht in den Anwendungsbereich des 
Ratsbeschlusses fallen, auf Zugang zum Asylverfahren.
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Die Mitgliedstaaten sollten den Rat und die Kommission im Einklang mit Artikel 7 der Richtlinie 2001/55/EG 
unverzüglich informieren, wenn sie die Anwendung des vorübergehenden Schutzes über den vom Ratsbeschluss 
vorgesehenen Anwendungsbereich hinaus ausdehnen. Die Kommission ist der Auffassung, dass die Mitgliedstaaten 
der Kommission über THEMIS/Richtlinien informieren sollten, da dies der offizielle Kanal für die Übermittlung der 
Umsetzungsvorschriften ist.

Personen, die von vorübergehendem Schutz ausgeschlossen werden können (Artikel 28 der Richtlinie über 
vorübergehenden Schutz)

Die Mitgliedstaaten können Vertriebene vom vorübergehenden Schutz ausschließen, wenn sie schwerwiegende Gründe 
zu der Annahme haben, dass eine Person ein Verbrechen gegen den Frieden, ein Kriegsverbrechen oder Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit begangen hat, eine schwere nichtpolitische Straftat außerhalb des Aufnahmemitgliedstaats 
vor der Aufnahme durch diesen Mitgliedstaat als eine Person mit vorübergehendem Schutz begangen hat, oder eine 
Person sich Handlungen zuschulden kommen ließ, die den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen 
zuwiderlaufen.

Die Mitgliedstaaten können einen Vertriebenen auch vom vorübergehenden Schutz ausschließen, wenn triftige Gründe 
die Annahme rechtfertigen, dass die betreffende Person eine Gefahr für die Sicherheit des Aufnahmemitgliedstaats oder 
eine Gefahr für die Allgemeinheit im Aufnahmemitgliedstaat darstellt.

Die Kommission empfiehlt den Mitgliedstaaten nachdrücklich, vor der Ausstellung eines Aufenthaltstitels für Personen, 
die vorübergehenden Schutz oder angemessenen Schutz nach nationalem Recht genießen, die einschlägigen 
internationalen, EU- und nationalen Datenbanken zu konsultieren, insbesondere die Ausschreibungen zu Personen, 
und Dokumente im Schengener Informationssystem (SIS), um die erforderlichen Sicherheitskontrollen durchführen 
zu können (weitere Einzelheiten siehe Abschnitt 4).

Kinder

Schätzungen zufolge machen Kinder (Personen unter 18 Jahren) mehr als die Hälfte der Bevölkerung aus, die die 
Ukraine seit dem 24. Februar 2022 aufgrund des Krieges verlassen hat (6). Im Einklang mit der Mitteilung „Schutz 
minderjähriger Migranten“ von 2017 (7) gebührt dem Schutz der aus der Ukraine ankommenden minderjährigen 
Migranten Priorität. Die Empfehlungen, die die Kommission in diesem Zusammenhang abgegeben hat, um den Schutz 
aller minderjährigen Migranten unabhängig von ihrem Status zu verstärken, bleiben auch angesichts der Ukraine-Krise 
gültig.

Es gilt sicherzustellen, dass allen vor dem Ukraine-Konflikt fliehenden Kindern uneingeschränkter Schutz und rascher 
Zugang zu ihren spezifischen Rechten (auf Bildung und Gesundheitsfürsorge einschließlich Vorsorge und 
psychosozialer Betreuung) sowie zu allen erforderlichen Unterstützungsdiensten gewährt wird, um das Kindeswohl zu 
wahren (8). Die Meinung der Kinder muss je nach Alter und Reifegrad angehört und berücksichtigt werden. Es sollte ein 
integriertes Vorgehen zum Schutz von Kindern gewährleistet werden, das die Zusammenarbeit und Koordinierung der 
zuständigen Behörden einschließt.

Spezifische Hindernisse, mit denen minderjährige Migranten häufig konfrontiert sind (z. B. Sprachbarrieren) und die 
den Zugang zu angemessenem Wohnraum, hochwertiger Bildung und anderen sozialen Diensten erschweren, sollten 
gebührend berücksichtigt und angegangen werden.

Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert, dafür zu sorgen, dass alle Kinder in kind-, alters- und kontextgerechter Weise 
über die Situation, ihre Rechte und die für ihren Schutz zur Verfügung stehenden Verfahren und Dienste informiert 
werden. Die Mitgliedstaaten sollten zudem dafür Sorge tragen, dass alle Personen, die mit den Kindern – ab dem 
Zeitpunkt ihrer Ankunft an den EU-Grenzen – arbeiten, entsprechend geschult sind und dass erforderlichenfalls 
Kinderschutzfachkräfte hinzugezogen werden.

Vorrangige Erwägung bei allen die Kinder betreffenden Entscheidungen und Maßnahmen muss der Grundsatz des 
Kindeswohls sein.

Die Situation unbegleiteter und von ihren Familien getrennter Kinder oder von Waisenkindern wird in Abschnitt 5 
ausführlicher behandelt.

(6) https://www.unicef.org/press-releases/one-week-conflict-ukraine-half-million-children-become-refugees (veröffentlicht am 3. März 
2022). Für aktuelle Informationen über die Neuankömmlinge in der EU siehe https://data2.unhcr.org/en/situations/ukraine.

(7) COM(2017) 211 final vom 12. April 2017.
(8) Im Einklang mit dem Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte des Kindes, der EU-Kinderrechtsstrategie und den 

einschlägigen Rechtsvorschriften der EU.
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Zugang Minderjähriger zu Bildung (Artikel 14 Absatz 1 der Richtlinie über vorübergehenden Schutz)

Gemäß Artikel 14 Absatz 1 der Richtlinie 2001/55/EG gewähren die Mitgliedstaaten Personen unter 18 Jahren, die 
vorübergehenden Schutz genießen, in gleicher Weise wie ihren eigenen Staatsangehörigen und EU-Bürgern Zugang zu 
ihrem Bildungssystem. Die Mitgliedstaaten können den Zugang auf das öffentliche Bildungssystem begrenzen. Die 
Kommission ist der Auffassung, dass dies auch für Minderjährige gilt, die im Sinne von Artikel 2 Absatz 2 des 
Ratsbeschlusses einen angemessenen Schutz nach nationalem Recht genießen. Erforderlichenfalls sind Dokumente zu 
berücksichtigen, die das in der Ukraine erlangte Bildungsniveau belegen (z. B. Abschluss der Sekundarschule, Niveau 
A1 in Englisch usw.).

Die Kommission empfiehlt, Unterstützungsmaßnahmen (z. B. Vorbereitungskurse) für Kinder anzubieten, um diesen 
den Zugang zum und die Teilnahme am Bildungssystem zu erleichtern. Solche Unterstützungsmaßnahmen umfassen 
die Förderung des Erwerbs von Kenntnissen der Sprache des Aufnahmelandes (in der Regelschule oder in 
Vorbereitungskursen, die einen raschen Übergang in die Regelschule ermöglichen), die Bewertung des 
Kompetenzniveaus der Schüler, die Beratung von Schülern und Eltern über das Aufnahmeland, psychologische 
Unterstützung sowie Unterstützung für Lehrkräfte und andere Bildungsfachkräfte bei der Aufnahme von Flüchtlingen.

Minderjährigen sollte so rasch wie praktisch möglich Zugang zu Bildung gewährt werden, wenn feststeht, dass sie die 
Voraussetzungen für einen vorübergehenden Schutz oder einen angemessenen Schutz nach nationalem Recht 
erfüllen. Dies gilt auch, wenn das Verfahren zur Erteilung eines Aufenthaltstitels noch nicht abgeschlossen ist. Die 
Erfüllung dieser Voraussetzungen kann anhand von Ausweisdokumenten der Minderjährigen oder anderer amtlicher 
Dokumente, die zum Nachweis der Identität vorgelegt werden können, nachgewiesen werden.

Ebenso rät die Kommission, auch unbegleiteten Minderjährigen so rasch wie möglich den Zugang zu Bildung zu 
erleichtern, selbst wenn etwaige Verfahren zur Bestellung eines Vormunds oder Vertreters und zur Bestimmung der 
Art der Betreuung, auf die das Kind Anspruch hat, noch nicht abgeschlossen sind.

Die Mitgliedstaaten sollten zudem den Zugang zu frühkindlicher Erziehung, Bildung und Betreuung sowie zu 
beruflicher Bildung unter den gleichen Bedingungen wie für ihre eigenen Staatsangehörigen und andere Unionsbürger 
unterstützen. Insbesondere in Mitgliedstaaten, in denen ein Rechtsanspruch auf frühkindliche Betreuung, Bildung und 
Erziehung besteht oder in denen die Teilnahme an frühkindlicher Betreuung, Bildung und Erziehung obligatorisch ist, 
sollte der Zugang zu frühkindlicher Betreuung, Bildung und Erziehung gemäß dem Ratsbeschluss unter den gleichen 
Bedingungen wie für Staatsangehörige des Aufnahmemitgliedstaats gewährt werden.

2. DAS RECHT AUF FREIZÜGIGKEIT

Das Recht auf Umzug in einen anderen Mitgliedstaat vor Ausstellung des Aufenthaltstitels

Damit die Mitgliedstaaten, in denen die Personen, die nach nationalem Recht Anspruch auf vorübergehenden Schutz 
oder angemessenen Schutz haben, ihre Rechte in Anspruch nehmen wollen, geeignete Vorkehrungen treffen können, 
empfiehlt die Kommission, dass die Behörden des Mitgliedstaats der ersten Einreise alle Personen, die in einen anderen 
Mitgliedstaat umziehen möchten, um Angabe des betreffenden Mitgliedstaats bitten. Zweck dieser Frage sollte sein, 
einen Hinweis darauf zu erhalten, wie viele Personen in welche Mitgliedstaaten umzuziehen gedenken. Die 
gesammelten Informationen (voraussichtliche Zahl der in die einzelnen Mitgliedstaaten weiterziehenden Personen) 
sollten von den Mitgliedstaaten der ersten Einreise anonym über das Blueprint-Netz übermittelt werden.

Ukrainische Staatsangehörige, die Inhaber eines biometrischen Reisepasses sind, oder andere Drittstaatsangehörige, die 
für die Einreise in die Union kein Visum für einen kurzfristigen Aufenthalt benötigen, haben das Recht, sich im 
Schengen-Raum frei zu bewegen, nachdem sie innerhalb eines Zeitraums von 180 Tagen für 90 Tage in das 
Hoheitsgebiet zugelassen wurden. Sie können mithin in den Mitgliedstaat einreisen, in dem sie die mit dem 
vorübergehenden Schutz verbundenen Rechte in Anspruch nehmen wollen, und ihrer Familie und ihren Freunden in 
den großen ukrainischen Diaspora-Netzen nachziehen, die derzeit in der Union bestehen.

In Bezug auf Personen, die nicht von der Visumpflicht befreit sind (weil sie beispielsweise nicht im Besitz eines 
biometrischen Reisepasses sind), die weder Inhaber eines Visums für einen kurzfristigen Aufenthalt noch eines Visums 
für einen längerfristigen Aufenthalt oder eines von einem Mitgliedstaat ausgestellten Aufenthaltstitels sind, und die 
nach nationalem Recht Anspruch auf vorübergehenden Schutz oder angemessenen Schutz haben, erinnert die 
Kommission daran, dass die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 8 Absatz 3 der Richtlinie 2001/55/EG Personen, die nach 
nationalem Recht Anspruch auf vorübergehenden Schutz oder angemessenen Schutz haben, jede Hilfe zur Erlangung 
der erforderlichen Visa (einschließlich Transitvisa) gewähren müssen. Die Formalitäten sind angesichts der 
Dringlichkeit der Lage auf das Mindestmaß zu begrenzen. Für den Fall, dass die Person ihre Rechte in einem anderen 
Mitgliedstaat als dem Mitgliedstaat der ersten Einreise in Anspruch nehmen möchte, empfiehlt die Kommission, dass 
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der Mitgliedstaat der ersten Einreise an der Grenzübergangsstelle (oder, um Überlastungen zu vermeiden, an einem Ort 
im Inland) ein Visum für einen Aufenthalt von höchstens 15 Tagen (gemäß Artikel 35 Absatz 3 des Visakodex (9)) 
erteilt. Somit kann sich die betreffende Person im Schengen-Raum bewegen (10). Die Gültigkeitsdauer eines für 
15 Tage gültigen, auf der Grundlage von Artikel 35 des Visakodex an der Grenze oder in der Nähe einer Grenzüber
gangsstelle erteilten Visums kann bei Bedarf verlängert werden (vergleiche Artikel 33 des Visakodex). Alle Daten im 
Zusammenhang mit der Beantragung und Erteilung eines solchen Visums sind gemäß den geltenden Vorschriften im 
Visa-Informationssystem (VIS) zu erfassen (11). Die Kommission empfiehlt, für derartige Visa keine oder nur minimale 
Gebühren zu erheben.

Wenn eine Person, die nach nationalem Recht Anspruch auf vorübergehenden Schutz oder angemessenen Schutz hat, 
an der Grenze eines EU-Mitgliedstaats ankommt, der den Schengen-Besitzstand nicht vollständig anwendet und daher 
keine Schengen-Visa ausstellt, und sich in einen anderen Mitgliedstaat begeben möchte, um von ihren Rechten 
Gebrauch zu machen, können verschiedene Möglichkeiten in Betracht gezogen werden: Mitgliedstaaten, die den 
Schengen-Besitzstand vollständig anwenden, können in ihren Konsulaten in Mitgliedstaaten, die den Schengen- 
Besitzstand nicht vollständig anwenden, Schengen-Visa ausstellen. Sie könnten auch den Personen, die nach 
nationalem Recht Anspruch auf vorübergehenden Schutz oder angemessenen Schutz haben, bei ihrer Ankunft in dem 
betreffenden Mitgliedstaat Schengen-Visa ausstellen.

In Übereinstimmung mit den operativen Leitlinien für das Außengrenzenmanagement (12) empfiehlt die Kommission 
den Mitgliedstaaten, keine finanziellen Sanktionen gegen Beförderungsunternehmen zu verhängen, die Personen 
befördern, welche ein Recht auf vorübergehenden Schutz oder angemessenen nationalen Schutz haben, aus einem 
anderen Mitgliedstaat kommen und nicht im Besitz eines für die Einreise in den Bestimmungsmitgliedstaat 
erforderlichen Visums sind. Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass die Luftfahrtunternehmen darüber 
informiert werden.

Generell empfiehlt die Kommission, in Fällen, in denen die betreffende Person nicht im Besitz eines gültigen 
Reisedokuments ist, die Verwendung des in Anhang I der Richtlinie 2001/55/EG enthaltenen Musterformulars für die 
Überstellung auszuweiten, auf dem der Mitgliedstaat der ersten Einreise den Mitgliedstaat angeben kann, in den die 
betreffende Person reisen möchte, um die mit dem vorübergehenden Schutz verbundenen Rechte in Anspruch zu 
nehmen.

Zudem können die Mitgliedstaaten, um die Unterstützung bei der Überstellung von Personen zu koordinieren, welche 
nicht über die Mittel verfügen, um in den Mitgliedstaat zu reisen, in dem sie von ihrem Recht auf vorübergehenden 
Schutz oder angemessenen nationalen Schutz Gebrauch machen möchten, auf die Solidaritätsplattform zurückgreifen. 
Personenbezogene Daten sollten gleichwohl nur über den sicheren DubliNet-Kommunikationskanal ausgetauscht 
werden.

Das Recht, sich nach der Erteilung des Aufenthaltstitels frei in der Union zu bewegen

Sobald ein Mitgliedstaat einen Aufenthaltstitel nach Artikel 8 der Richtlinie 2001/55/EG erteilt hat, hat die Person, die 
vorübergehenden Schutz genießt, das Recht, binnen eines Zeitraums von 180 Tagen für 90 Tage in andere 
Mitgliedstaaten zu reisen. Zieht eine solche Person anschließend in einen anderen Mitgliedstaat um, wo ihr ein 
weiterer Aufenthaltstitel im Rahmen des vorübergehenden Schutzes ausgestellt wird, müssen der erste ausgestellte 
Aufenthaltstitel und die damit verbundenen Rechte gemäß Artikel 15 Absatz 6 und Artikel 26 Absatz 4 der Richtlinie 
2001/55/EG eingezogen werden bzw. erlöschen.

Zur Unterstützung der Mitgliedstaaten, die die Haupteinreiseländer für den Massenzustrom von vor dem Krieg 
flüchtenden Vertriebenen aus der Ukraine sind, welche unter den Ratsbeschluss fallen, und zur Förderung einer 
ausgewogenen Verteilung der Belastungen auf alle Mitgliedstaaten sind die Mitgliedstaaten übereingekommen, 
Artikel 11 der Richtlinie 2001/55/EG in Bezug auf Personen, die in einem gegebenen Mitgliedstaat gemäß dem 
Ratsbeschluss vorübergehenden Schutz genießen und sich ohne Genehmigung in einen anderen Mitgliedstaat begeben 
haben, nicht anzuwenden, es sei denn, die Mitgliedstaaten beschließen auf der Grundlage einer bilateralen 
Vereinbarung etwas anderes (13).

(9) Verordnung (EG) Nr. 810/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über einen Visakodex der Gemeinschaft 
(Visakodex) (ABl. L 243 vom 15.9.2009, S. 1).

(10) Dies gilt nur für Staatsangehörige, die nicht der vorherigen Konsultation der zentralen Behörden anderer Mitgliedstaaten vor der 
Erteilung eines Visums unterliegen (Artikel 22 des Visakodexes).

(11) Verordnung (EG) Nr. 767/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 über das Visa-Informationssystem (VIS) 
und den Datenaustausch zwischen den Mitgliedstaaten über Visa für einen kurzfristigen Aufenthalt (VIS-Verordnung) (ABl. L 218 vom 
13.8.2008, S. 60).

(12) Mitteilung der Kommission über operative Leitlinien für das Außengrenzenmanagement zur Erleichterung des Grenzübertritts an den 
Grenzen zwischen der Ukraine und der EU (ABl. C 104 I vom 4.3.2022, S. 1).

(13) https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-6826-2022-ADD-1/de/pdf.
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3. REGISTER DER PERSONENBEZOGENEN DATEN (ARTIKEL 10 DER RICHTLINIE ÜBER 
VORÜBERGEHENDEN SCHUTZ)

Die Mitgliedstaaten sind nach Artikel 10 der Richtlinie 2001/55/EG verpflichtet, zu den Personen, die in ihrem 
Hoheitsgebiet vorübergehenden Schutz genießen, ein Register der personenbezogenen Daten (Name, Staatsange
hörigkeit, Geburtsdatum und -ort, Familienstand und Verwandtschaftsverhältnis) zu erstellen. Wenn dies nicht bereits 
geschehen ist, sollten die Mitgliedstaaten bei ihren Kontrollen und Untersuchungen die einschlägigen internationalen, 
EU-eigenen und nationalen Datenbanken konsultieren, insbesondere die Personen- und Dokumentenausschreibungen 
im Schengener Informationssystem (SIS).

Gemäß der bestehenden Rechtsgrundlage dürfen weder Eurodac noch andere IT-Großsysteme und -Datenbanken der 
EU für die Registrierung von Personen, die vorübergehenden Schutz genießen, verwendet werden. Daher rät die 
Kommission den Mitgliedstaaten, diese Personen unter vollständiger Einhaltung der Datenschutz-Grundverordnung in 
ihren nationalen Ausländerregistern oder in anderen nationalen Registern zu registrieren. Dabei sollten die 
Mitgliedstaaten keine anderen personenbezogenen Daten als die in Anhang II der Richtlinie 2001/55/EG aufgeführten 
Daten erfassen.

Aufgrund der Herausforderung, dass nur mit nationalen Datenbanken gearbeitet werden kann, ist es nur in 
begrenztem Maße möglich, Informationen auszutauschen, um beispielsweise nachzuverfolgen und in Erfahrung zu 
bringen, ob ein und dieselbe Person in mehr als einem Mitgliedstaat mit dem vorübergehenden Schutz verbundene 
Rechte in Anspruch nimmt. Die Kommission ist bereit, mit Unterstützung vonseiten der Asylagentur der 
Europäischen Union mit den Mitgliedstaaten bei der Bewältigung dieser Herausforderung zusammenzuarbeiten und 
zu diesem Zweck beispielsweise eine Plattform für den Informationsaustausch bereitzustellen.

Wenn es erforderlich ist, Informationen über bestimmte, gemäß Anhang II der Richtlinie 2001/55/EG registrierte 
Personen für die Zwecke der Richtlinie (z. B. im Falle der Familienzusammenführung oder falls in einem Fall weitere 
Nachforschungen erforderlich sind) mit anderen Mitgliedstaaten auszutauschen, können diese Daten über den 
sicheren DubliNet-Kommunikationskanal ausgetauscht werden.

4. AUFENTHALTSTITEL (ARTIKEL 8 DER RICHTLINIE ÜBER VORÜBERGEHENDEN SCHUTZ)

Gemäß Artikel 8 Absatz 1 der Richtlinie 2001/55/EG müssen die Mitgliedstaaten Personen, die vorübergehenden 
Schutz genießen, mit einem Aufenthaltstitel für die gesamte Dauer des Schutzes ausstatten und ihnen entsprechende 
Dokumente oder andere gleichwertige Nachweise ausstellen. Der durch den Ratsbeschluss eingeführte 
vorübergehende Schutz gilt gemäß Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2001/55/EG ein Jahr ab dem Inkrafttreten des 
Ratsbeschlusses, also vom 4. März 2022 bis zum 4. März 2023.

Danach würde der Aufenthaltstitel als Statusnachweis bei anderen Behörden (Arbeitsämter und Verwaltungen, 
Schulen, Krankenhäuser usw.) dienen. Die Kommission weist darauf hin, dass es sich bei der Gültigkeitsdauer dieser 
Aufenthaltstitel um einen objektiven Zeitraum handelt, der unabhängig vom jeweiligen Ausstellungsdatum am 
4. März 2023 endet. Ablaufdatum hat daher bei allen gemäß dem Ratsbeschluss ausgestellten Aufenthaltstiteln – in 
Übereinstimmung mit Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2001/55/EG – der 4. März 2023 zu sein.

Wenn bis dahin nicht auf Vorschlag der Kommission ein einschlägiger Beschluss des Rates zur Beendigung des 
vorübergehenden Schutzes erlassen wird, verlängert sich dieser Schutz automatisch um sechs Monate (bis zum 
4. September 2023) und danach erneut um sechs Monate (bis zum 4. März 2024). Während dieser Zeiträume würde 
auch die Pflicht zur Ausstellung bzw. Verlängerung der Aufenthaltstitel weiterbestehen. Um den Verwaltungsaufwand 
für die Verlängerung der Aufenthaltstitel zu verringern, können die Mitgliedstaaten den Aufenthaltstitel (in dem 
Bewusstsein, dass der vorübergehende Schutz gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie jederzeit beendet 
werden kann) bereits für zwei Jahre erteilen. Falls die Mitgliedstaaten von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch machen, 
müssen sie die Aufenthaltstitel zweimal um sechs Monate verlängern.

Falls jedoch der Rat auf Vorschlag der Kommission beschließen würde, den vorübergehenden Schutz gemäß Artikel 6 
Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie 2001/55/EG vor Ablauf dieser Zeiträume zu beenden, würden die ausgestellten 
Aufenthaltstitel ungültig (da sie nur deklaratorische Bedeutung haben und im Gegensatz zu dem einschlägigen 
Ratsbeschluss keine Rechte begründen) und müssten eingezogen werden. Die Mitgliedstaaten sollten in diesem Fall 
über ihre nationalen Verfahren und Kanäle publik machen, dass alle im Rahmen des vorübergehenden Schutzes 
ausgestellten Aufenthaltstitel zu dem betreffenden Zeitpunkt ungültig geworden sind.

Für die Gewährung von Rechten im Zusammenhang mit dem vorübergehenden Schutz oder dem angemessenen 
Schutz nach nationalem Recht empfiehlt die Kommission den Mitgliedstaaten, gegebenenfalls die Eröffnung eines 
Bankkontos und den Zugang zu einschlägigen Dienstleistungen auf der Grundlage eines Ausweisdokuments oder 
einer gleichwertigen von den Mitgliedstaaten akzeptierten Identifizierungsmöglichkeit und des Nachweises der 
Einreise in die EU am oder nach dem 24. Februar 2022 zu erleichtern, auch wenn das Verfahren zur Erteilung eines 
Aufenthaltstitels noch nicht abgeschlossen ist.

Die Kommission empfiehlt den Mitgliedstaaten nachdrücklich, vor der etwaigen Ausstellung eines Aufenthaltstitels für 
Personen, die vorübergehenden Schutz oder angemessenen Schutz nach nationalem Recht genießen, bei ihren 
Kontrollen und Untersuchungen die einschlägigen internationalen, EU-eigenen und nationalen Datenbanken zu 
konsultieren, insbesondere die Personen- und Dokumentenausschreibungen im Schengener Informationssystem (SIS).
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Daten über Schleuser, Menschenhändler und andere Personen, die schwere Straftaten begangen haben, sowie über 
etwaige Mittäter sollten von den Mitgliedstaaten so rasch wie möglich in das SIS eingegeben werden. Die Ergebnisse 
der Kontrollen hängen von der Qualität der von den ausschreibenden Mitgliedstaaten eingegebenen Daten ab. Daher 
möchte die Kommission die ausstellenden Mitgliedstaaten daran erinnern, alle sachdienlichen Daten, die verfügbar 
sind, einzugeben. Das System gibt den ausschreibenden Mitgliedstaaten die Möglichkeit, operativ miteinander 
zusammenhängende Ausschreibungen miteinander zu verknüpfen. Daher werden die ausschreibenden 
Mitgliedstaaten zudem ermutigt, alle bestehenden Funktionen des SIS optimal zu nutzen. In den kommenden 
Monaten (d. h. im Laufe des Jahres 2022) wird das erneuerte SIS seinen Betrieb aufnehmen. Die Kommission erwartet, 
dass die Mitgliedstaaten seine neuen Funktionen rasch implementieren und optimal nutzen werden.

5. UNBEGLEITETE MINDERJÄHRIGE (ARTIKEL 16 DER RICHTLINIE ÜBER DEN VORÜBERGEHENDEN 
SCHUTZ)

Seit Beginn der russischen Invasion in der Ukraine erlebt Europa eine beispiellose Welle der Solidarität mit Menschen, 
und insbesondere Kindern, die aus der Ukraine fliehen. Europäische Familien, Einzelpersonen oder Vereinigungen 
reisen an die EU-Grenze zur Ukraine, um sich um ukrainische Kinder zu kümmern, deren Eltern in der Ukraine 
verblieben sind.

Die Kommission weist darauf hin, dass bei der Anwendung der rechtlichen Garantien für unbegleitete Minderjährige 
und von ihren Eltern getrennte Kinder stets ein ausgewogenes Verhältnis anzustreben ist zwischen dem Maß an 
Flexibilität, das nötig ist, um Solidarität wirksam funktionieren zu lassen, und der Notwendigkeit, die grundlegenden 
Garantien für unbegleitete Minderjährige zu respektieren und ihren Schutz in vollem Umfang zu gewährleisten.

Das Leisten von Solidarität berührt nicht die Verpflichtung der Behörden der Mitgliedstaaten, bei der Umsetzung der 
Richtlinie 2001/55/EG und des Ratsbeschlusses die spezifischen Anforderungen der Richtlinie und des Artikels 24 der 
Charta einzuhalten. Gemäß Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 2001/55/EG müssen die Mitgliedstaaten für unbegleitete 
Minderjährige, die in ihrem Hoheitsgebiet vorübergehenden Schutz genießen, so bald wie möglich einen Vormund/ 
gesetzlichen Vertreter bestimmen; erforderlichenfalls kann bis zur Bestellung des ständigen Vormunds auch ein 
vorläufiger Vormund bestellt werden oder wird die Vertretung von einer Organisation, die für die Betreuung und das 
Wohlergehen von Minderjährigen zuständig ist, oder von einer anderen geeigneten Instanz übernommen.

Die Vertretung kann durch einen gesetzlichen Vormund, durch eine Organisation, die für die Betreuung und das 
Wohlergehen von Minderjährigen zuständig ist, oder durch eine andere geeignete Instanz übernommen werden. 
„Geeignete Instanz“ müssen nach Auffassung der Kommission im Hinblick auf die besonderen Bedürfnisse von 
Minderjährigen geeignet und insbesondere in der Lage sein, das Wohl des Kindes zu beurteilen und in dessen Sinne zu 
handeln. Die Vertretung dürfen nur Personen übernehmen, die keine Straftaten zulasten von Kindern begangen haben 
(„Überprüfung des Strafregisters“).

Für die Vertretung muss so bald wie möglich im Mitgliedstaat der ersten Einreise gesorgt werden. Das heißt, dass bei 
Entscheidungen über Kinder, die im Interesse des Kindeswohls zu treffen sind, gewährleistet sein muss, dass zu jedem 
Zeitpunkt des Verfahrens Vertreter der Kinderschutzdienste oder erforderlichenfalls Einzelpersonen oder 
Organisationen, die im Namen der Kinderschutzdienste handeln, anwesend sind. Diese Vertreter brauchen nicht für 
jeden einzelnen unbegleiteten Minderjährigen bestellt werden; ein allgemeines Mandat zur Unterstützung bei Bedarf 
dürfte ausreichen, um sicherzustellen, dass dem Wohl der unbegleiteten Minderjährigen Rechnung getragen wird.

Im Falle von

(1) unbegleiteten Minderjährigen, die ihre Reise in Richtung eines anderen Mitgliedstaats fortsetzen, um mit einem 
Familienangehörigen im Sinne von Artikel 15 der Richtlinie 2001/55/EG zusammengeführt zu werden, oder

(2) unbegleiteten Minderjährigen, um die sich nicht mit ihnen verwandte Personen (die sie bereits während der 
bisherigen Reise begleitet haben) oder öffentliche oder private Organisationen aus anderen Mitgliedstaaten, in 
denen sie versorgt werden sollen, kümmern,

sollte der Mitgliedstaat der ersten Einreise mindestens sicherstellen, dass

(1) seine zuständigen Behörden im Einklang mit dem nationalen Recht die Identität der Kinder und der Erwachsenen, 
mit denen die Kinder ihre Reise fortsetzen, sowie den angegebenen Bestimmungsmitgliedstaat registrieren, bevor 
das Kind/die Kinder und die begleitenden Erwachsenen die Reise fortsetzen;

(2) zum Zeitpunkt der oben genannten Registrierung zügige Kontrollen vorgesehen und durchgeführt werden, um 
mögliche Fälle oder die Gefahr von Missbrauch oder Menschenhandel zu verhindern und aufzudecken. Bei 
Verdacht auf Menschenhandel sollten die Mitgliedstaaten eine präventive Warnung im Schengener 
Informationssystem vornehmen;
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(3) zum Zeitpunkt der oben genannten Registrierung – wie im vorstehenden Absatz beschrieben – ein Vertreter der 
Kinderschutzdienste anwesend ist.

Die Mitgliedstaaten sollten umgehend Verfahren zur Ermittlung von möglicherweise in anderen EU-Mitgliedstaaten 
aufhältigen Familienangehörigen im Sinne von Artikel 15 der Richtlinie 2001/55/EG und im Falle, dass solche 
Personen ermittelt wurden, Verfahren zur Zusammenführung mit den Familienangehörigen einleiten.

Unbegleitete Minderjährige mit Familienangehörigen in einem anderen Mitgliedstaat, die ebenfalls vorübergehenden 
Schutz genießen, sollten gemäß den Bestimmungen der Artikel 15 und 26 der Richtlinie 2011/95/EG mit diesen 
Familienangehörigen zusammengeführt werden, wobei unter Berücksichtigung von Alter und Reife der Kinder und 
unter Berücksichtigung des Wohls der Kinder auch deren Wünsche zu berücksichtigen sind. Unbegleitete 
Minderjährige mit Familienangehörigen, die nach einer anderen rechtlichen Regelung in einem anderen Mitgliedstaat 
wohnen, können im Einklang mit anderen gegebenenfalls relevanten Instrumenten des Unionsrechts (z. B. Richtlinie 
2003/86/EG, Richtlinie 2004/38/EG, Verordnung (EU) 604/2013) oder auf der Grundlage des nationalen Rechts mit 
ihnen zusammengeführt werden. Die Verfahren zur Familienzusammenführung sollten unbeschadet der Möglichkeit 
gelten, dass Familienangehörige der betreffenden Kinder in den Mitgliedstaat der ersten Einreise kommen können, um 
sie dort abzuholen, sowie unbeschadet anderer Vereinbarungen, die im Rahmen der Solidaritätsplattform vereinbart 
wurden.

Den Bestimmungsmitgliedstaaten empfiehlt die Kommission die Einrichtung eines zügigen Verfahrens für die 
Registrierung anwesender unbegleiteter Minderjähriger, die in ihrem Hoheitsgebiet bleiben, und die schnellstmögliche 
Einleitung der Verfahren für die Bestellung des Vormunds/gesetzlichen Vertreters und für die Betreuung der Kinder im 
Einklang mit dem nationalen Recht, vorbehaltlich der im nationalen Recht vorgesehenen Prüfungen wie die Bewertung 
des Wohls des Kindes und die Überprüfung des Strafregisters der beteiligten Erwachsenen im Hinblick auf jegliche 
frühere Straftaten zulasten von Kindern.

Die Verfahren für die Betreuung der Kinder können getrennt von den im nationalen Recht vorgesehenen Verfahren für 
die Bestellung der Vormunde/gesetzlichen Vertreter für dieselben Kinder erfolgen. Die Vormundschaft/gesetzliche 
Vertretung kann gemäß Artikel 16 der Richtlinie erforderlichenfalls auch durch eine Organisation, die für die 
Betreuung und das Wohlergehen von Minderjährigen zuständig ist, oder durch eine andere geeignete Instanz 
übernommen werden. Pflegefamilien und Gemeinschaften/Organisationen, die nach nationalem Recht mit der 
Betreuung unbegleiteter Minderjähriger, die vorübergehenden Schutz genießen, betraut sind, sollten entsprechend 
dem nationalen Recht des Aufnahmemitgliedstaats Familien- und Unterstützungszulagen für die aufgenommenen 
Kinder erhalten.

Gemäß Artikel 16 Absatz 2 der Richtlinie 2001/55/EG sorgen die Mitgliedstaaten während der Dauer des 
vorübergehenden Schutzes für die Unterbringung der unbegleiteten Minderjährigen bei volljährigen Verwandten oder 
in einer Pflegefamilie oder in Aufnahmezentren mit speziellen Einrichtungen für Minderjährige oder anderen 
Unterkünften mit geeigneten Einrichtungen für Minderjährige. Dies gilt sowohl für den Mitgliedstaat der ersten 
Einreise als auch für die Mitgliedstaaten, in die unbegleitete Minderjährige gegebenenfalls überstellt werden.

Die Mitgliedstaaten müssen dafür sorgen, dass eine solche Unterbringung möglich ist. Dazu gehört es, je nach Alter 
und Reife der Kinder auch deren Wünsche zu berücksichtigen und sicherzustellen, dass die gewählte Unterbrin
gungsform für die Kinder geeignet ist und ihrem Wohl dient. Die Mitgliedstaaten müssen gegebenenfalls auch die 
Zustimmung der betroffenen Erwachsenen zur Unterbringung des/der unbegleiteten Minderjährigen einholen.

Für unbegleitete Minderjährige, die nicht unter den beiden oben beschriebenen Umständen ihre Reise in einen anderen 
Mitgliedstaat fortsetzen, sollte der Mitgliedstaat der ersten Einreise neben der Bestellung eines Vormunds/gesetzlichen 
Vertreters dafür sorgen, dass diese Kinder so bald wie möglich über eine geeignete Unterkunft verfügen (14)
(vorzugsweise Alternativen zur Heimunterbringung wie Pflegefamilien oder gemeindenahe Betreuung, teilweise 
unabhängige Unterkünfte für Jugendliche über 16 Jahren usw.), Zugang zu Aus- und Fortbildung und/oder beruflicher 
Fortbildung, zu Gesundheitsversorgung (einschließlich Gesundheitsvorsorge und psychischer Gesundheitsfürsorge) 
und zu psychosozialer Hilfe haben.

Unbegleitete Minderjährige, die unter einem der oben genannten Umstände aufgenommen wurden und danach ihre 
Reise nicht fortsetzen, können gemäß Artikel 26 der Richtlinie 2001/55/EG dennoch in den Mitgliedstaat überstellt 
werden, der nach einer im Mitgliedstaat der ersten Einreise vorzunehmenden Prüfung des Kindeswohls als am besten 
geeignet erachtet wird, das Kind zu übernehmen.

(14) Siehe Leitfaden der EUAA zu den Aufnahmebedingungen für unbegleitete Minderjährige – https://euaa.europa.eu/sites/default/files/ 
Guidance-on%20reception-%20conditions-%20for-unaccompanied-children.pdf.

DE Amtsblatt der Europäischen Union C 126 I/12 21.3.2022  

https://euaa.europa.eu/sites/default/files/Guidance-on%20reception-%20conditions-%20for-unaccompanied-children.pdf
https://euaa.europa.eu/sites/default/files/Guidance-on%20reception-%20conditions-%20for-unaccompanied-children.pdf


Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert, durch entsprechende Zusammenarbeit den grenzüberschreitenden Austausch 
von Informationen und Daten über unbegleitete Minderjährige, die Grenzen zwischen EU-Mitgliedstaaten 
überschreiten, zu erleichtern.

Wie oben erwähnt, ermutigen wir die Mitgliedstaaten, die erforderlichen Kontrollen durchzuführen und das 
Schengener Informationssystem bestmöglich zu nutzen. Der erneuerte SIS wird, sobald er in Betrieb genommen ist, 
die Möglichkeit bieten, nicht nur „reaktive“ Ausschreibungen zu vermissten Kindern einzugeben, sondern auch 
„präventive“ Ausschreibungen zu

— von Entführung bedrohten Kindern;

— Kindern, die Gefahr laufen, illegal ins Ausland verbracht zu werden, oder die zu ihrem eigenen Schutz an der Reise 
gehindert werden müssen;

— schutzbedürftigen Erwachsenen, die Gefahr laufen, illegal ins Ausland verbracht zu werden, oder die zu ihrem 
eigenen Schutz an der Reise gehindert werden müssen;

— der Erhebung von Informationen über Personen oder Gegenstände im Rahmen von Ermittlungen (Ermittlungs
anfragen) und

— unbekannten gesuchten Personen, die mithilfe von Fingerabdrücken, die am Tatort schwerer Straftaten gefunden 
wurden, identifiziert werden sollen.

6. MENSCHENHANDEL

Die Richtlinie 2011/36/EU („Richtlinie zur Bekämpfung des Menschenhandels“) (15) und die Rechtsvorschriften zu 
ihrer Umsetzung in die Rechtssysteme der Mitgliedstaaten sind auf die Situation von Personen, die aus der Ukraine 
fliehen, anwendbar, sofern die in diesen Rechtsinstrumenten festgelegten Bedingungen erfüllt sind. Die nationalen 
Rechtsvorschriften zur Umsetzung der EU-Richtlinie zur Bekämpfung des Menschenhandels umfassen Maßnahmen 
zur Verringerung des Risikos und der Nachfrage nach allen Formen der Ausbeutung im Zusammenhang mit 
Menschenhandel.

Die meisten Menschen, die aus der Ukraine fliehen, sind Frauen und Kinder. Menschenhändler, und vor allem 
organisierte kriminelle Gruppen, könnten ihre Schutzbedürftigkeit für alle Formen der Ausbeutung im 
Zusammenhang mit Menschenhandel, insbesondere für Zwecke der sexuellen Ausbeutung oder der Ausbeutung der 
Arbeitskraft, ausnutzen. Die Mitgliedstaaten werden nachdrücklich aufgefordert, angemessene Präventions
maßnahmen zu ergreifen, die auf Personen abgestimmt sind, die aus der Ukraine fliehen. Dies können z. B. 
Informationen über die Risiken des Menschenhandels sein, die in einer Sprache, die Personen aus der Ukraine 
verstehen können, und – im Falle unbegleiteter Minderjähriger – in kindgerechter und altersgerechter Weise an 
Grenzübergangsstellen und in Unterkünften bereitgestellt werden und die sich auch an die zuständigen Behörden und 
Organisationen der Zivilgesellschaft, die mit diesen Personen voraussichtlich in Kontakt kommen, richten. Solche 
Informationen sollten auch online verfügbar sein und die Nummer einer Notruf-Hotline angeben, die rund um die 
Uhr in mehreren Sprachen erreicht werden kann.

Eine zentrale Rolle spielt auch die Sensibilisierung der Fachleute, die mit potenziellen Opfern von Menschenhandel und 
mit den Aufnahmegemeinschaften wahrscheinlich in Kontakt kommen. Besondere Aufmerksamkeit sollte 
unbegleiteten Minderjährigen gelten, die aufgrund ihrer Situation noch schutzbedürftiger sind. Kinderbetreuungsein
richtungen (z. B. Waisenhäuser, Schulen, Pflegeheime) sollten über die Risiken des Menschenhandels und die in 
solchen Fällen zu befolgenden Verfahren besonders gründlich informiert werden.

Angemessene Fortbildungsmaßnahmen und Anweisungen an die zuständigen Strafverfolgungsbehörden und 
Grenzbehörden werden diese in die Lage versetzen, ihr Augenmerk auf besonders schutzbedürftige Kategorien von 
Personen, die aus der Ukraine fliehen, zu richten, um Menschenhandel zu verhindern und potenzielle Opfer frühzeitig 
zu erkennen. Zu diesem Zweck sollten auch Notruf-Hotlines eingerichtet werden, die rund um die Uhr in mehreren 
Sprachen kontaktiert werden können, um den zuständigen Behörden einschlägige Fälle zu melden und Opfer an 
geeignete Unterstützungs-, Betreuungs- und Schutzdienste zu verweisen.

Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass ihre nationalen Verweismechanismen voll funktionsfähig sind, um die 
frühzeitige Erkennung, Unterstützung und Betreuung von Opfern des Menschenhandels zu verbessern. Die 
Zusammenarbeit zwischen den Asyl-, Grenz-, Strafverfolgungs- und Justizbehörden sollte sowohl intern als auch 
extern mit anderen Mitgliedstaaten sichergestellt werden. Informationen über grenzüberschreitende Fälle sollten über 
die Kanäle der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit der EU, einschließlich Europol und Eurojust, 
ausgetauscht werden.

Die nationalen Behörden werden im Interesse einer frühzeitigen Erkennung, Unterstützung und Betreuung der Opfer 
nachdrücklich aufgefordert, mit Organisationen der Zivilgesellschaft zusammenzuarbeiten. Werden konkrete Fällen 
von Menschenhandel aufgedeckt, sollten die Opfer Unterstützung, Betreuung und Schutz gemäß der EU-Richtlinie zur 
Bekämpfung des Menschenhandels erhalten, sobald die Behörden berechtigte Gründe für die Annahme haben, dass die 
Person ausgebeutet wurde und bedingungslos bereit ist, an strafrechtlichen Ermittlungen, Strafverfolgungen oder 

(15) Richtlinie 2011/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. April 2011 zur Verhütung und Bekämpfung des 
Menschenhandels und zum Schutz seiner Opfer sowie zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2002/629/JI des Rates (ABl. L 101 vom 
15.4.2011, S. 1).
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Gerichtsverfahren mitzuwirken. Dabei sollten mindestens Lebensstandards gewährleistet werden, die den Unterhalt der 
Opfer sichern, indem z. B. eine angemessene und sichere Unterkunft und materielle Unterstützung bereitgestellt 
werden sowie notwendige medizinische Behandlung einschließlich psychologischer Betreuung, Beratung und 
Information sowie gegebenenfalls Übersetzungs- und Dolmetschleistungen.

Befinden sich Opfer im Kindesalter, so muss das Kindeswohl Vorrang haben und sollte unverzüglich Zugang zu 
Unterstützung, Betreuung und Schutz ermöglicht werden. Die Mitgliedstaaten sorgen für dauerhafte, am Wohl der 
Kinder orientierte Lösungen für unbegleitete Minderjährige.

7. ZUGANG ZUM ASYLVERFAHREN

Gemäß Artikel 17 der Richtlinie 2001/55/EG haben Personen, die vorübergehenden Schutz genießen, das Recht, 
jederzeit einen Antrag auf internationalen Schutz zu stellen. In diesem Fall findet der Asyl-Besitzstand Anwendung, 
einschließlich der Registrierung von Antragstellern in Eurodac. Gleiches gilt für Personen, denen im Sinne von 
Artikel 2 Absatz 2 des Ratsbeschlusses ein angemessener Schutz nach nationalem Recht gewährt wird.

Unbeschadet des Rechts, einen Antrag auf internationalen Schutz zu stellen, sollten Personen, die vorübergehendem 
Schutz genießen, Gewissheit über die Rechte haben, die mit diesem Status verbunden sind.

Die Mitgliedstaaten haben die Möglichkeit vorzusehen, dass die Rechte, die sich aus dem vorübergehenden Schutz 
ergeben, nicht mit dem Status einer Person, deren Antrag auf internationalen Schutz geprüft wird, kumuliert werden 
können (Artikel 19 der Richtlinie 2001/55/EG).

Daher ist es sehr wichtig, dass die betreffenden Personen umfassend darüber informiert werden, wie der Mitgliedstaat 
dies in der Praxis handhabt, und so entscheiden können, ob sie zusätzlich zu einem Aufenthaltstitel, der ihren 
vorübergehenden Schutzstatus belegt, internationalen Schutz beantragen.

Beschließt eine Person, die für vorübergehenden Schutz oder angemessenen Schutz nach nationalem Recht in Betracht 
kommt oder einen solchen Schutz genießt, einen Antrag auf internationalen Schutz zu stellen, und wird sie nach 
Prüfung des Antrags nicht als Flüchtling anerkannt oder wird ihr keine andere Art von Schutz gewährt, so gelangt 
diese Person gemäß Artikel 19 Absatz 2 der Richtlinie 2001/55/EG für die verbleibende Schutzdauer in den Genuss 
von vorübergehendem Schutz oder angemessenem Schutz nach nationalem Recht oder genießt diesen Schutz 
weiterhin.

Wurde die Prüfung eines Antrags auf internationalen Schutz während des Zeitraums des vorübergehenden Schutzes 
oder angemessenen Schutzes nach nationalem Recht nicht abgeschlossen, so ist sie gemäß Artikel 17 Absatz 2 der 
Richtlinie 2001/55/EG nach Beendigung des vorübergehenden Schutzes zum Abschluss zu bringen.

Anwendung der Dublin-III-Verordnung

Stellt eine Person, die Anspruch auf vorübergehenden Schutz oder angemessenen Schutz nach nationalem Recht hat 
oder einen solchen Schutz genießt, einen Antrag auf internationalen Schutz, so gilt hinsichtlich der Bestimmung des 
für die Prüfung dieses Antrags zuständigen Mitgliedstaats die Verordnung (EU) Nr. 604/2013 (16) („Dublin-III- 
Verordnung“). Nach dieser Verordnung wird der zuständige Mitgliedstaat auf der Grundlage objektiver Kriterien (17)
bestimmt, die auf verschiedene Szenarien anwendbar sind, einschließlich der Erteilung von Aufenthaltstiteln für 
vorübergehenden Schutz (18).

Die Kommission empfiehlt den Mitgliedstaaten nachdrücklich, bei der Anwendung der Dublin-Verordnung den Geist 
der Erklärung zu berücksichtigen, die der Rat bei Annahme des Durchführungsbeschlusses 2022/382 des Rates 
abgegeben hat, um den Druck auf Mitgliedstaaten, in denen ein Massenzustrom stattfindet, zu verringern. Da 
Personen, die Anspruch auf vorübergehenden Schutz oder angemessenen Schutz nach nationalem Recht haben und 
einen Antrag auf internationalen Schutz stellen, ihre Rechte in jedem Mitgliedstaat genießen können, wird dem 
Mitgliedstaat, in dem der Antrag gestellt wird, nachdrücklich nahegelegt, im Falle, dass nach den Zuständigkeits
kriterien (19) der Dublin-III-Verordnung ein Mitgliedstaat, in dem ein Massenzustrom stattfindet, zuständig wäre, 
gemäß der Ermessensklausel in Artikel 17 Absatz 1 die Zuständigkeit für die Prüfung des Antrags zu übernehmen, 
um den Druck auf diesen Mitgliedstaat zu verringern.

(16) Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Festlegung der Kriterien und 
Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in einem 
Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz zuständig ist.

(17) Die objektiven Kriterien sind in hierarchischer Reihenfolge die Anwesenheit von Familienangehörigen in einem Mitgliedstaat, die 
Ausstellung von Visa oder Aufenthaltstiteln, die illegale Einreise in die EU oder die visafreie Einreise. Trifft keines dieser Kriterien zu, 
so ist der erste Mitgliedstaat zuständig, in dem der Antrag gestellt wurde.

(18) Artikel 2 Buchstabe l sowie Artikel 12 der Verordnung (EU) Nr. 604/2013.
(19) Siehe die in den Artikeln 12 bis 15 oder in Artikel 3 Absatz 2 Unterabsatz 1 der Verordnung festgelegten Kriterien.
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Der von der Kommission vorgeschlagene Ansatz dürfte auch das Risiko von Mehrfachanträgen in mehreren 
Mitgliedstaaten verringern und damit die Asylsysteme entlasten.

In Bezug auf die Familienzusammenführung fordert die Kommission die Mitgliedstaaten auf, zügig zusammenzu
arbeiten, um eine rasche Zusammenführung der Familienangehörigen zu gewährleisten.

8. UNTERSTÜTZUNG DER REPATRIIERUNG

Im Einklang mit den operativen Leitlinien für das Außengrenzenmanagement (20) sollte allen Personen, die vor dem 
Krieg in der Ukraine fliehen, einschließlich derjenigen, die möglicherweise keinen Anspruch auf vorübergehenden 
Schutz oder angemessenen Schutz nach nationalem Recht haben, die Einreise in die Union gestattet werden.

Bei Personen, die keinen vorübergehenden Schutz oder angemessenen Schutz nach nationalem Recht genießen und auf 
der Grundlage des Unionsrechts oder nationalen Rechts im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten nicht aufenthaltsbe
rechtigt sind, ist eine Repatriierung in ihr Herkunftsland erforderlich.

Die Kommission empfiehlt den Mitgliedstaaten, gemäß Artikel 6 Absatz 4 der Rückführungsrichtlinie (21) nationale 
Aufenthaltstitel oder Aufenthaltsberechtigungen zu erteilen, die ein befristetes Aufenthaltsrecht aus humanitären 
Gründen gewähren. Dadurch würde sichergestellt, dass Personen, die sich in einer solchen Situation befinden, bis zu 
ihrer Repatriierung leichter Zugang zu grundlegender Unterstützung, einschließlich Unterbringung, sozialer und 
medizinischer Versorgung, haben.

Auch wenn es in erster Linie in der Verantwortung der Herkunftsländer liegt, für eine sichere Repatriierung ihrer in der 
EU festsitzenden Bürger zu sorgen, sollten sich die Mitgliedstaaten mit den Behörden dieser Länder abstimmen, um die 
Organisation von Repatriierungsmaßnahmen zu erleichtern und zu unterstützen. Andere Mitgliedstaaten und/oder die 
Kommission und der Hohe Vertreter sollten im Falle einer Repatriierung erforderlichenfalls Unterstützung bei der 
Kontaktaufnahme mit den Behörden bestimmter Drittländer leisten.

Die Mitgliedstaaten sollten für Unterstützung und Betreuung der betroffenen Personen sorgen, indem sie die 
Kontaktaufnahme mit den zuständigen Konsularbehörden des Herkunftslandes erleichtern und erforderlichenfalls 
finanzielle Unterstützung für Repatriierungen auf Linienflügen leisten. Die Mitgliedstaaten können Repatriierungsflüge 
gemeinsam organisieren, gegebenenfalls mit operativer und logistischer Unterstützung der Europäischen Agentur für 
die Grenz- und Küstenwache (Frontex). Frontex kann auf Antrag der betreffenden Mitgliedstaaten operative 
Unterstützung leisten, z. B. durch Buchung von Sitzplätzen auf Linienflügen oder die Organisation von Charterflügen, 
wenn die Zahlen dies erfordern.

9. BEREITSTELLUNG VON INFORMATIONEN IN DOKUMENTEN/MERKBLÄTTERN (ARTIKEL 9 DER 
RICHTLINIE ÜBER DEN VORÜBERGEHENDEN SCHUTZ)

Gemäß Artikel 9 der Richtlinie 2001/55/EG händigen die Mitgliedstaaten Personen, die vorübergehenden Schutz 
genießen, ein Informationsdokument/Merkblatt in einer Sprache aus, von der angenommen werden kann, dass diese 
Personen sie verstehen; darin werden die einschlägigen Bestimmungen über den vorübergehenden Schutz in klarer 
Form dargelegt (vorgesehene Leistungen, Rechte und Pflichten aus dem vorübergehenden Schutz). Die Kommission 
hat unter dem Link https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/stronger-europe-world/eu-solidarity- 
ukraine_de Fragen und Antworten zur Richtlinie 2001/55/EG veröffentlicht, die den Mitgliedstaaten hilfreich sein 
werden, um dieser Verpflichtung unter Berücksichtigung der Anforderung bezüglich der Sprachkenntnisse 
nachzukommen. Die Kommission entwickelt außerdem einen QR-Code, der gescannt werden kann, um den Zugang 
zu den Informationen zu erleichtern. Die Kommission ermutigt die Mitgliedstaaten dazu, ähnliche Websites 
einzurichten, die nationalen Besonderheiten Rechnung tragen und mit der Website der Kommission verlinkt werden 
sollten, sodass ein einziges Zugangsportal für alle betroffenen Personen geschaffen würde. Die Informationen sollten 
auch für Kinder verständlich sein, wobei deren Alter und Reife zu berücksichtigen sind.

Für den Fall von Überstellungen in einen anderen Staat sollten in Abstimmung mit der Kommission und anderen 
Mitgliedstaaten spezifische Informationen ausgearbeitet und zur Verfügung gestellt werden, bevor die Personen der 
Überstellung zustimmen.

10. ÜBER DAS BLUEPRINT-NETZ ZU MELDENDE INFORMATIONEN

Um die ordnungsgemäße Durchführung des Ratsbeschlusses zu gewährleisten, fordert die Kommission die 
Mitgliedstaaten im Einklang mit Artikel 7 Absatz 2, Artikel 19, Artikel 25, Artikel 26 Absatz 2, Artikel 27 Absätze 1 
und 2 der Richtlinie 2001/55/EG auf, folgende Informationen über das Blueprint-Netz zu übermitteln:

— die Erweiterung des vorübergehenden Schutzes auf weitere Kategorien Vertriebener;

— allgemeine Anfragen und die Aufnahmekapazitäten für Überstellungen;

(20) Mitteilung der Kommission über operative Leitlinien für das Außengrenzenmanagement zur Erleichterung des Grenzübertritts an den 
Grenzen zwischen der Ukraine und der EU (C(2022) 1404 final).

(21) Richtlinie 2008/115/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über gemeinsame Normen und 
Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Rückführung illegal aufhältiger Drittstaatsangehöriger (ABl. L 348 vom 24.12.2008, S. 98).
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— Angaben zur Zahl der Personen, die vorübergehenden Schutz genießen;

— die Zahl der Drittstaatsangehörigen, die im Besitz eines unbefristeten Aufenthaltstitels der Ukraine sind und 
vorübergehenden Schutz oder sonstigen Schutz genießen, und

— Informationen über die nationalen Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Durchführung des 
vorübergehenden Schutzes.

Weitere Angaben, die sie bereitstellen können, wären etwa Informationen über spezifische Aspekte der Lage in der 
Ukraine, die für die Freizügigkeit und die Situation der Menschen unmittelbar relevant sind, oder Informationen über 
die Antizipation weiterer Neuankömmlinge in der EU, die Lage an und vor der Grenze, Hindernisse für eine 
reibungslose Ausreise und Maßnahmen zur Erleichterung des Transits an der Grenze, die Lage und die Bedürfnisse 
bezüglich der Aufnahme, Zahlen und Verfahren für unbegleitete Minderjährige, die Situation von Drittstaatsan
gehörigen, die nicht aus der Ukraine stammen, und entsprechenden Unterstützungsbedarf, die Bereitstellung 
bilateraler Unterstützung für andere Mitgliedstaaten und die Zahl der Personen, die in einen anderen Mitgliedstaat 
weiterreisen wollen. Umfang und Art der von Mitgliedstaaten angeforderten Informationen hängen von den sich 
verändernden Gegebenheiten bezüglich des Blueprint-Netzes ab.

Die gesammelten Informationen werden gegebenenfalls auch auf der Solidaritätsplattform und im Rahmen der 
integrierten EU-Regelung für die politische Reaktion auf Krisen (IPCR) verwendet.
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Sehr geehrte Damen und Herren, 
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zur melderechtlichen Situation von Ukraine-Flüchtlingen werden die folgenden 

Erläuterungen mit der Bitte um Kenntnisnahme und Verteilung im Rahmen Ihres Zu-

ständigkeitsbereichs übermittelt: 

I. Aufenthaltsrecht 

Das Bundesministerium des Innern und für Heimat hat eine Rechtsverordnungl er-

lassen, mit der aus der Ukraine Geflüchtete im Bundesgebiet vorübergehend vom 

Erfordernis eines Aufenthaltstitels befreit werden. Sie ist am 9. März 2022 in Kraft 

getreten und ist rückwirkend zum 24. Februar 2022 anwendbar. 

1 https://www.bundesanzeigende/pub/publication/i0tiNkrHCZ76Jw5ReGn/con-
tent/i0UNkrHCZ76Jw5ReGn/BAnz%20AT%2008.03.2022%20V1.pdf?inline  

Zustell- und Lieferanschrift: Ingeborg-Drewitz-Allee 4, 10557 Berlin 

Verkehrsanbindung: S + U-Bahnhof Hauptbahnhof 
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Die Regelung ist zunächst bis zum 23. Mai 2022 befristet. Innerhalb dieses Zeit-

raums muss eine Antragstellung bei der zuständigen Ausländerbehörde zur Erteilung 

eines Aufenthaltstitels nach § 24 AufenthG erfolgen. Eine Verlängerung der Rechts-

verordnung wird geprüft. 

Seit dem 4. März 2022, mit Inkrafttreten des Beschlusses2 zur Aufnahme von Ge-

flüchteten nach Artikel 5 Abs. 1 der Richtlinie 2001/55/EG des Rates vom 20. Juli 

2001 über Mindestnormen für die Gewährung vorübergehenden Schutzes kommt § 

24 AufenthG (Aufenthaltsgewährung zum vorübergehenden Schutz) zur Anwen-

dung; das heißt, dass ab diesem Zeitpunkt entsprechende Aufenthaltserlaubnisse bei 

der Ausländerbehörde beantragt werden können, die für den jeweiligen Wohn- bzw. 

Aufenthaltsort zuständig ist. 

Der Aufenthaltstitel wird grundsätzlich als eigenständiges Dokument mit elektroni-

schem Speicher- und Verarbeitungsmedium (Karte im eAT-Format) erteilt. § 78a 

Abs. 1 Satz 1 AufenthG sieht die Möglichkeit vor, Aufenthaltstitel auch in Etiketten-

form nach einheitlichem Vordruckmuster auszustellen. Sollte ein geregeltes Verfah-

ren der Ausstellung von Aufenthaltstiteln als eAT im Kartenformat aufgrund der au-

ßergewöhnlich hohen Zahl von Antragstellern aus der Ukraine nicht mehr möglich 

sein, prüfen die Länder in eigener Verantwortung, ob die Voraussetzungen für eine 

Ausstellung in Etikettenform nach § 78a Abs. 1 Satz 1 AufenthG vorliegen. 

Bis zur Ausgabe des Aufenthaltstitels im eAT-Format wird eine Fiktionsbescheini-

gung nach § 81 Abs. 3 Satz 1 in Verbindung mit Abs. 5 des Aufenthaltsgesetzes 

ausgestellt. 

BMI hat die Länder mit Schreiben von 14. 03.2022, M3-21000/33#6 über Details zur 

Anwendung von § 24 AufenthG zur Weitergabe an die Ausländerbehörden informiert. 

Weitergehende Informationen werden den Ländern unter Fortschreibung dieses Län-

derschreibens zur Kenntnis gegeben. 

Darüber hinaus vertritt das BM! in Bezug auf die Erfüllung der Passpflicht von Kriegs-

flüchtlingen aus der Ukraine, die nicht über einen gültigen und anerkannten Pass o-

der Passersatz verfügen, folgende Auffassung: 

2 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uri-
serv%3A0J. L .2022.071.01.0001.01.DEU&toc=0J%3AL%3A2022703A071%3ATOC 
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Aus Sicht des BMI ist es geboten, die von der UkraineAufenthÜV umfassten Per-

sonen, sofern sie keinen gültigen und anerkannten Pass oder Passersatz mit sich 

führen, in entsprechender Anwendung des § 14 AufenthV von der Passpflicht 

zu befreien. Der betroffene Personenkreis ist Ausländern gleichzustellen, die bei Un-

glücks- oder Katastrophenfällen aus Nachbarländern einreisen und in Deutschland 

Hilfe in Anspruch nehmen wollen (§ 14 Satz 1 Nummer 1 AufenthV). Die Befreiung 

endet, sobald für den Ausländer die Beschaffung oder Beantragung eines Passes o-

der Passersatzes auch in Anbetracht der besonderen Umstände des Falles und des 

Vorranges der Inanspruchnahme von Hilfe zumutbar wird (§ 14 Abs. 1 Satz 2 Auf-

enthV). 

Diese Wertung steht im Einklang mit den Regelungen über die Erteilung von Aufent-

haltstiteln nach § 24 AufenthG, wonach u.a. von der Erfüllung der Passpflicht abzu-

sehen ist (§ 5 Abs. 3 Satz 1 in Verbindung mit Abs. 1 Nummer 4 AufenthG). 

Als Folge sind die Einreise und der Aufenthalt ohne einen gültigen und anerkannten 

Pass oder Passersatz von Personen, die der UkraineAufenthÜV unterfallen, nicht als 

unerlaubt anzusehen. Die entsprechende Strafbarkeit und Pflicht zur Anzeige entfal-

len. Identitätsprüfung, Registrierung und Ausstellung einer Anlaufbescheinigung blei-

ben unberührt. Das Vorliegen der Tatbestandsvoraussetzungen von Bezügen zur 

Ukraine muss weiterhin glaubhaft dargelegt werden3. 

Aufgrund dieser aufenthaltsrechtlichen Bestimmungen empfiehlt BMI ukrainischen 

Staatsangehörigen, von der Stellung eines Asylantrages abzusehen. Das Recht, 

zu einem späteren Zeitpunkt einen Asylantrag zu stellen, besteht jedoch unabhängig 

davon fort. 

Registrierung 

Alle Personen, die im Zusammenhang mit den Geschehnissen in der Ukraine legal 

einreisen, werden an der PIK bzw. in einem landeseigenen System im Workflow 

nach § 16 AsylG registriert. Dabei sind Zeitpunkt und Rechtsgrundlage der Registrie-

rung jeweils unterschiedlich, aber der technische Ablauf des Workflows ist immer 

gleich. 

3 Schreiben des BMI vom 18.03.2022, M2-20105/56#186 
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Für Personen, die vom Anwendungsbereich des § 24 AufenthG umfasst sind4, gilt 

Folgendes5: 

Erfolgt (zunächst) keine Antragstellung bei der Ausländerbehörde, sind auch sons-

tige Bitten um Unterstützung (Unterkunft, Verpflegung, medizinische Versorgung) als 

Schutzbegehren im Sinne des § 16 AsylG zu betrachten. 

Zur Vereinfachung des Registrierungsverfahrens hat BMI für Personen, die vom An-

wendungsbereich des § 24 AufenthG umfasst sind, Folgendes bestimme: 

a) Registrierungen sollen nur erfolgen, wenn legal aufhältige Personen Leistun-

gen begehren. Legal aufhältige Personen auf der Durchreise, die nur kurz Un-

terkunft / Verpflegung benötigen, müssen nicht registriert werden. 

b) Im Falle einer Weiterverteilung kann bei Kapazitätsengpässen zunächst nur 

die Erfassung im Verteilsystem (EASY bzw. Nachfolgesystem) erfolgen. Die 

erkennungsdienstliche Behandlung kann dann erst am Zielort erfolgen, an 

dem die Leistungserbringung erfolgt. 

c) Personen, die keine Leistungen benötigen, müssen erst im Zusammenhang 

mit der Erteilung eines Aufenthaltstitels nach § 24 AufenthG registriert werden 

(§ 49 Abs. 5 Nr. 6 AufenthG). 

Nach erfolgter Registrierung (Erfassung biometrischer und anderer Daten im AZR) 

wird eine Bescheinigung (Ankunftsnachweis oder Anlaufbescheinigung) ausge-

stellt, die bei der zuständigen Leistungsbehörde vorgelegt werden kann. Mit der Re-

gistrierung im Workflow nach § 16 Asyn wird, soweit im AZR eine Anschrift erfasst 

wird, zugleich eine Datenübermittlung nach § 18e AZRG vom AZR an die Meldebe-

hörde ausgelöst, die für diese Anschrift zuständig ist und damit eine automatisierte 

melderechtliche Anmeldung an der im AZR gespeicherten Adresse durchgeführt. 

Dies ist — anders als § 23 Abs. 6 BMG vermuten lässt — nicht zwingend die Adresse 

einer Erstaufnahmeeinrichtung. 

Bei der Registrierung im AZR kann entweder die aktuelle Wohnadresse im Zeitpunkt 

der Registrierung erfasst werden oder, falls eine Verteilung ansteht und die neue Ad-

resse bereits bekannt ist, diese. Bitte stellen Sie sicher, dass die Stellen, die in Ihrem 

Zuständigkeitsbereich die Registrierung vornehmen, dies wissen und entsprechend 

Schreiben des BMI vom 14. 03.2022, M3-21000/33#6 
5 Schreiben des BMI vom 14. 03.2022, M3-21000/33#6, Abschnitt 8 
6 Schreiben BMI vom 14.03.22, M5-12000/72#1 
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handeln! Wird keine Adresse im AZR eingetragen, kann keine Datenübermittlung 

nach § 18e AZRG erfolgen. 

Wenn die betroffene Person erstmals bei der Meldebehörde zur Anmeldung er-

scheint, muss die Meldebehörde damit rechnen, dass bereits eine Datenübermittlung 

nach § 18e AZRG stattgefunden hat und somit eine automatisierte Anmeldung an ei-

ner früheren oder der aktuellen Adresse bereits erfolgt ist. Andererseits ist das nicht 

zwingend der Fall. 

Ill. Melderecht 

In melderechtlicher Hinsicht ist folgendes zu beachten: 

• Nach § 27 Abs. 2 S. 3 BMG gift für Personen, die sonst im Ausland (hier die 

Ukraine) wohnen und im Inland nicht nach § 17 Abs. 1 BMG gemeldet sind, 

eine Meldepflicht erst nach Ablauf von drei Monaten. 

• Eine Anmeldung innerhalb dieser Frist ist zulässig und soll von der Meldebe-

hörde entgegengenommen werden. Sie wird bei der Meldebehörde als regu-

läre Anmeldung verarbeitet und nicht mit dem Schlüssel 9 des DSMeld-Blatts 

0001 gekennzeichnet. 

• Eine Anmeldung soll zur Entlastung der Meldebehörden und ihrer Datenemp-

fänger unterbleiben, wenn ein Wohnungswechsel binnen weniger Tage oder 

Wochen absehbar ist. 

• Die Anmeldung soll grundsätzlich nur erfolgen, wenn die meldepflichtige Per-

son einen Pass oder Passersatz (siehe dazu unten IV) oder ein ausländer-

rechtliches Dokument (Anlaufbescheinigung, Ankunftsnachweis, Fiktionsbe-

scheinigung, Aufenthaltstitel) vorweisen kann, das die Personalien in lateini-

scher Schrift enthält. Aus diesem Dokument sind die Personalien zu überneh-

men. Auf eigenständige Transliteration aus dem Kyrillischen ist zu verzichten! 

(Ausnahme: Anmeldung von Kindern mit Geburtsurkunde, s.u.). Andernfalls 

kann es zu einer vom AZR-Eintrag abweichenden Erfassung im Melderegister 

kommen. In diesem Fall würde eine bereits erfolgte automatisierte Anmeldung 

aufgrund einer Datenübermittlung nach § 18e AZRG bei der Konfliktbearbei-

tung evtl. nicht erkannt und eine Dublette produziert. 
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• Kann die betroffene Person ein derartiges Dokument nicht vorweisen, ist sie 

aufzufordern, vor der Anmeldung die Registrierung nach § 16 AsylG bzw. § 49 

AufenthG zu durchlaufen. Bitte stellen Sie sicher, dass die Stellen, die in Ih-

rem Zuständigkeitsbereich die Registrierung vornehmen, dies wissen. 

• Um die Anmeldung von minderjährigen Kindern in Begleitung eines Elternteils 

zu erleichtern, darf die Meldebehörde alternativ zum Verweis auf vorherige 

ausländerrechtliche Registrierung bis auf Weiteres eine Anmeldung der Kinder 

auf der Basis vorgelegter Geburtsurkunden vornehmen, wenn 

o der begleitende und in der Geburtsurkunde genannte Elternteil sich in der 

vorstehend beschriebenen Weise ausweisen kann, 

o kein vernünftiger Zweifel besteht, dass es sich bei den zur Anmeldung 

kommenden Kindern um die in den Geburtsurkunden benannten handelt, 

und 

o eine Transliteration der Personendaten aus dem Kyrillischen bis auf Weite-

res ausschließlich auf der Basis der anhängenden Transliterationstabelle7 

vorgenommen wird. 

Zur Herstellung von Familienverbünden siehe unten IV.4. 

• Bei der Anmeldung prüft die Meldebehörde zuerst, ob die Person (aufgrund 

einer automatisierten Anmeldung infolge einer Datenübermittlung aus dem 

AZR nach § 18e AZRG) bereits im eigenen Melderegister erfasst ist. Legt die 

Person Unterlagen vor, aus denen sich ergibt, dass sie bereits für eine An-

schrift im Inland gemeldet ist, ist das Verfahren des vorausgefüllten Melde-

scheins durchzuführen. Ist dies nicht der Fall und kann auch sonst kein Zuzug 

aus dem Inland nachvollzogen werden, meldet sie die Person als erstmaligen 

Zuzug aus dem Ausland an. Hierbei erhält sie im Fall einer erfolgten Daten-

übermittlung nach § 18e AZRG eine Konfliktnachricht des BZSt. Wird im Rah-

men der Erfassung von aus der Ukraine Geflüchteten durch einen erstmaligen 

Zuzug die damit verbundene Anforderung der IdNr. vom BZSt mit einer Kon-

fliktnachricht (0503) beantwortet, da die betroffene Person möglicherweise be-

reits in einer anderen Meldebehörde erfasst wurde und stellt sich heraus, dass 

die anzumeldende Person mit der beim BZSt gefundenen ähnlichen Person 

identisch ist, bearbeiten die Meldebehörden den Fall wie einen irrtümlichen 

7 Die Tabelle wurde vom ukrainischen Generalkonsulat Hamburg zur Verfügung gestellt und entspricht 

den einheitlichen von der ukrainischen Regierung verabschiedeten Transliterationsregeln. 



Seite 7 von 11 

erstmaligen Zuzug und behandeln ihn wie einen Wiederzuzug oder Inlandszu-

zug. In diesem Zusammenhang ist die Anforderung der IdNr.. gegenüber dem 

BZSt mit Nachricht 0511 zurückzunehmen. Anschließend ist mit der letzten In-

landsmeldebehörde oder der Wegzugsmeldebehörde ein Rückmeldeverfahren 

durchzuführen. Mit der Einarbeitung der Rückmeldeauswertung (0203) erstel-

len die Fachverfahren aus dem Meldewesen je nach Kontext entweder eine 

Nachricht zur Anforderung der IdNr. im Rahmen eines Wiederzuzugs aus dem 

Ausland (Nachricht 0500 Schlüssel 06) oder erklären die Zuständigkeit im 

Rahmen eines Inlandszuzugs (Nachricht 0504) an das BZSt. 

• Durch dieses Vorgehen werden Mehrfacherfassungen (eine Person hat mehr 

als eine IdNr.) vermieden. Darüber hinaus erhält die Meldebehörde in diesen 

Fällen einen Hinweis, dass die betroffene Person bereits im Inland gemeldet 

ist oder war. 

• Es ist nicht ausgeschlossen, dass Meldebehörden aufgrund des Prozesses 

nach § 18e AZRG Konfliktnachrichten (0503) erhalten, bei denen keine Vor-

sprache zur Anmeldung erfolgt. Auch in diesen Fällen ist das vorgenannte 

Verfahren bei der Bearbeitung von Konfliktfällen durchzuführen. 

• Erhält die Meldebehörde keine Konfliktnachricht, handelt es sich um eine Per-

son, die bisher noch nicht in einem Melderegister erfasst wurde. 

IV. Einzelfragen 

1. Zulässige ldentitätsdokumente 

Nach § 23 Abs. 1 Satz 1 BMG ist bei der Anmeldung ein anerkannter und gültiger 

Pass oder Passersatzpapier vorzulegen. Folgende vom BMI anerkannte Pässe und 

Passersatzpapiere können derzeit vorgelegt werden: 

• Reisepässe in den Modellen 2005, 2007 und 2015 

• Identitätskarte ( ID-Card) Modell 2015. Diese hat das BMI durch Allgemeinverfü-

gung über die Anerkennung ausländischer Pässe und Passersatzpapiere vom 

17. März 2022 zeitlich befristet bis zum 23. Februar 2023 als Passersatz aner-

kannt. Die Anerkennung ist im Bundesanzeiger veröffentlicht (BAnz AT 
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18.03.2022 B12) und ist mit Rückwirkung zum 24. Februar 2022 wirksam gewor-

den. 

• Diplomatenpässe in den Modellen 1998 und 2015 

• Dienstpässe in den Modellen 1999 und 2015 

• Kinderreisepass „Travel Document of a Child" 

werden seit 2016 nicht mehr ausgestellt, zuvor ausgestellten Kinderreisepässe 

bleiben bis zum Ablauf ihrer zeitlichen Gültigkeit gültig 

• Heimreisedokument „Certificate for Return to Ukraine" Modell 2006, 

nur zur Durchreise und Ausreise aus DEU anerkannt; 

das Modell 2021 ist vorläufig zur Durchreise und Ausreise aus DEU anerkannt 

• Seefahrtbuch Modell 2002 

sofern ein Nachweis über die Eintragung in die Schiffsrolle vorliegt und die ukrai-

nische Staatsangehörigkeit aus dem Dokument hervorgeht 

• Fremdenpass „Stateless Persons Travel Document" 

nur anerkannt, wenn der Inhaber/die Inhaberin gleichzeitig im Besitz eines Auf-

nahmebescheides nach dem Bundesvertriebenengesetz ist oder eines Aufnah-

mebescheides des Bundesverwaltungsamtes, der ihn/sie als jüdischen Konting-

entflüchtling ausweist 

• Reiseausweises für Flüchtlinge „Refugees Document for travelling abroad" 

• Travel document for person granted complementary protection Modell 2015 

Nach § 2 Abs. 1 BMG hat die Meldebehörde die in ihrem Zuständigkeitsbereich 

wohnhaften Personen zu registrieren, um deren Identität und Wohnungen feststellen 

und nachweisen zu können. 

Zielkonflikte können entstehen, wenn zwar die Wohnung, nicht aber die Identität der 

Person in der vom BMG geforderten Weise nachgewiesen werden kann. Identitäten 

müssen soweit, wie es den Umständen nach möglich und zumutbar ist, geklärt wer-

den. Können die Personendaten und der Familienstand nicht eindeutig belegt 
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werden, erfolgt zunächst eine Anmeldung mit den Grunddaten. Dabei ist, soweit vor-

handen, der Datenkranz zu erfassen, der auch bei einer Datenübermittlung nach § 

18e AZRG erfasst würde. (Dies sind Familienname, Geburtsname, Vornamen, Ge-

burtsdatum und Geburtsort, Geschlecht, Staatsangehörigkeiten, derzeitige und ggf. 

letzte frühere Anschrift, und, soweit vorhanden AZR-Nummer und ggf. Übermittlungs-

sperren). 

• In Anbetracht der außergewöhnlichen Situation kann für den Nachweis der Identi-

tät auch ein anerkannter Pass oder Passersatz akzeptiert werden, dessen Gültig-

keitsdauer abgelaufen ist. Der meldepflichtigen Person ist in diesem Fall aufzuge-

ben, den Pass bei der zuständigen konsularischen Vertretung verlängern zu las-

sen, sobald dies den Umständen nach zumutbar ist, und ihn anschließend bei der 

Meldebehörde vorzulegen. 

• Besitzt die Person keinen anerkannten Pass oder Passersatz, erfolgt die Anmel-

dung auf der Basis der Aufenthaltserlaubnis bzw. der Fiktionsbescheinigung, des 

Ankunftsnachweises oder der Anlaufbescheinigung, wobei das jeweils „höchst-

wertige" Dokument zugrunde zu legen ist. Der meldepflichtigen Person ist aufzu-

geben, bei der zuständigen konsufarischen Vertretung der Ukraine eine Klärung 

der Identität herbeizuführen und einen gültigen Pass oder Passersatz vorzulegen, 

sobald dies den Umständen nach zumutbar ist. 

2. Umgang mit aufgrund von Verbalnoten des ukrainischen Generalkonsu-

lats geänderten/aktualisierten Reisepässen bzw. Identitätsbescheinigun-

gen 

Nach aktuellem Kenntnisstand, der auf den Verbalnoten der ukrainischen Botschaft 

in Berlin und der ukrainischen Generalkonsulate in Hamburg und in Dusseldorf be-

ruht, werden 

• abgelaufene ukrainische Reisepässe handschriftlich (bis zu fünf Jahren) ver-

längert und 

• Informationen zu Kindern unter 16 Jahren handschriftlich eingetragen und die 

Fotos der Kinder den Pässen der Eltern hinzugefügt. 

Diese handschriftlichen Ergänzungen I Verlängerungen mit konsularischem Siegel / 

Stempel werden bis auf Weiteres akzeptiert. Bei Zweifeln an der Authentizität der 

Eintragung ist das ukrainische Generalkonsulat zu kontaktieren. 
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Ferner stellen die ukrainischen Auslandsvertretungen Bescheinigungen im Sinne ei-

ner ldentitätsklärung mit Lichtbild aus. Diese Bescheinigungen können im Rahmen 

der Klärung der Identität als ein Indiz herangezogen werden. 

3. Anerkennung Geburtsurkunden und Eheurkunden als Ersatz für ein 

Identitätsdokument 

Die Geburts- oder Eheurkunde ist kein Identitätsdokument, da sie kein Lichtbild oder 

sonstige biometrische Merkmale enthält. Daher ist eine Zuordnung von Urkunde zu 

Person nicht zuverlässig möglich. 

In der Ukraine gilt eine Ausweispflicht erst ab 16 Jahren. Viele Kinder besitzen daher 

keine eigenen Ausweisdokumente, sondern lediglich die Geburtsurkunde. Wird zur 

Anmeldung lediglich die Geburtsurkunde vorgelegt (siehe hierzu oben Ill) soll die 

Meldebehörde darum bitten, dass der begleitende Elternteil den Eintrag der Kinder in 

seinen Pass durch die zuständige konsularische Vertretung veranlasst und der Pass 

der Meldebehörde vorgelegt wird, sobald dies den Umständen nach zumutbar ist. 

4. Anerkennung von Originalen oder Kopien von Geburtsurkunden und E-

heurkunden zur Herstellung von Familienverbünden (Verknüpfung mit 

Ehegatten oder dem gesetzlichen Vertreter bei Kindern) 

Wegen der weitreichenden Konsequenzen für andere Verwaltungsbereiche dürfen 

Familienverbünde nicht „auf Zurur ohne urkundliche Nachweise eingetragen werden. 

Auch die Erfassung des Familienverbunds durch die Ausländerbehörde reicht nicht 

aus, da diese aufgrund anderer fachlicher Anforderungen nicht zwingend urkundliche 

Nachweise erfordert. 

Die herkömmlichen Anforderungen für eine Eintragung (Original der Geburts- oder 

Eheurkunde, Übersetzung durch einen vereidigten Übersetzer mit Apostille) sind je-

doch unter den gegebenen Umständen nicht realisierbar. Die ukrainischen Behörden 

stellen derzeit nach hiesigem Informationsstand keine Apostillen aus. Zudem sind die 

begrenzten Kapazitäten der vereidigten Übersetzer im Fall des gegenwärtigen Mas-

senzustroms von Vertriebenen ein beträchtliches Hindernis. 
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Original oder Kopie einer Geburts- oder Eheurkunde ohne offizielle Übersetzung und 

Apostille können daher in Anbetracht der außergewöhnlichen Situation für die Her-

stellung von Familienverbünden bis auf Weiteres akzeptiert werden, wenn 

• die Identität der betroffenen Personen im oben beschriebenen Sinne geklärt 

ist, 

• die Authentizität der Urkunde durch die Meldebehörde in eigener Verantwor-

tung geprüft und bejaht wurde (z.B. anhand eines Vergleichs mit originalen 

übersetzten und apostillierten gleichartigen Urkunden oder den beigefügten 

Mustern8), und 

• die Meldebehörde sich in eigener Verantwortung über die eingetragenen Per-

sonendaten und die beurkundeten Tatsachen Gewissheit verschaffen konnte, 

z.B. mit Hilfe von der Meldebehörde als zuverlässig bekannten Sprachmittlern. 

• Eine Transliteration aus dem Kyrillischen darf ausschließlich auf der Basis der 

anhängenden Transliterationstabelle vorgenommen werden, um Dubletten zu 

vermeiden! 

Ist dies nicht der Fall, ist im Melderegister als Familienstand „nicht bekannt" einzutra-

gen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

Dr. Tanja Laier 

8 Muster ukrainischer Geburts- und Eheurkunden, aus denen sich die Positionen für die Einträge von 
Namen, Vornamen Geburtsdaten und den Angaben zum Ehegatten bzw. den Eltern eines Kindes er-
kennen lassen, sind beigefügt. Ebenso eine Übersetzungshilfe für Datumsangaben. Die Dokumente 
wurden von der Deutschen Botschaft Kiew zur Verfügung gestellt. 



Schreibweisen der Monate und des Datums  

Deutsch  - Ukrainisch 

Monate Datum 

Januar січень 1. Januar 2022 1 січня 2022 

Februar лютий 1. Februar 2022 1 лютого 2022 

März березень 1. März 2022 1 березня 2022 

April квітень 1. April 2022 1 квітня 2022 

Mai травень 1. Mai 2022 1 травня 2022 

Juni червень 1. Juni 2022 1 червня 2022 

Juli липень 1. Juli 2022 1 липня 2022 

August серпень 1. August 2022 1 серпня 2022 

September вересень 1. September 2022 1 вересня 2022 

Oktober жовтень 1. Oktober 2022 1 жовтня 2022 

November листопад 1. November 2022 1 листопада 2022 

Dezember грудень 1. Dezember 2022 1 грудня 2022 
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Vorname Vatersname

Geburtsdatum

Geburtsort

Vater

Mutter
Staatsangehörigkeit

Staatsangehörigkeit

Vorname + Vatersname
Name

Vorname + Vatersname

Name

Geburtsurkunde

alanah.selvan
Hervorheben

alanah.selvan
Hervorheben

alanah.selvan
Hervorheben

alanah.selvan
Hervorheben

alanah.selvan
Hervorheben

alanah.selvan
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alanah.selvan
Hervorheben

alanah.selvan
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alanah.selvan
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alanah.selvan
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alanah.selvan
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alanah.selvan
Hervorheben



Name
Vorname

Geburtsdatum

Ehegatte

EhegattinName

ggfls. Vatersname

VornameVatersname

Geburtsdatum

Geburtsort

Ehegatte
Ehegattin

Datum der Eheschließung

Staatsangehörigkeit

Geburtsort

Staatsangehörigkeit

Name nach der Eheschließung

Name nach der Eheschließung

Eheurkunde

alanah.selvan
Hervorheben

alanah.selvan
Hervorheben

alanah.selvan
Hervorheben

alanah.selvan
Hervorheben

alanah.selvan
Hervorheben

alanah.selvan
Hervorheben

alanah.selvan
Hervorheben

alanah.selvan
Hervorheben

alanah.selvan
Hervorheben
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An die 

für das Aufenthaltsrecht zuständigen  

Ministerien und Senatsverwaltungen der Länder 

Umsetzung des Durchführungsbeschlusses des Rates zur Feststellung 

des Bestehens eines Massenzustroms im Sinne des Artikels 5 der Richtli-

nie 2001/55/EG und zur Einführung eines vorübergehenden Schutzes 

 - Vorfassung vom 14. März 2022 -  
 
M3-21000/33#6 

Berlin, 14. April 2022 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 
mit dem Inkrafttreten des Durchführungsbeschlusses (EU) 2022/382 des Rates vom 4. März 2022 

zur Feststellung des Bestehens eines Massenzustroms von Vertriebenen aus der Ukraine im Sinne 

des Artikels 5 der Richtlinie 2001/55/EG und zur Einführung eines vorübergehenden Schutzes 

(ABl. L 71 vom 4. März 2022, S. 1 – nachfolgend „Durchführungsbeschluss“) wird für Kriegsflücht-

linge aus der Ukraine § 24 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) zur Anwendung kommen. 

 
Hiermit gebe ich Ihnen auf der Grundlage meines Schreibens vom 14. März 2022 ergänzte Hin-

weise zu einzelnen für die Umsetzung wesentlichen Punkten:  

 
1. Anspruchsberechtigte Personen nach Artikel 2 Absatz 1 des Durchführungsbeschlusses 

Nach Artikel 2 Absatz 1 des Durchführungsbeschlusses gilt der vorübergehende Schutz für fol-

gende Personen: 

a) ukrainische Staatsangehörige, die vor dem 24. Februar 2022 ihren Aufenthalt in der Ukra-
ine hatten, 

b) Staatenlose und Staatsangehörige anderer Drittländer als der Ukraine, die vor dem 24. 
Februar 2022 in der Ukraine internationalen Schutz oder einen gleichwertigen nationa-
len Schutz genossen haben, und 

c) Familienangehörige der unter den Buchstaben a und b genannten Personen. 
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Die genannten Personen sind dann schutzberechtigt, wenn sie am oder nach dem 24. Februar 

2022 infolge der militärischen Invasion der russischen Streitkräfte, die an diesem Tag begann, aus 

der Ukraine geflüchtet sind (siehe hierzu auch unter Nummer 5.). Soweit keine offensichtlich an-

derweitigen Anhaltspunkte vorliegen, ist bei allen in den Buchstaben a bis c genannten Personen 

ohne weitere Prüfung von einer Flucht vor dem Kriegsgeschehen auszugehen. Anspruchsberech-

tigte Personen hiernach sind daher auch die nach den Feststellungen der hierfür zuständigen Ju-

gendämter unbegleitet eingereisten minderjährigen Kriegsflüchtlinge. 

Freizügigkeitsberechtigte Personen im Sinne des Freizügigkeitsgesetzes/EU sind von der Schutz-

gewährung nicht umfasst, sofern und solange sie ihr Freizügigkeitsrecht ausüben. 

Zu 1. a) 

Der Nachweis der ukrainischen Staatsangehörigkeit sollte in der Mehrzahl der Fälle mittels eines 

Passes (mit oder ohne biometrische Merkmale) oder Passersatzes erfolgen können. Im Übrigen 

kann sich aus der Gesamtschau anderer mitgeführter Unterlagen, insbesondere von Personalaus-

weisen, die Staatsangehörigkeit der betreffenden Person ergeben. 

Zu 1. b) 

Gemeint ist der Schutz nach der Genfer Flüchtlingskonvention oder ein mit dem subsidiären 

Schutz vergleichbarer Schutz nach der Richtlinie 2011/95/EU sowie ein gleichwertiger nationaler 

Schutz. Die Vorlage eines ukrainischen Reiseausweises für Flüchtlinge oder Reisedokument über 

den komplementären Schutz („Travel Document for Person Granted Complementary Protec-

tion“) gilt als ausreichender Nachweis des Schutzstatus. Sobald Angaben über weitere Nachweis-

möglichkeiten vorliegen, werden diese mitgeteilt. 

Zu 1. c) 

Als Familienangehörige gelten folgende Personen, sofern die Familie zum Zeitpunkt der den vo-

rübergehenden Schutz auslösenden Umstände bereits in der Ukraine bestand: 

(1) der Ehegatte einer unter Buchstabe a oder b genannten Person oder ihr nicht verheirateter 

Partner, der mit dieser Person in einer dauerhaften Beziehung lebt; 

(2) die minderjährigen ledigen Kinder einer unter Buchstabe a oder b genannten Person oder 

ihres Ehepartners oder nicht verheirateten Partners, der mit dieser Person in einer dauerhaf-

ten Beziehung lebt, gleichgültig, ob es sich um ehelich oder außerehelich geborene oder 

adoptierte Kinder handelt;  

(3) andere enge Verwandte, die zum Zeitpunkt der den Massenzustrom auslösenden Umstände 

innerhalb des Familienverbands lebten und vollständig oder größtenteils von einer unter 

Buchstabe a oder b genannten Person abhängig waren. 

Diese unter Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe c genannten Familienangehörigen erhalten eine Auf-

enthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG aus eigener Berechtigung aufgrund des Durchführungsbe-

schlusses; dabei müssen die unter Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben a und b genannten Personen 
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sich noch nicht im Bundesgebiet aufhalten. Es handelt sich um keinen Fall der Familienzusam-

menführung. Eine Familienzusammenführung zu Titelinhabern nach § 24 AufenthG erfolgt 

nach § 29 Absatz 4 AufenthG (siehe hierzu auch unter Nummer 6.). 

Zu 1.c (1): 

Die Eigenschaft als Ehegatte ergibt sich aus den aufenthaltsrechtlichen Vorschriften des Bundes-

rechts, die bereits an einheitliche unionsrechtliche Vorgaben angepasst sind und die Richtlinie 

2003/86/EG (sogenannte Familienzusammenführungsrichtlinie) umsetzen. Auch hier gelten da-

her die Grundsätze des § 30 Absatz 4 AufenthG. 

Nicht verheiratete Partner (auch gleichgeschlechtlich), die in einer dauerhaften Beziehung leben, 

sind Lebensgefährtinnen oder Lebensgefährten im Sinne des § 1 Absatz 2 Nummer 4 Buchstabe c 

des Freizügigkeitsgesetzes/EU.  Zur Definition des Personenkreises vergleiche Nummer 3.1.5.3 

der Anwendungshinweise des BMI zur Umsetzung des Gesetzes zur aktuellen Anpassung des 

Freizügigkeitsgesetzes/EU und anderer Gesetze an das Unionsrecht in der Version 1.0 vom 22. Ja-

nuar 2021, die unter nachfolgendem Link abrufbar sind: 

https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/themen/verfas-

sung/anwendungshinweise-umsetzung-freizuegigkeitsgesetz.html 

Ein beabsichtigtes weiteres dauerhaftes Zusammenleben der nicht verheirateten Partner nach 

der Ankunft im Bundesgebiet ist auf Grund der Eigenheiten der Fluchtsituation widerleglich zu 

vermuten, wobei im Rahmen einer Einzelfallbetrachtung den Besonderheiten der Unterbrin-

gung in Folge der Flucht angemessen Rechnung zu tragen ist. Nachvollziehbar vertreibungsbe-

dingte Nachweislücken sind bei einem schlüssigen Sachvortrag zugunsten der Betroffenen zu be-

rücksichtigen. 

Zu 1. c (2):  

Der betroffene Personenkreis ergibt sich ebenfalls aus den allgemeinen aufenthaltsrechtlichen 

Vorschriften des Bundesrechts. 

Zu 1. c (3): 

„Enge Verwandte“ müssen 

 zum Zeitpunkt der den vorübergehenden Schutz auslösenden Umstände – somit am 24. Feb-

ruar 2022 - innerhalb des Familienverbands gelebt haben und 

 zu diesem Zeitpunkt von einer in den vorstehenden Buchstaben a oder b genannten Person 

vollständig oder größtenteils abhängig gewesen sein. 

Eine kurzfristige Abwesenheit vom Familienverband zum Stichtag (etwa wegen eines Urlaubs o-

der aus anderen persönlichen oder beruflichen Gründen) ist unschädlich, solange die Familie 

grundsätzlich zum Stichtag im Familienverband gelebt hat. Die erforderliche Abhängigkeit kann 

https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/themen/verfassung/anwendungshinweise-umsetzung-freizuegigkeitsgesetz.html
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/themen/verfassung/anwendungshinweise-umsetzung-freizuegigkeitsgesetz.html
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finanzieller oder tatsächlicher Natur sein. In Anlehnung an die Maßgaben im Rahmen der An-

wendung des FreizügG/EU, sollte hier ausreichend sein: 

 die nicht nur vorübergehende Unterhaltsgewährung am 24. Februar 2022 oder kurz da-

vor, oder 

 die persönliche Pflege durch die in den vorstehenden Buchstaben a) oder b) genannte 

Person (nachstehend als „Bezugsperson“ bezeichnet). Von einer persönlichen Pflege sind 

insbesondere solche Umstände erfasst, in denen die Bezugsperson die gepflegte Person 

aufgrund gesundheitlicher Beeinträchtigungen physischer oder psychischer Art häuslich 

umsorgt. Dabei ist nicht die vollumfängliche persönliche Pflege durch die Bezugsperson 

erforderlich. Ausreichend ist, dass die Pflege organisiert oder die Kosten hierfür über-

nommen wurden, wenn ein Grund hinzutritt, weshalb die Pflege in der Nähe der Bezugs-

person stattfinden soll, insbesondere wegen des psychischen Erfordernisses seiner Nähe 

zur gepflegten Person. 

„Enge Verwandte“ in diesem Sinne werden daher in der Regel auch Kinder sein, die am Stichtag 

noch minderjährig waren, jedoch zum Zeitpunkt der Antragstellung bereits die Volljährigkeit er-

reicht haben. 

Für den Fall, dass ein minderjähriges Kind mit ukrainischer Staatsangehörigkeit sich gemeinsam 

mit seinem drittstaatsangehörigen nicht-ukrainischen Elternteil, der die elterliche Sorge innehat, 

in Deutschland aufhält (bspw. weil der andere ukrainische Elternteil die Ukraine nicht verlassen 

kann/ggf. bereits verstorben ist) und der Elternteil nicht per se unter die Nummern 1a) und 1b) 

fällt, dieser Elternteil jedoch Inhaber eines unbefristeten ukrainischen Aufenthaltstitels ist, soll 

Folgendes berücksichtigt werden:  

Bei nicht-ukrainischen Drittstaatsangehörigen, die einen rechtmäßigen ukrainischen unbefriste-

ten Aufenthaltstitel besitzen und Elternteil eines ukrainischen Minderjährigen sind, ist prima fa-

cie davon auszugehen, dass dieser Elternteil nicht sicher und dauerhaft ins Herkunftsland bzw. 

die Herkunftsregion zurückkehren kann. Aufgrund des bisherigen gemeinsamen Familienlebens 

in der Ukraine und der bestehenden Sorgeberechtigung des Elternteils unter Berücksichtigung 

der Wahrung des Kindeswohls soll regelmäßig davon ausgegangen werden, dass eine engere Bin-

dung zur Ukraine besteht als zum Herkunftsland des Elternteils, so dass in diesen Fällen die Uk-

raine tatsächlich die Heimat der Familie und damit des Elternteils darstellen wird. 

 

2. Anspruchsberechtigte Personen nach Artikel 2 Absatz 2 des Durchführungsbeschlusses 

Nach Artikel 2 Absatz 2 des Durchführungsbeschlusses sind auch Staatenlose und Staatsangehö-

rige anderer Drittländer als der Ukraine anspruchsberechtigt, die nachweisen können, dass sie 

sich vor dem 24. Februar 2022 auf der Grundlage eines nach ukrainischem Recht erteilten gülti-

gen unbefristeten Aufenthaltstitels rechtmäßig in der Ukraine aufgehalten haben, und die nicht 
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in der Lage sind, sicher und dauerhaft in ihr Herkunftsland oder ihre Herkunftsregion zurückzu-

kehren. 

Diese nicht-ukrainischen Drittstaatsangehörigen können einen rechtmäßigen unbefristeten Auf-

enthalt in der Ukraine mittels eines ukrainischen Aufenthaltstitels nachweisen. Als den unbefris-

teten Aufenthalt gewährende Aufenthaltstitel sind Aufenthaltstitel anzusehen, die den als Anlage 

beigefügten Mustern entsprechen. 

Bei Personen, die sich mit einem nach ukrainischem Recht erteilten gültigen unbefristeten Auf-

enthaltstitels rechtmäßig in der Ukraine aufgehalten haben, ist prima facie von einer maßgebli-

chen Verbindung in der Ukraine und damit davon auszugehen, dass sie nicht in der Lage sind, 

sicher und dauerhaft in ihr Herkunftsland zurückzukehren, weil eine engere (Wortlaut der Kom-

mission: „sinnvollere“) Bindung zur Ukraine besteht als zum Herkunftsstaat. Die entsprechende 

prima facie-Schlussfolgerung ist widerleglich (vgl. in diesen Fällen für die Anschlussprüfungen 

unten Ziffer 4). 

Für deren Familienangehörigen im Sinne der Nummer 1. c), denen nicht bereits unter den Vo-

raussetzungen der Ziffer 1.eine Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG zusteht, gelten die un-

ter Nummer 1. c) genannten Voraussetzungen.   

 

3. Sonstige ukrainische Staatsangehörige nach Artikel 2 Absatz 3 des Durchführungsbe-

schlusses 

Ukrainische Staatsangehörige, die sich bereits mit einem Aufenthaltstitel im Bundesgebiet auf-

halten, können einen Antrag auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG stel-

len. Dies betrifft Fälle, in denen 

 die Verlängerung des bestehenden Aufenthaltstitels aufgrund rechtlicher Vorgaben oder 

nicht mehr gegebener Erteilungsvoraussetzungen nicht möglich ist oder 

 während der zeitlichen Gültigkeit des Aufenthaltstitels der Erteilungsgrund oder eine Er-

teilungsvoraussetzung, z.B. die Lebensunterhaltssicherung bei Studierenden, entfallen ist 

und dessen nachträgliche Befristung in Betracht zu ziehen wäre. 

Für die Prüfung der Voraussetzungen einer Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG ist dabei in 

Abweichung von Nummer 5 unbeachtlich, wann die Einreise in das Bundesgebiet erfolgt ist. 

Ukrainische Staatsangehörige, die sich bereits mit einer Duldung im Bundesgebiet aufhalten, 

können ebenfalls einen Antrag auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG stel-

len, wenn der bisherige Duldungsgrund entfallen ist. Ein Entfallen kommt v.a. für Duldungen 

nach § 60a Absatz 2 Satz 1 AufenthG bei Wegfall der tatsächlichen oder rechtlichen Unmöglich-

keit der Abschiebung in Betracht, nicht aber, wenn der Wegfall des Duldungsgrundes ausschließ-

lich oder maßgeblich auf einer bislang unterbliebenen Mitwirkung oder- einer Willensentschei-

dung des Geduldeten beruht. Duldungen nach § 60a Absatz 2 Satz 1 AufenthG wegen fehlender 

Reisedokumente sowie Duldungen für Personen mit ungeklärter Identität (§ 60b AufenthG) sind 
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- soweit Reisedokumente weiterhin fehlen bzw. die Identität weiterhin ungeklärt ist - hiervon 

ausgeschlossen. Ist der bisherige Duldungsgrund nicht entfallen, sollte der Zeitraum der Dul-

dung großzügig bemessen und die Duldung mit der Erlaubnis zur Erwerbstätigkeit versehen 

werden, wobei gesetzlich bestehende Erwerbstätigkeitsverbote zu beachten bleiben. 

Bei ukrainischen Staatsangehörigen, die einem Einreise- und Aufenthaltsverbot nach § 11 Auf-

enthG unterliegen, ist auf Antrag dessen Aufhebung zu prüfen (vgl. § 11 Absatz 4 S. 1f. AufenthG) 

Eine Aufhebung kommt grundsätzlich nicht in Betracht, wenn ein Einreise- und Aufenthaltsver-

bot nach § 11 Absatz 5a oder Absatz 5b AufenthG vorliegt. Die Vorgaben von Artikel 28 Richtlinie 

2001/55/EG und § 5 Absatz 3 Satz 1 AufenthG sind zu beachten 

 

4. Sonstige nicht-ukrainische Drittstaatsangehörige nach Artikel 2 Absatz 3 des Durch-

führungsbeschlusses 

Bei nicht-ukrainischen Drittstaatsangehörigen ist immer zuerst zu prüfen, ob sie unter Artikel 2 

Absatz 1 b) oder c) des Durchführungsbeschlusses fallen. Die betreffenden Personen sind darüber 

hinaus stets vorrangig zu befragen, ob sie in ihr Herkunftsland oder ihre Herkunftsregion zu-

rückkehren möchten. Daher sollte in geeigneter Weise auf die (inzwischen) bestehenden Förder-

möglichkeiten im Rahmen nationaler und europäischer Rückkehr- und Reintegrationspro-

gramme (REAG/GARP, StarthilfePlus, ERRIN) hingewiesen werden. 

 

Die Mitgliedstaaten können sonstigen Staatenlosen und nicht-ukrainischen Staatsangehörigen, 

die sich rechtmäßig in der Ukraine aufhielten und nicht sicher und dauerhaft in ihr Herkunfts-

land oder ihre Herkunftsregion zurückkehren können, ebenfalls Schutz gewähren. Deutschland 

setzt diese Vorgabe in der folgenden Weise um. 

 4.1 Anforderungen 

Vorübergehenden Schutz nach § 24 AufenthG erhalten nicht-ukrainische Drittstaatsangehö-

rige, 

 wenn diese sich am 24. Februar 2022 nachweislich rechtmäßig, und nicht nur zu einem 

vorübergehenden Kurzaufenthalt, in der Ukraine aufgehalten haben und 

 sie nicht sicher und dauerhaft in ihr Herkunftsland oder ihre Herkunftsregion zurück-

kehren können.  

Vorübergehender Kurzaufenthalt ist jeder von vornherein 90 Tage nicht überschreitende 

Aufenthalt in der Ukraine zu einem dementsprechend vorübergehenden Zweck. Erfasst sind 

damit auch Personen, die glaubhaft machen können, dass sie sich zu einem nicht nur vo-

rübergehenden Aufenthalt rechtmäßig in der Ukraine aufgehalten haben, aber ihren Schutz-

status oder dauerhaften Aufenthaltstitel zum 24. Februar 2022 noch nicht erlangen konnten 

und die nicht dauerhaft sicher in ihr Herkunftsland zurückkehren können. 

 



 
  

    

 Seite 7 von 19 
 

 

 

 
  

 

 4.2 Ukrainische Aufenthaltstitel 

Die zuvor genannten nicht-ukrainischen Drittstaatsangehörigen, müssen einen rechtmäßi-

gen nicht nur vorübergehenden Aufenthalt in der Ukraine mittels eines ukrainischen Auf-

enthaltstitels nachweisen können. Als den rechtmäßigen Aufenthalt gewährende Aufent-

haltstitel sind Aufenthaltstitel anzusehen, die dem als Anlage beigefügten Muster einer tem-

porären, d. h. befristeten Aufenthaltserlaubnis entsprechen. Umfasst sind insbesondere Stu-

dierende und Personen mit Aufenthalten in der Ukraine zu nicht nur besuchsartigen oder 

kurzfristigen Erwerbszwecken. 

 4.3 Kein vorübergehender Schutz nach § 24 AufenthG 

Keinen vorübergehenden Schutz nach § 24 AufenthG erhalten nach den folgenden – alterna-

tiven – Kriterien insbesondere die folgenden Personen, es sei denn, sie fallen unter Num-

mer 1: 

 Personen, die keinen Nachweis erbringen können, sich am 24. Februar 2022 rechtmäßig 

in der Ukraine aufgehalten zu haben; 

 Personen, die sich am 24. Februar 2022 entsprechend der vorstehenden Definition ledig-

lich zu einem Kurzaufenthalt in der Ukraine aufgehalten haben (Touristen, Geschäftsrei-

sende, Besucher und ähnliche Aufenthalte); 

 Personen, die nach den unter Nummer 4.4 genannten Voraussetzungen sicher und dau-

erhaft in ihr Herkunftsland oder ihre Herkunftsregion zurückkehren können oder 

 Personen, die staatenlos sind. 

Personen, die staatenlos sind und keinen vorübergehenden Schutz nach § 24 AufenthG er-

halten, sind über alternative aufenthaltsrechtliche Möglichkeiten sowie ihr Recht, einen An-

trag auf internationalen Schutz zu stellen, hinzuweisen. 

 4.4. Voraussetzungen für eine sichere und dauerhafte Rückkehr 

Die Kommission hat in ihrer Mitteilung vom 21.03.2022 zu operativen Leitlinien für die Um-

setzung des Durchführungsbeschlusses 2022/382 zur Frage, wann Personen nicht in der Lage 

sind, sicher und dauerhaft in ihr Herkunftsland zurückzukehren, darauf hingewiesen, dass 

dies weder in der Richtlinie 2001/55/EG noch im Ratsbeschluss festgelegt sei und es sich um 

ein Verfahren sui generis handele. Die Kommission hat in dem Zusammenhang aber auf die 

Artikel 2 Buchstabe c und Artikel 6 Absatz 2 der Richtlinie 2001/55/EG verwiesen, die aus-

drücklich Mindestnormen festlegt und sich auf konkrete Situationen bewaffneter Konflikte, 

dauernder Gewalt oder die ernsthafte Gefahr systematischer oder weiterverbreiteter Men-

schenrechtsverletzungen im Herkunftsland beziehe und klarstelle, dass die Vorgaben der 

Genfer Flüchtlingskonvention und die Charta der Grundrechte der EU zu beachten seien. 

Damit wird den Mitgliedstaaten ein erheblicher Ermessensspielraum in Bezug auf die Prü-

fung und Entscheidung über den individuellen Vortrag der Kriegsflüchtlinge eingeräumt. 
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Als Beispiel für eine unmögliche „sichere Rückkehr“ nennt die Kommission, wenn das offen-

sichtliche Risiko für die Sicherheit der betroffenen Person aus bewaffneten Konflikten oder 

dauernder Gewalt, dokumentierten Gefahren der Verfolgung oder einer anderen unmensch-

lichen oder erniedrigenden Behandlung resultiere. Für eine „dauerhafte“ Rückkehr soll nach 

Auffassung der Kommission die betreffende Person aktive Rechte in ihrem Herkunftsland 

oder ihrer Herkunftsregion in Anspruch nehmen können, damit sie Perspektiven für die De-

ckung ihrer Grundbedürfnisse in ihrem Herkunftsland/ihrer Herkunftsregion und die Mög-

lichkeit der Reintegration in die Gesellschaft hat. Bei der Beurteilung, ob eine ‚sichere und 

dauerhafte‘ Rückkehr möglich ist, sollten sich die Mitgliedstaaten nach Mitteilung der Kom-

mission auf die allgemeine Lage im Herkunftsland oder der Herkunftsregion stützen. Die Be-

urteilung soll aber auch die individuellen Umstände der Betreffenden berücksichtigen. Die 

betroffene Person soll im Verfahren die Möglichkeit haben, individuell vorzubringen, dass 

sie nicht in der Lage ist, unter sicheren und dauerhaften Bedingungen in ihr Herkunftsland 

oder ihre Herkunftsregion zurückzukehren. Dabei sollten die besonderen Bedürfnisse 

schutzbedürftiger Personen, insbesondere (unbegleiteter) Minderjähriger und Waisen ange-

messen berücksichtigt werden. 

Die oben genannten Voraussetzungen sind im Wege eines sui-generis-Verfahrens zu ergrün-

den, allerdings können die Voraussetzungen des § 60 Absatz 5 und 7 AufenthG als Maßstab 

zur Erteilung eines Aufenthaltstitels nach § 24 AufenthG herangezogen werden. Zuständige 

Behörden für die Prüfung dieses Maßstabes im Sinne der zielstaatsbezogenen Abschiebungs-

verbote nach § 60 Absatz 5 und 7 AufenthG sind die Ausländerbehörden der Länder im Rah-

men der Prüfung der Voraussetzungen des § 24 Absatz 1 und 2 AufenthG. 

Ergibt die sui generis-Prüfung bei Geflüchteten, die einen befristeten ukrainischen Aufent-

haltstitel besitzen, dass die Voraussetzungen für eine ‚sichere und dauerhafte‘ Rückkehr an-

hand des zuvor beschriebenen Maßstabs vorliegen, ist die Erteilung einer Aufenthaltserlaub-

nis nach § 24 AufenthG grundsätzlich ausgeschlossen. 

Besteht begründete Aussicht auf die Erteilung eines anderen Aufenthaltstitels (s. unten 8.2), 

ist die Prüfung einer sicheren und dauerhaften Rückkehrmöglichkeit zunächst zurückzustel-

len. Bei nicht-ukrainischen Drittstaatsangehörigen, die keinen vorübergehenden Schutz 

nach § 24 AufenthG erhalten, aber bei denen alternativ aufenthaltsrechtliche Möglichkeiten 

bestehen, ist von der Nachholung des Visumverfahrens abzusehen (§ 5 Absatz 2 Satz 2, 2. Al-

ternative AufenthG), soweit sie nicht bereits von § 3 i.V.m. § 2 Absatz 1 UkraineAufenthÜV 

erfasst sind. 

Nach dem o.g. Maßstab kann bei den folgenden Herkunftsländern aktuell grundsätzlich im 

Rahmen der Prüfung sui generis keine sichere und dauerhafte Rückkehrmöglichkeit ange-

nommen werden: 

Eritrea,  Syrien, Afghanistan. 
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Eine Aussage zu Rückkehr- bzw. Rückführungsmöglichkeiten in die genannten Länder au-

ßerhalb der hier behandelten Prüfung sui generis wird hierdurch nicht getroffen. 

Hinsichtlich Drittstaatsangehöriger aus anderen Herkunftsländern kann keine generelle 

Aussage zur sicheren und dauerhaften Rückkehrmöglichkeit getroffen werden, so dass eine 

individuelle Prüfung des Sachverhalts zu erfolgen hat (vgl. Seite 6 zweiter Absatz der Leitli-

nien). Tragen betreffende Personen der Ausländerbehörde daher im Rahmen der Prüfung 

des § 24 AufenthG Belange vor, welche die Anforderungen des § 13 AsylG erfüllen, sind diese 

auf eine Asylantragstellung beim BAMF zu verweisen. Handelt es sich materiell um ein Asyl-

begehren gemäß § 13 AsylG, wird das Verfahren zur Feststellung des Anspruchs auf vorüber-

gehenden Schutz im Sinne der Leitlinien der KOM zu komplex, so dass die betreffende Per-

son dem Asylverfahren zuzuführen ist (vgl. Seite 4 letzter Absatz der Leitlinien). Die mit dem 

Verweis auf das Asylverfahren und der Asylantragstellung verbundenen Rechtsfolgen stellen 

sich als sachgerecht dar. Mit der Geltendmachung individueller Gründe im Sinne von § 13 

AsylG werden die betreffenden Antragsteller den regulär im Asylverfahren befindlichen Per-

sonen gleichgestellt. Hierauf sind die Antragstellenden im Vorfeld hinzuweisen (vgl. hierzu 

auch Nummer 8.3). 

Erfüllen die Ausführungen der betreffenden Personen zu einer nicht sicheren und dauerhaf-

ten Rückkehrmöglichkeit in das Herkunftsland demgegenüber nicht die Anforderungen des 

§ 13 AsylG und kann die Ausländerbehörde darüber hinaus auch nicht durch eigene Sach-

kunde feststellen, ob eine sichere und dauerhafte Rückkehrmöglichkeit besteht, kann eine 

Beteiligung des BAMF erfolgen, hier insbesondere bei Vortrag zur Zugehörigkeit zu vul-

nerablen Gruppen (alleinstehende Frauen mit kleinen Kindern, behinderte Menschen), zu 

medizinischen Gründen (Krankheiten) oder in Bezug auf ein fehlendes Existenzminimum. 

Hierbei handelt es sich um die Anwendung eines zwischen den Ausländerbehörden und dem 

BAMF etablierten Verfahrens: in Anlehnung an § 72 Absatz 2 AufenthG richten die Auslän-

derbehörden Anfragen an das BAMF und erhalten eine Einschätzung des BAMF zum Vorlie-

gen von nationalen Abschiebungsverboten, die der Entscheidung über die Erteilung einer 

Aufenthaltserlaubnis gemäß § 24 AufenthG zugrunde gelegt werden kann. Bei Vorliegen 

entsprechender Anhaltspunkte würde das BAMF bei der Einschätzung auch auf solche Sach-

vorträge hinweisen, die eine Prüfung in einem Asylverfahren erfordern. 

Zur Trennung von den regulären und sonstigen Anfragen nach § 72 Absatz 2 AufenthG ist 

im Anschreiben auf die Prüfung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG und die sich 

daraus ergebende Eilbedürftigkeit hinzuweisen, so dass eine bevorzugte Prüfung durch das 

BAMF sichergestellt ist. 
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5. Zeitpunkt der Ausreise aus der Ukraine und Einreise in das Bundesgebiet 

Die Ausreise aus der Ukraine und die Einreise in das Bundesgebiet kann am oder jederzeit nach 

dem 24. Februar 2022 erfolgt sein oder erfolgen. Zudem wird der vorübergehende Schutz auf Per-

sonen ausgedehnt, die nicht lange vor dem 24. Februar 2022, als die Spannungen zunahmen, aus 

der Ukraine geflohen sind oder die sich kurz vor dem 24. Februar 2022 (z. B. im Urlaub oder zur 

Arbeit) im Gebiet der EU befunden haben und die infolge des bewaffneten Konflikts nicht in die 

Ukraine zurückkehren können. Als Zeitraum, der nicht lange vor dem 24. Februar 2022 liegt, soll 

ein Zeitraum von höchstens bis zu 90 Tage angenommen werden. 

Unter der Ukraine ist das gesamte Staatsgebiet der Ukraine inklusive der Krim und der soge-

nannten Volksrepubliken Donezk und Luhansk zu verstehen. Kein EU-Mitgliedstaat hat die rus-

sische Annexion der Krim bzw. die Unabhängigkeitserklärungen dieser Gebiete durch die Russi-

sche Föderation anerkannt. 

 

6. Familiennachzug und mitgliedstaatenübergreifende Familienzusammenführung 

Sofern Familienmitgliedern ein eigener Anspruch auf eine Aufenthaltserlaubnis nach § 24 Auf-

enthG zusteht (siehe oben unter 1.), sind die Familiennachzugsvorschriften nicht anzuwenden. 

Der Familiennachzug zum Titelinhaber nach § 24 AufenthG erfolgt gemäß § 29 Absatz 4 Auf-

enthG für Ehegatten und minderjährige ledige Kinder oder minderjährige ledige Kinder des 

Ehegatten, wenn: 

 die familiäre Lebensgemeinschaft in der Ukraine durch die Fluchtsituation aufgehoben 

wurde (siehe § 29 Absatz 4 Nummer 1 AufenthG) und 

 entweder 

o die Familienangehörigen des Titelinhabers sich in einem anderen Mitgliedstaat 

aufhalten und übernommen werden sollen (§ 29 Absatz 4 Nummer 2, 1. Alterna-

tive AufenthG), oder 

o die Familienangehörigen des Titelinhabers sich außerhalb des Unionsgebiets auf-

halten und schutzbedürftig sind (§ 29 Absatz 4 Nummer 2, 2. Alternative Auf-

enthG). 

Die „Schutzbedürftigkeit“ sollte sich vorliegend im Lichte des Erwägungsgrundes 14 des Durch-

führungsbeschlusses ergeben: Sie ist gegeben, wenn diese Personen aus den gleichen Gründen 

geflüchtet sind und wie die Titelinhaber nach § 24 AufenthG (unabhängig von der Staatsangehö-

rigkeit) aus der Ukraine kommen. 

In jeder der genannten Alternativen ist gemäß § 29 Absatz 4 Satz 1 AufenthG auf die Vorausset-

zungen des § 5 Absatz 1 und § 27 Absatz 3 AufenthG zu verzichten. 

Zur Antragstellung und -prüfung von Nachzugsgesuchen aus anderen Mitgliedstaaten wird ge-

sondert informiert. 
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Der Nachzug sonstiger Familienangehöriger eines Titelinhabers nach § 24 Absatz 1 AufenthG 

richtet sich gemäß § 29 Absatz 4 Satz 2 AufenthG nach § 36 Absatz 2 AufenthG. 

Auf die Familienangehörigen, die gemäß § 29 Absatz 4 AufenthG aufgenommen wurden, findet 

ebenfalls § 24 AufenthG Anwendung (siehe § 29 Absatz 4 Satz 3 AufenthG). D.h. sie erhalten eben-

falls eine Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG.  

Da die hiernach Berechtigten selbst bereits im Wege des Nachzugs einen Aufenthaltstitel erhal-

ten haben, können weitere Personen, die ebenfalls die Voraussetzungen des § 29 Absatz 4 Auf-

enthG erfüllen würden, nicht im Wege der Familienzusammenführung zu jenen Personen nach-

ziehen, denn auch hier gilt der Grundsatz des § 30 Absatz 4 AufenthG. Klarstellend wird ergänzt, 

dass auch der Grundsatz der Akzessorietät aus § 27 Absatz 4 AufenthG, sowie § 27 Absatz 2 Auf-

enthG gelten. 

 

7. Ausschluss vorübergehenden Schutzes 

Die Gewährung vorübergehenden Schutzes ist nach § 24 Absatz 2 AufenthG – in Umsetzung von 

Artikel 28 der Richtlinie - ausgeschlossen, wenn die Voraussetzungen des §§ 3 Absatz 2; 4 Ab-

satz 2 des Asylgesetzes (AsylG) oder des § 60 Absatz 8 Satz 1, Satz 3 AufenthG vorliegen. In diesen 

Fällen ist die Aufenthaltserlaubnis zu versagen. Erforderlich ist jeweils ein persönliches Verwirk-

lichen der Ausschlussgründe, allein generalpräventive Erwägungen führen nicht zum Aus-

schluss.  

 

8. Verwaltungsverfahren 

 8.1. Antrag und Registrierung: 

Nach § 24 Absatz 1 AufenthG muss der Ausländer seine Bereitschaft erklären, im Bundesge-

biet aufgenommen zu werden. Somit ist ein Antrag auf einen Aufenthaltstitel nach § 81 Ab-

satz 1 AufenthG zu stellen. Eine vereinfachte Antragstellung sollte durch die Ausländerbe-

hörden ermöglicht werden.  

Hierfür sollte je nach Verfügbarkeit auch der im OZG-Kontext vom Themenfeld Ein-und 

Auswanderung entwickelte Online-Dienst herangezogen werden. Das Land Brandenburg hat 

mit Unterstützung des Bundesministeriums des Innern und für Heimat nun zusätzlich einen 

digitalen Service fertiggestellt, der geeignet ist, den gesamten Prozess der Registrierung, Ver-

teilung und Beantragung des Aufenthaltstitels zu unterstützen.  Der Online-Dienst wird 

zentral voraussichtlich am 20.04.2022 in die Oberfläche von www.Germany4Ukraine.de ein-

gebunden und ist somit für alle Geflüchteten in Deutschland nutzbar. 

Indem Geflüchtete online ihre Daten für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis übermit-

teln, wird der ungesteuerte Zugang zu den Ausländerbehörden gedrosselt und die Dauer von 

Vor-Ort-Kontakten verkürzt. Dabei ist zu betonen, dass die Antragstrecke nicht die biometri-

sche Registrierung (über die PIK oder Alternativsysteme) ersetzt. Aber auch bei Personen, die 

http://www.germany4ukraine.de/
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noch nicht registriert wurden, können die Grunddaten erfasst werden, um damit die Vertei-

lung in FREE anzustoßen.  

Im Falle einer Zuweisung in den Zuständigkeitsbereich einer anderen Behörde können die 

Daten grundsätzlich zwischen den Behörden weitergegeben werden. Erforderlich dafür ist, 

dass die betroffenen Behörden miteinander kommunizieren. Bei Personen, die bereits regis-

triert wurden und deren Daten bei der zuständigen Ausländerbehörde eingegangen sind, ist 

ein unmittelbarer Einstieg in die Antragsbearbeitung möglich.  

Entlang dieser gesamten Prozesskette können die Daten mithilfe des Online-Services medi-

enbruchfrei und maschinenlesbar verarbeitet werden, da das Brandenburger Projekt eine 

entsprechende Erweiterung des XÖV-Standards XAusländer im OZG-Projekt „Aufenthaltsti-

tel“ bereits frühzeitig sichergestellt hat. Brandenburg hat ebenso initiiert, dass die techni-

schen Adressen aller Ausländerbehörden in Deutschland im DVDV für den Online-Dienst 

registriert werden, sodass bei entsprechender Umsetzung die Daten per OSCI an alle Auslän-

derbehörden in Deutschland sicher übertragen werden können. 

Spätestens mit Antragstellung und vor Ausstellung einer Fiktionsbescheinigung bzw. Ertei-

lung der Aufenthaltserlaubnis hat eine erkennungsdienstliche Behandlung nach §§ 16 Absatz 

1 AsylG (bei Stellung eines Schutzersuchens) bzw. 49 Absatz 5 Nummer 6 AufenthG zu erfol-

gen und sind die Lichtbilder und die nach einem Schutzersuchen aufgenommenen Fingerab-

drücke des Ausländers im Ausländerzentralregister zu erfassen.  

Erfolgt (zunächst) keine Antragstellung bei der Ausländerbehörde, wird auch mit einer sons-

tigen Bitte um Unterstützung (Unterkunft, Verpflegung, medizinische Versorgung) zugleich 

ein entsprechendes Schutzbegehren geäußert. Es besteht eine Leistungsberechtigung nach 

dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG); entweder nach Äußerung eines Schutzgesuchs 

entsprechend § 1 Absatz 1 Nummer 1a AsylbLG oder nach Erteilung eines Aufenthaltstitels 

nach § 24 AufenthG entsprechend § 1 Absatz 1 Nummer 3a AsylbLG. Personen, die das 

Schutzersuchen oder den Antrag stellen, sind, soweit noch nicht geschehen, im sogenannten 

PIK-Registrierungs-Workflow nach § 16 AsylG erkennungsdienstlich zu behandeln und in 

dem Feld Volkszugehörigkeit „Kriegsflucht UKR“ auszuwählen. Auf die Hinweise zur Erleich-

terung für den Registrierungsprozess (Schreiben vom 14.03.2022, M5-120000/72#1) wird ver-

wiesen. 

Die Einholung eines nationalen Visums vor der Einreise ist zunächst bis zum 23. Mai 2022 

nicht erforderlich nach § 3 UkraineAufenthÜV (BAnz AT 08.03.2022 V1). Dennoch kann die 

Erteilung von Visa erforderlich sein, wenn den Betroffenen zwar vorübergehender Schutz 

nach § 24 AufenthG gewährt wird, sie aber nicht auch von § 2 UkraineAufenthÜV erfasst sind 

und daher keine visafreie Einreise möglich ist. Dies gilt z.B. für Familienangehörige ohne uk-

rainische Staatsangehörigkeit, wenn diese sich am 24.02.2022 nicht in der Ukraine aufgehal-

ten haben. Außerdem ist die Erteilung von Visa in Fällen aus praktischen Gründen erforder-



 
  

    

 Seite 13 von 19 
 

 

 

 
  

 

lich, insbesondere, weil Fluggesellschaften die betroffenen Personen ohne Visum nicht be-

fördern. Die Visastellen der deutschen Auslandsvertretungen können in diesen und ver-

gleichbaren Fällen ein Visum nach § 24 AufenthG erteilen.  

Es wird gem. § 91a AufenthG ein Register für Ausländer eingerichtet, die aufgrund des vorlie-

genden Durchführungsbeschlusses gemäß § 24 AufenthG aufgenommen werden sollen, wo-

bei die Daten automatisch über die Asyl-Online-Schnittstelle anlässlich der biometriebasier-

ten Registrierung erfasst werden. Erfolgt die biometriebasierte Registrierung ausnahmsweise 

nicht bei der Erfassung der Ausländer, so können die Daten auch direkt in das Register einge-

geben werden. 

Beim BAMF als Registerbehörde werden die in § 91a Absatz 2 AufenthG aufgeführten Daten 

gespeichert. Grundlage des noch aufzubauenden Registers werden die Daten der Personen 

sein, die ausweislich des AZR einen Titel nach § 24 AufenthG erhalten. Diese Daten werden in 

das Register überführt und können dort durch die nach § 91a Absatz 3 AufenthG zuständigen 

Stellen weiter ergänzt werden. Die Weitergabe der Daten an andere Stellen ist an Verwen-

dungszwecken orientiert in § 91a Absatz 5 AufenthG geregelt. Die Löschung der Daten erfolgt 

spätestens zwei Jahre nach Beendigung des vorübergehenden Schutzes. Der Umfang der zu 

speichernden Daten geht über die Richtlinien-Vorgabe hinaus, was die Angaben zu Beruf 

und berufliche Bildung angeht. Die Speicherung der Religionszugehörigkeit darf nur auf Ein-

willigungsbasis (§ 4a BDSG) erfolgen. 

 8.2. Aufenthaltstitelwahl und Wechsel des Aufenthaltsstatus: 

Weder die Richtlinie noch § 24 AufenthG trifft eine Regelung, die es ausschließt, bei Erfül-

lung der jeweiligen Voraussetzungen einen anderen Aufenthaltstitel als denjenigen nach § 24 

AufenthG zu beantragen. Auf Wahlmöglichkeiten oder parallel bestehende verschiedene 

Aufenthaltsrechte finden damit die allgemeinen aufenthaltsrechtlichen Grundsätze Anwen-

dung. 

In Betracht kommen hierzu insbesondere Aufenthaltserlaubnisse nach den §§ 16a, 18a und 

18b Absatz 1 AufenthG. Bei anderen Aufenthaltstiteln (§§ 16b Absatz 1 und 5, 17 Absatz 2, 18b 

Absatz 2, 18d, 19e AufenthG) ist der Ausschlussgrund von § 19f Absatz 1 Nummer 2 AufenthG 

zu beachten. 

Auch nach Erteilung eines Aufenthaltstitels nach § 24 AufenthG bestehen keine Beschrän-

kungen zum Wechsel in einen anderen Aufenthaltsstatus, wenn die allgemeinen Vorausset-

zungen zur Erteilung des konkreten Aufenthaltstitels erfüllt sind. 

Den aus der Ukraine geflüchteten Personen, die grundsätzlich einen Schutzstatus nach der 

RL 2001/55/EG innehaben, steht es ihr frei eine Aufenthaltserlaubnis nach §§ 16a, 16b, 16c, 

16e, 16f, 18a, 18b Absatz 1 oder Absatz 2 oder §§ 18d, 18e, 18f oder 19e AufenthG zu beantra-

gen. Es wird ihr dabei regelmäßig nicht zuzumuten sein, den Visumantrag bei einer deut-

schen Auslandsvertretung in der Ukraine einzureichen 
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 8.3. Art und Gültigkeitsdauer des Aufenthaltstitels; Fiktionsbescheinigung; Reiseausweis für 

Ausländer; Ausweisersatz: 

Der Aufenthaltstitel ist grundsätzlich als eigenständiges Dokument mit elektronischem Spei-

cher- und Verarbeitungsmedium (Karte im eAT-Format) zu erteilen. § 78a Absatz 1 Satz 1 

AufenthG sieht die Möglichkeit vor, Aufenthaltstitel auch in Etikettenform nach einheitli-

chem Vordruckmuster auszustellen. Sollte ein geregeltes Verfahren der Ausstellung von Auf-

enthaltstiteln als eAT im Kartenformat aufgrund der außergewöhnlich hohen Zahl von An-

tragstellern aus der Ukraine nicht mehr möglich sein, prüfen die Länder in eigener Verant-

wortung, ob die Voraussetzungen für eine Ausstellung in Etikettenform nach § 78a Absatz 1 

Satz 1 AufenthG vorliegen. In den Fällen, in denen ein Reiseausweis für Ausländer ausgestellt 

wird (siehe unten), sollte in jedem Fall die Ausstellung eines eAT in Kartenform in Betracht 

gezogen werden. 

Von der Erhebung von Gebühren bei Beantragung eines eAT ist bei Leistungsbezug abzuse-

hen, § 53 Absatz 1 Nummer 1 AufenthV bzw. sollte im anderen Falle aus humanitären Grün-

den hiervon befreit werden, § 52 Absatz 7 AufenthV. 

Wohnsitzauflagen auf Grund bereits ergangener Zuweisungsentscheidungen sind nicht in 

der eAT-Karte zu vermerken, damit bei einem Wechsel oder einer Aufhebung der Zuweisung 

(etwa nach Finden eines Arbeits-, Ausbildungs- oder Studienplatzes) nicht eine neue eAT-

Karte bestellt werden muss. Sie sind entweder in einem Zusatzblatt oder durch gesondertes 

Schreiben zu verfügen. 

Die Gültigkeit des Aufenthaltstitels ist rückwirkend vom glaubhaft gemachten Zeitpunkt der 

Einreise in das Bundesgebiet, frühestens 4. März 2022, bis zum 4. März 2024 vorzusehen. Sie 

soll damit den Zeitraum berücksichtigen, der nach Erwägungsgrund 21 des Durchführungs-

beschlusses auch die automatischen zweimaligen Verlängerungen um jeweils sechs Monate 

umfasst. 

Bis zur Ausgabe des Aufenthaltstitels im eAT-Format ist gebührenfrei eine Fiktionsbescheini-

gung nach § 81 Absatz 3 Satz 1 in Verbindung mit Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes oder nach 

§ 81 Absatz 4 Satz 1 in Verbindung mit Absatz 5 auszustellen; der Aufenthalt ist nach § 2 der 

UkraineAufenthÜV (BAnz AT 08.03.2022 V1) bereits bis zum 23. Mai 2022 rechtmäßig. Die 

Ausgabe einer Fiktionsbescheinigung ist für verschiedene Zwecke außerhalb des Aufent-

haltsrecht bedeutsam: Vor allem ist analog § 81 Absatz 5a AufenthG die Fiktionsbescheini-

gung mit dem Vermerk „Erwerbstätigkeit erlaubt“ zu versehen, so dass ihre Ausgabe bewirkt, 

dass der Inhaber bereits eine Erwerbstätigkeit aufnehmen kann (siehe 8.5 Arbeitsmarktzu-

gang) oder – bei Vorliegen der übrigen gesetzlichen Voraussetzungen – Familienleistungen 

(beispielsweise Kindergeld) zu gewähren sind. Um bereits die zeitnahe Teilnahme am Integ-

rationskurs zu ermöglichen, sollte in der Fiktionsbescheinigung ebenfalls ein Hinweis auf die 

Titelerteilung nach § 24 AufenthG enthalten sein. 
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Nach aktuellem Kenntnisstand werden abgelaufene ukrainische Reisepässe handschriftlich 

verlängert und Informationen von Kindern unter 16 Jahren handschriftlich eingetragen und 

die Fotos der Kinder den Pässen der Eltern hinzugefügt. Handschriftliche Ergänzungen / Ver-

längerungen mit konsularischem Siegel / Stempel werden bis auf Weiteres akzeptiert.  

Ferner stellen die ukrainischen Auslandsvertretungen Bescheinigungen im Sinne einer Iden-

titätsklärung mit Lichtbild aus.  

Für Personen, die keinen gültigen und anerkannten Pass oder Passersatz besitzen, gilt Fol-

gendes: 

Für Personen, die über eine ukrainische ID-Karte verfügen, wird die ukrainische ID-Karte, 

sofern sie im Modell 2015 vorliegt, als Passersatz zeitlich befristet bis zum 23. Februar 2023 

anerkannt. Die Anerkennung ist im Bundesanzeiger veröffentlicht (BAnz AT 18.03.2022 B12) 

und ist mit Rückwirkung zum 24. Februar 2022 wirksam geworden. 

Personen, die über eine entsprechende Bescheinigung im Sinne einer Identitätsklärung ver-

fügen und deren Identität geklärt ist, soll ein Reiseausweis für Ausländer mit einer entspre-

chenden Laufzeit des Aufenthaltstitels erteilt werden. 

Verfügen die Antragsteller nicht über eine entsprechende Bescheinigung, ist aber die Identi-

tät einschließlich der ukrainischen Staatsangehörigkeit geklärt, kann ebenfalls ein Reiseaus-

weis für Ausländer mit einer Laufzeit entsprechend dem Aufenthaltstitel ausgestellt werden. 

Die Identität der Betroffenen ist sorgfältig zu prüfen. Die Personen sind darauf hinzuweisen, 

im eigenen Interesse sowie im Sinne von Rechtsangelegenheiten der Ukraine, zu Identitäts-

zwecken eine solche Bescheinigung zu erlangen. 

Bei Beantragung eines Reiseausweises für Ausländer sollten, sofern nicht von der Erhebung 

abgesehen wird, allenfalls ermäßigte Gebühren gemäß § 53 Absatz 2 AufenthV erhoben wer-

den. 

Staatsangehörige anderer Drittstaaten, die keinen gültigen und anerkannten Pass oder Pass-

ersatz besitzen, sind zunächst im Rahmen der Zumutbarkeit auf ihre Auslandsvertretungen 

in der Bundesrepublik Deutschland zu verweisen.  

Mit einer neuen oder geänderten Zuweisungsentscheidung wechselt die örtliche Zuständig-

keit der Ausländerbehörde. Dasselbe gilt für einen sonstigen Wohnsitzwechsel. Die bisher zu-

ständige Ausländerbehörde hat sicherzustellen, dass ihr sowohl die neue Ausländerbehörde 

als auch die neue Anschrift der betroffenen Person bekannt ist. Den Ländern wird anheimge-

stellt, eine zentrale Zuständigkeit für die länderübergreifende Kommunikation zu bestim-

men. Bereits von der bisher zuständigen Ausländerbehörde beantragte eAT, die als ausstel-

lende Behörde die bisher zuständige Ausländerbehörde ausweisen, können auch dann unver-

ändert ausgegeben werden, wenn zwischen der Veranlassung der Herstellung des eAT und 
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der Ausgabe die Zuständigkeit wechselt. Die Ausgabe ist über die neu zuständige Ausländer-

behörde zu bewirken. Eine Weiterversendung an die neu zuständige Ausländerbehörde, so-

fern erforderlich, ist beschleunigt zu veranlassen. 

 

Analog zu den Regelungen in § 12a AufenthG besteht eine Wohnsitzauflage nach § 24 Absatz 

5 Satz 2 AufenthG nicht (§ 12 a Absatz 1 Satz 2 AufenthG) oder ist aufzuheben (§ 12 a Absatz 5 

AufenthG), 

-  wenn die betroffene Person, ihr Ehegatte, ihr eingetragener Lebenspartner, oder ein 

minderjähriges lediges Kind, mit dem sie verwandt ist und in familiärer Lebensgemein-

schaft lebt, eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung mit einem Umfang von 

mindestens 15 Stunden wöchentlich aufnimmt oder aufgenommen hat, durch die die je-

weilige Person mindestens über ein Einkommen in Höhe des monatlichen durchschnitt-

lichen Bedarfs nach den §§ 20 und 22 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch für eine Ein-

zelperson verfügt, oder eine Berufsausbildung aufnimmt oder aufgenommen hat oder in 

einem Studien- oder Ausbildungsverhältnis steht (analog § 12a Absatz 1 AufenthG); oder 

- wenn die betroffene Person nachweist, dass an einem anderen Ort 

o ihr oder ihrem Ehegatten, eingetragenen Lebenspartner oder einem minderjähri-

gen ledigen Kind, mit dem sie verwandt ist und in familiärer Lebensgemeinschaft 

lebt, eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung im vorstehend genannten 

Sinne, ein den Lebensunterhalt sicherndes Einkommen oder ein Ausbildungs- 

oder Studienplatz zur Verfügung steht oder 

o der Ehegatte, eingetragene Lebenspartner oder ein minderjähriges lediges Kind, 

mit dem die betroffene Person verwandt ist und mit dem sie zuvor in familiärer 

Lebensgemeinschaft gelebt hat, leben, oder 

- zur Vermeidung einer Härte; eine Härte liegt insbesondere vor, wenn nach Einschätzung 

des zuständigen Jugendamtes Leistungen und Maßnahmen der Kinder- und Jugendhilfe 

nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch mit Ortsbezug beeinträchtigt würden, aus ande-

ren dringenden persönlichen Gründen die Übernahme durch ein anderes Land oder ei-

nen anderen Mitgliedstaat zugesagt wurde oder für den Betroffenen aus sonstigen Grün-

den vergleichbare unzumutbare Einschränkungen entstehen (analog § 12a Absatz 5 Auf-

enthG). 

Fallen die jeweiligen Gründe innerhalb von drei Monaten ab Bekanntgabe der Aufhebung der 

Wohnsitzauflage weg, kann sie für den Bereich, in den die betroffene Person ihren Wohnsitz 

verlegt hat, wieder ausgesprochen werden. 

Eine Streichung oder Änderung der wohnsitzbeschränkenden Auflage zur Ermöglichung ei-

nes den Zuständigkeitsbereich der Ausländerbehörde überschreitenden Wohnortwechsels 
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bedarf der vorherigen Zustimmung durch die Ausländerbehörde des Zuzugsortes. Die Zu-

stimmung ist zu erteilen, wenn die Voraussetzungen des § 12a Absatz 5 vorliegen; eine Ab-

lehnung ist zu begründen. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn die Ausländerbehörde am 

Zuzugsort nicht innerhalb von vier Wochen ab Zugang des Ersuchens widerspricht (analog § 

72 Absatz 3a AufenthG). 

 8.4. Belehrung 

Nach Art. 9 der Richtlinie 2001/55/EG und § 24 Absatz 7 AufenthG sind Ausländer, die vo-

rübergehenden Schutz genießen, über bedeutsame Bestimmungen sowie über die Rechte 

und Pflichten zu informieren. Dies umfasst auch die Möglichkeit einer Asylantragsstellung 

(Art. 17 Absatz 1 der Richtlinie 2001/55/EG). Hier ist zusätzlich darauf hinzuweisen, dass das 

Asylverfahren ruht, solange vorübergehender Schutz nach § 24 AufenthG gewährt wird. Das 

Bundesministerium des Innern und für Heimat wird hierzu zeitnah den Vorschlag eines ak-

tualisierten bundeseinheitlichen Merkblattes verbreiten, das auch nach einer Flucht nach 

Deutschland erste wichtige Hinweise außerhalb des Aufenthaltsrechts behandelt. 

 8.5. Arbeitsmarktzugang 

§ 31 BeschV bestimmt, dass für die Aufnahme einer Beschäftigung die Zustimmung der Bun-

desagentur für Arbeit nicht erforderlich ist, wenn dem Ausländer ein Aufenthaltstitel nach 

Kapitel 2 Abschnitt 5 des Aufenthaltsgesetzes – hierzu zählt § 24 AufenthG - erteilt wurde o-

der wird. Da die Richtlinie den Mitgliedstaaten nicht die Möglichkeit einräumt, bei Erteilung 

der Beschäftigungserlaubnis aufenthaltsrechtliche Gesichtspunkte heranzuziehen, ist die Be-

schäftigung auch dann, wenn noch kein konkretes Beschäftigungsverhältnis in Aussicht 

steht, zu erlauben. Ein Ermessensspielraum für die Ausländerbehörden besteht mithin nicht. 

§ 24 Absatz 6 AufenthG bestimmt zudem, dass die Ausübung einer selbständigen Tätigkeit 

nicht ausgeschlossen werden darf. 

Damit sind sowohl die Beschäftigung als auch die Ausübung einer selbständigen Tätigkeit zu 

erlauben und entsprechend ist der Aufenthaltstitel bei Erteilung mit dem Eintrag „Erwerbstä-

tigkeit erlaubt“ zu versehen. Nach § 24 AufenthG begünstigte Personen, die ihren Antrag auf 

Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis online an die Ausländerbehörde übermittelt haben, er-

halten direkt nach dem Absenden ihres Antrags in Form einer druckbaren Antragszusam-

menfassung die Information, dass ihnen ab Antragstellung die Ausübung einer nicht-regle-

mentierten Erwerbstätigkeit erlaubt ist. 

 

9. Verhältnis des Asylverfahrens zur Titelerteilung nach § 24 AufenthG 

Allein die Äußerung eines Schutzbegehrens genügt nicht dafür, dass beim Bundesamt für Migra-

tion und Flüchtlinge (BAMF) ein Asylverfahren durchgeführt wird. Hierfür ist ein förmlicher 

Asylantrag beim BAMF erforderlich. Ausländer, die mit der Bitte um Unterstützung (Unterkunft, 

Verpflegung, medizinische Versorgung) ein auf die Gewährung von vorübergehenden Schutz 
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nach § 24 AufenthG gerichtetes Schutzbegehren äußern, befinden sich dementsprechend nicht 

in einem Asylverfahren. 

Nur wenn der Ausländer einen förmlichen Asylantrag bei der zuständigen Außenstelle des BAMF 

stellt, wird ein Asylverfahren durchgeführt, das aufgrund der Regelung in § 32a Absatz 1 Satz 1 

AsylG jedoch unmittelbar ruht, sofern bereits Schutz nach § 24 AufenthG gewährt wurde. Ent-

scheidet sich der Ausländer dafür, das Asylverfahren betreiben zu wollen, ist dies dem BAMF 

mitzuteilen. Das Asylverfahren wird daraufhin fortgesetzt. 

Bei ukrainischen Staatsangehörigen, die vor Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 24 Auf-

enthG einen Asylantrag gestellt haben (auch vor dem 24.02.2022), ist zwar ein Asylverfahren 

durchzuführen, allerdings werden die Verfahren in der Phase bis zur Erteilung der Aufenthaltser-

laubnis nach § 24 AufenthG vom BAMF gegenwärtig nicht betrieben. Auf die Unterrichtung der 

Betroffenen findet § 24 Absatz 7 AufenthG Anwendung. Ukrainische Staatsangehörige, die einen 

Asylantrag gestellt haben (auch vor dem 24.02.), aber keinen vorübergehenden Schutz nach § 24 

AufenthG suchen, werden entsprechend ausschließlich im Asylverfahren und durch das BAMF 

bearbeitet. 

Asylverfahren von Drittstaatsangehörigen werden grundsätzlich betrieben, bis das Ruhen gemäß 

§ 32a Absatz 1 Satz 1 AsylG mit Erteilung der Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG eintritt. 

Zeigt der Ausländer nicht innerhalb eines Monats nach Ablauf der Geltungsdauer der Aufent-

haltserlaubnis nach § 24 AufenthG dem BAMF an, dass er das Asylverfahren fortführen will, gilt 

der Asylantrag als zurückgenommen (§ 32a Absatz 2 AsylG). Nach Ablauf der Frist kann der Aus-

länder auch zu einem späteren Zeitpunkt einen Asylantrag stellen. Bei einer Verlängerung der 

Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG kommt es nicht auf den Ablauf der Geltungsdauer der 

ersten Aufenthaltserlaubnis an, sondern auf die letzte derartige Aufenthaltserlaubnis. 

Hierüber ist der Ausländer zu unterrichten. 

Sofern ein Asylverfahren anhängig ist, teilen die Ausländerbehörden dem BAMF jeden relevan-

ten Wechsel des Aufenthaltsstatus mit, da dieser auch für die asylrechtliche Entscheidung, insbe-

sondere den Erlass einer Abschiebungsandrohung, relevant sein kann. Im Fall der Titelerteilung 

nach § 24 AufenthG ist insbesondere die Gültigkeitsdauer mitzuteilen. 

 

10. Umgang mit Personen, die in der Ukraine ein laufendes Asylverfahren haben 

Personen, die den vorübergehenden Schutz nach § 24 AufenthG ablehnen oder die Vorausset-

zungen nicht erfüllen und demgegenüber einen expliziten Asylantrag in DEU stellen, durchlau-

fen ein reguläres Asylverfahren. Ein noch laufendes Asylverfahren in der Ukraine hat hierauf kei-

nen Einfluss. Die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft in der Ukraine wäre (nur) als Abschie-

bungsverbot in den Herkunftsstaat bzw. die Herkunftsregion zu beachten, § 60 Absatz 1 Satz 2 

Alt. 3 und Satz 3 AufenthG. 
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11. Zugang zum Integrationskurs 

Die Zulassung zum Integrationskurs ist auf Antrag möglich. Dieser kann bei der für den Wohnort 

zuständigen Regionalstelle des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge eingereicht werden. 

Welche Regionalstelle zuständig ist und wo Integrationskurse angeboten werden, lässt sich 

schnell und einfach mit Hilfe des Auskunftssystems BAMF-NAvI herausfinden. Der Antrag auf 

Zulassung kann auch über die Träger der Integrationskurse gestellt werden. Diese beraten gerne 

und können als erste Ansprechpartner genutzt werden. 

Sofern zunächst nur eine Fiktionsbescheinigung vorliegt, sollte diese mit einem Hinweis auf die 

künftige Erteilung eines Titels auf Grundlage des § 24 AufenthG versehen werden, um die Be-

rechtigung nachzuweisen und eine zeitnahe Kursteilnahme zu ermöglichen. 

 

12. Verzicht auf Belehrung nach der Dublin-III-Verordnung  

Zusätzlich wird darauf hingewiesen, dass bei Personen, die vom Anwendungsbereich des § 24 

AufenthG umfasst sind, bei der Registrierung als Asylsuchende auf die Belehrung nach der soge-

nannten Dublin-III-Verordnung verzichtet werden kann. Gleiches gilt für Personen, die vom An-

wendungsbereich der UkraineAufenthÜV umfasst sind, während der Gültigkeitsdauer dieser 

Verordnung. 

 

Ich bitte, diese Hinweise den Ausländerbehörden in geeigneter Weise zur Kenntnis zu geben. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

im Auftrag 

[elektronisch gezeichnet] 

Dr. Burbaum 

 

 

Anlagen 

Durchführungsbeschluss 
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An die 

für das Aufenthaltsrecht zuständigen  

Ministerien und Senatsverwaltungen der Länder 

Neuregelungen im Aufenthaltsgesetz zum 01.06.2022 aufgrund des „Ge-
setzes zur Regelung eines Sofortzuschlages und einer Einmalzahlung in 
den sozialen Mindestsicherungssystemen sowie zur Änderung des Fi-
nanzausgleichsgesetzes und weiterer Gesetze“ 

 

- Ergebnisse der Bund-Länder-Arbeitsgruppe 
        Registrierung/Rechtskreiswechsel  
 
M3-21000/33#22 

Berlin, 27. Mai 2022 

Seite 1 von 5 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 
am 1. Juni 2022 tritt das Gesetz zur Regelung eines Sofortzuschlages und einer Einmalzahlung in 

den sozialen Mindestsicherungssystemen sowie zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes und 

weiterer Gesetze (Beschlussempfehlung BT-Drs. 20/1768) („Sofortzuschlagsgesetz“) in Kraft. Da-

mit wird auch der Beschluss des Bundeskanzlers und der Regierungschefinnen und Regierungs-

chefs der Länder vom 7. April 2022 umgesetzt, wonach die aus der Ukraine geflüchteten Men-

schen unter weiteren Voraussetzungen in den Anwendungsbereich des Zweiten und Zwölften 

Buchs des Sozialgesetzbuches (SGB II und SGB XII) einzubeziehen sind („Rechtskreiswechsel“). 

Dies erforderte auch Änderungen im Aufenthaltsgesetz (AufenthG), die u. a. auch § 24 AufenthG 

betreffen. Darüber hinaus stellen sich im Zusammenhang mit dem Rechtskreiswechsel zahlrei-

che Fragen zur Anwendung der aufenthaltsrechtlichen Regelungen. 

 

Hierzu gebe ich Ihnen, zunächst in Ergänzung meines Schreibens vom 14. April 2022, kurzfristig 

die nachfolgenden Hinweise. 
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1. Wohnsitzauflage 

In Bezug auf die grundsätzlichen Neuregelungen zur Wohnsitzauflage in §§ 24 und 12a AufenthG 

werde ich Sie gesondert informieren. Vorliegend möchte ich Sie jedoch bereits über die für den 

Rechtskreiswechsel relevanten Aspekte zur Wohnsitzauflage, insbesondere soweit sie Gegen-

stand der Bund-Länder-Arbeitsgruppe und ihrer Unterarbeitsgruppen zur Registrierung und 

zum Rechtskreiswechsel waren, in Kenntnis setzen.  

 

Die Wohnsitzregelung nach § 24 Absatz 5 Satz 2 AufenthG entsteht kraft Gesetzes nach einer 

Verteilung gemäß § 24 Absatz 3 AufenthG und einer Zuweisung gemäß § 24 Absatz 4 Satz 1 Auf-

enthG. Eine landesinterne Zuweisung gemäß § 24 Absatz 4 Satz 1 AufenthG ist künftig in das Er-

messen der obersten Landesbehörde oder einer von ihr bestimmten Stelle gestellt. Gemäß § 24 

Absatz 4 Satz 2 AufenthG erlischt die Zuweisungsentscheidung mit Erteilung einer Aufenthalts-

erlaubnis nach § 24 Absatz 1 AufenthG. Damit hat die Wohnsitzverpflichtung gemäß § 24 Absatz 

5 Satz 2 AufenthG nur solange Bestand, wie auch die Zuweisungsentscheidung nach § 24 Absatz 4 

AufenthG Bestand haben würde. Ab Erteilung der Aufenthaltserlaubnis gemäß § 24 Absatz 1 Auf-

enthG greift dann die auf ein Land bezogene Wohnsitzverpflichtung gemäß § 12a Absatz 1 Auf-

enthG auf Grundlage der Verteilung nach § 24 Absatz 3 AufenthG. Die Länder können gemäß § 

12a Absatz 3 AufenthG unter den dort genannten Voraussetzungen zudem bestimmen, dass der 

Ausländer einen Wohnsitz an einem bestimmten Ort innerhalb des Landes zu nehmen hat, oder 

nach § 12a Absatz 4 AufenthG, dass ein Ausländer seinen Wohnsitz nicht an einem bestimmten 

Ort innerhalb des Landes nehmen darf. 

 

Die Entstehungshindernisse für eine Wohnsitzverpflichtung gemäß § 12a Absatz 1 Satz 2 Auf-

enthG und die Aufhebungsgründe gemäß § 12a Absatz 5 finden vor der Titelerteilung analog und 

nach Titelerteilung direkt Anwendung. 

 

Für den Fall, dass keine Aufenthaltserlaubnis gemäß § 24 Absatz 1 AufenthG erteilt wird, be-

stimmt sich die Wirksamkeit der Zuweisungsentscheidung nach deren Ausgestaltung. Grund-

sätzlich gilt, dass die Zuweisung wirksam ist, sofern sie nicht kraft Gesetzes gemäß § 24 Absatz 4 

Satz 2 AufenthG erlischt oder sie aufgehoben worden ist. Wird die Zuweisungsentscheidung der-

art bestimmt, dass sie im Fall einer Ablehnung des Antrags auf Titelerteilung gem. § 24 Absatz 1 

AufenthG erlischt, bedarf es im Fall einer Ablehnung keiner Aufhebung der Zuweisung. Die Zu-

weisungsentscheidung sollte deshalb derart ausgestaltet sein, dass diese im Fall einer Ablehnung 

der Titelerteilung erlischt.  
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Für das SGB II gilt: Liegt eine Wohnsitzauflage vor, ist nach § 36 Absatz 2 Satz 1 SGB II das Job-

center zuständig, in dessen Gebiet die leistungsberechtigte Person nach § 12a Absatz 1 bis 3 Auf-

enthG ihren Wohnsitz zu nehmen hat. Danach ist die Verteilung zunächst nur in ein bestimmtes 

Bundesland vorgesehen. Die örtliche Zuständigkeit kann demnach nur in einem Jobcenter be-

gründet werden, das in dem bestimmten Bundesland liegt. Wird ein Antrag in einem Jobcenter 

außerhalb des bestimmten Bundeslandes gestellt, ist der Antrag abzulehnen und die leistungsbe-

rechtigte Person darüber zu informieren, welche Jobcenter zuständig sein könnten. Wird der 

leistungsberechtigten Person ein bestimmter Wohnort zugewiesen, ist das Jobcenter zuständig, 

in dessen Bezirk die leistungsberechtigte Person ihren Wohnsitz zu nehmen hat. Wird ein Antrag 

auf SGB II-Leistungen in einem anderen Jobcenter gestellt, ist der Antrag an das zuständige Job-

center weiterzuleiten. 

 

Wenn eine Wohnsitzauflage nicht entstanden ist oder aufgehoben wurde, richtet sich die örtli-

che Zuständigkeit nach § 36 Absatz 1 SGB II.  

 

Auf Zuweisungsentscheidungen nach § 24 Absatz 4 AufenthG wird § 36 Absatz 2 SGB II analog 

angewendet.  

 

Für das SGB XII gilt: Aus § 23 Absatz 5 SGB XII ergibt sich, dass im Falle einer Wohnsitzregelung 

nach § 12a AufenthG der Träger am Zuweisungsort zuständig ist. Auf eine Zuweisungsentschei-

dung nach § 24 Absatz 4 AufenthG findet § 23 Absatz 5 SGB XII analoge Anwendung. 

 

2. Fiktionsbescheinigungen 

Neben den sonstigen Leistungsvoraussetzungen ist Voraussetzung für den Bezug von SGB II bzw. 

SGB XII-Leistungen durch Ausländer, die eine Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG bean-

tragt haben,  

 
 eine Fiktionsbescheinigung nach § 81 Absatz 3 oder Absatz 4 in Verbindung mit Absatz 5 

AufenthG oder eine Aufenthaltserlaubnis nach § 24 Absatz 1 AufenthG und 

 eine erkennungsdienstliche Behandlung.  

 
Sofern die Personen vor dem 1. Juni 2022 eine Fiktionsbescheinigung erhalten haben oder eine 

Aufenthaltserlaubnis nach § 24 Absatz 1 AufenthG erteilt wurde, muss für den Rechtskreiswech-

sel entweder die Speicherung der Daten im AZR (§ 3 AZR-Gesetz) oder eine erkennungsdienstli-

che Behandlung erfolgt sein. Wenn die Personen eine Aufenthaltserlaubnis nach § 24 Absatz 1 
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AufenthG oder eine entsprechende Fiktionsbescheinigung ab dem 1. Juni 2022 erhalten haben, 

muss für Personen ab 14 Jahren eine erkennungsdienstliche Behandlung erfolgt sein, da eine sol-

che ab dem 1. Juni 2022 Voraussetzung für die Ausstellung der genannten Dokumente ist. 

 

Nach Auskunft einzelner Länder sind in der Vergangenheit Bescheinigungen i.S.d. § 81 Absatz 3 

und Absatz 4 i.V.m. Absatz 5 AufenthG ausgestellt worden, ohne dass das für Fiktionsbescheini-

gungen gemäß § 58 Nr. 3 AufenthV vorgeschriebene Muster verwendet worden ist (sog. „Ersatz-

bescheinigungen“). § 58 Nr. 3 AufenthV schreibt vor, dass für die Ausstellung von Fiktionsbe-

scheinigungen, das in Anlage D3 der AufenthV abgedruckte Muster zu verwenden ist. Für den 

Rechtskreiswechsel dürfen ausnahmsweise solche Ersatzbescheinigungen bis zum 31. Oktober 

2022 anerkannt werden, die bis zum 31. Mai 2022 ausgestellt worden sind. Die Ersatzbescheini-

gungen sollen grundsätzlich die Informationen des gesetzlich vorgesehenen Vordrucks der Fikti-

onsbescheinigung enthalten. Sie müssen die Beantragung der Aufenthaltserlaubnis bescheinigen. 

Anlaufbescheinigungen, Verteilbescheinigungen mit FREE oder Ankunftsnachweise genügen 

diesem Erfordernis nicht. Zudem ist im Rahmen des Rechtskreiswechsels bei Vorlage einer Er-

satzbescheinigung die Speicherung im AZR durch den SGB II bzw. SGB XII-Träger zu prüfen. 

 

Darüber hinaus ist auf den Fiktionsbescheinigungen der Hinweis aufzunehmen, dass diese auf 

Grundlage eines Antrags auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG ausgestellt 

wurden. Dieser Hinweis ist für die Leistungsbehörden wichtig, da diese anders nicht die Leis-

tungsberechtigung feststellen können. 

 

- Umgang mit nicht-ukrainischen Drittstaatsangehörigen  

Ein Rechtskreiswechsel setzt voraus, dass eine Aufenthaltserlaubnis nach § 24 Absatz 1 AufenthG 

oder eine entsprechende Fiktionsbescheinigung erteilt worden ist. Wird ein anderer Titel bean-

tragt, beispielsweise zur Erwerbstätigkeit, und eine entsprechende Fiktionsbescheinigung ausge-

stellt, findet ein Rechtskreiswechsel nicht statt. 

 

Alle Personen, die nach Antragsstellung auf eine Aufenthaltserlaubnis nach § 24 Absatz 1  

AufenthG eine Fiktionsbescheinigung erhalten haben und die sonstigen Leistungsvoraussetzun-

gen erfüllen, sind (zunächst) SGB II- leistungsberechtigt. Dies hat auch zur Folge, dass es (wenige) 

Personen geben wird, die zunächst einen SGB II Anspruch haben werden, nach negativer Be-

scheidung des Antrages jedoch nicht mehr. Für das SGB XII gilt dies entsprechend. Daher soll vor 

Ausgabe der Fiktionsbescheinigung jedenfalls eine Prüfung erfolgen, ob der Antrag nicht offen-

sichtlich unbegründet ist. Damit soll vermieden werden, dass Personen Leistungen beziehen, die 
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offensichtlich keinen Anspruch auf diese Leistungen nach Entscheidung über die Titelerteilung 

mehr haben werden. 

 

In den Fällen des § 81 Absatz 4 AufenthG, in denen der Antrag zwar rechtzeitig gestellt wird, die 

Voraussetzungen für eine Verlängerung des Aufenthaltstitels offenkundig nicht vorliegen oder 

der Aufenthaltstitel aufgrund einer rechtlichen Regelung nicht verlängert werden kann, ist der 

Antrag unverzüglich abzulehnen (s. hierzu auch Ziffer 81.4.1.2 AVV zum AufenthG). 

 

Zu Fragen der Registrierung von Kriegsgeflüchteten aus der Ukraine ab dem 1. Juni 2022, insbe-

sondere zur erkennungsdienstlichen Behandlung nach § 49 Absatz 4a AufenthG, wird auf das ge-

sonderte Schreiben des BMI vom 25. Mai 2022 (Az.: M5-12000/72#7) hingewiesen. 

 

3. Belehrungen/Merkblätter 

Im Länderschreiben vom 14. April 2022 habe ich angekündigt, ein aktualisiertes bundeseinheitli-

ches Merkblatt zu übersenden, das erste wichtige Hinweise für aus der Ukraine Geflüchtete um-

fasst. Damit sollen die Vorgaben des Art. 9 der Richtlinie 2001/55/EG und § 24 Absatz 7 AufenthG 

umgesetzt werden, wonach Ausländer, die vorübergehenden Schutz genießen, über bedeutsame 

Bestimmungen sowie über die Rechte und Pflichten zu informieren sind. Das Merkblatt, sowie 

die englischen und ukrainischen Übersetzungen finden Sie in der Anlage. 

 

Ich bitte, diese Hinweise den Ausländerbehörden in geeigneter Weise zur Kenntnis zu geben. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

im Auftrag 

[elektronisch gezeichnet] 

Dr. Burbaum 

 

 

Anlagen 

Merkblatt gem. § 24 Abs. 7 AufenthG nebst Übersetzung (Englisch, Ukrainisch). 

 

 



Merkblatt für aus der Ukraine geflüchtete Personen die in der Bundes-

republik Deutschland vorübergehenden Schutz suchen 

Das Merkblatt richtet sich an Personen, die vom Durchführungsbeschluss (EU) 2022/382 des Rates vom 

4. März 2022 zur Feststellung des Bestehens eines Massenzustroms von Geflüchteten aus der Ukraine im 

Sinne des Artikels 5 der Richtlinie 2001/55/EG und zur Einführung eines vorübergehenden Schutzes (ABl. 

L 71 vom 4.3.2022, S. 1) erfasst sind und sich in der Bundesrepublik Deutschland aufhalten. 

 

Rechte und Pflichten beim vorübergehenden Schutz 

Sie haben wegen des russischen Überfalls auf die Ukraine in der Bundesrepublik 

Deutschland vorübergehenden Schutz beantragt oder bereits erhalten. Dieses Merkblatt 

informiert Sie über die wesentlichen aufenthaltsrechtlichen damit verbundenen Rechte 

und Pflichten. Informationen zu allen allgemeinen Gesichtspunkten, die für Neueinwan-

derer in Deutschland wichtig sind, sind im Merkblatt nicht enthalten. Solche Informatio-

nen werden in verschiedenen Sprachen, auch auf Ukrainisch, im Internet über das Hilfe-

portal „Germany for Ukraine“ unter https://www.germany4ukraine.de/hilfeportal-de oder 

https://handbookgermany.de/ zur Verfügung gestellt. 

Ihr Aufenthaltsrecht 

Auch wenn Sie noch keinen vorübergehenden Schutz in Deutschland bei einer Auslän-

derbehörde beantragt oder erhalten haben, ist ihr Aufenthalt bis zum 31. August 2022 

auch ohne deutsche Aufenthaltserlaubnis erlaubt. Bitte informieren Sie sich jedoch 

rechtzeitig bei der für Ihren Wohnort örtlich zuständigen Ausländerbehörde über die 

Möglichkeit, einen Antrag für eine Aufenthaltserlaubnis zum vorübergehenden Schutz zu 

stellen und zu erhalten, wenn Sie dies noch nicht getan haben. Über diese Internetseite 

finden Sie die für Sie örtlich zuständige Ausländerbehörde: https://bamf-navi.bamf.de. 

Viele Ausländerbehörden informieren über ihren Internetauftritt zu wichtigen Themen, 

der Möglichkeit Termine zu vereinbaren oder zu buchen und welche Unterlagen zu ei-

nem Termin mitzunehmen sind.  

Grundsätzlich erhalten Sie nach Antragstellung bei der für Sie zuständigen Ausländer-

behörde nach Vorlage Ihrer Identitätsdokumente und Registrierung Ihrer Personalien 

eine vorläufige Bescheinigung („Fiktionsbescheinigung“) über Ihr Aufenthaltsrecht in 

Deutschland. Des Weiteren wird die Ausstellung einer Karte vorbereitet, mit der Ihr Auf-

enthaltsrecht in einem in der Europäischen Union einheitlichen Format bescheinigt wer-

den kann. Es kann aber auch sein, dass Sie anstelle der Karte eine Aufenthaltserlaubnis 

in Form eines Aufklebers in Ihrem Pass erhalten. 

Mit der vorläufigen Bescheinigung und später mit der Karte oder dem Passeinkleber 

können Sie Ihr Aufenthaltsrecht in Deutschland nachweisen. Aus diesen Dokumenten 

können Sie auch ersehen, wie lange der Schutz zunächst gewährt wurde.  

https://www.germany4ukraine.de/hilfeportal-de
https://bamf-navi.bamf.de/


Wenn Sie die Voraussetzungen für eine Aufenthaltserlaubnis aus einem anderen Grund 

erfüllen, können Sie – auch später noch – eine solche andere Aufenthaltserlaubnis be-

antragen. Die Voraussetzungen kann Ihnen die für Sie zuständige Ausländerbehörde er-

läutern.  

Sie können den Antrag bei vielen Ausländerbehörden auch online über die Internetseite 

www.germany4ukraine.de/hilfeportal-de online stellen. Der Online-Dienst wird dort unter 

anderem auf Ukrainisch angeboten. Ebenfalls ermittelt der Online-Dienst die für Sie zu-

ständige Behörde. Nach einer online Beantragung erhalten Sie eine Antragszusammen-

fassung mit den von Ihnen eingegebenen Daten und Informationen zum weiteren Ab-

lauf. Der Antrag wird dann an die für Sie zuständige Ausländerbehörde weitergeleitet. 

Diese nimmt dann mit Ihnen Kontakt auf. Auf dem Internetportal finden Sie auch Infor-

mationen zu weiteren Fragen des Aufenthaltsrechts. Sollten Sie bei Ihrer zuständigen 

Behörde keinen Online-Antrag über das Portal Germany4Ukraine stellen können, infor-

mieren Sie sich bitte bei dieser Behörde, ob ein eigener Online-Service angeboten wird. 

Reisepass und Reiseausweis 

Wenn Sie keinen gültigen Reisepass besitzen können Sie unter bestimmten Vorausset-

zungen einen Reiseausweis für Ausländer erhalten. Bitte wenden Sie sich hierzu an die 

für Sie zuständige Ausländerbehörde. 

Erwerbstätigkeit 

Wenn Sie ein Dokument erhalten, auf dem die deutschsprachigen Wörter 

„Erwerbstätigkeit erlaubt“ 

 

geschrieben stehen, dürfen Sie in Deutschland eine Erwerbstätigkeit ausüben. Vor dem 

Erhalt eines solchen Dokuments dürfen Sie es allerdings nicht. Bitte informieren Sie sich 

über Ihre mit einer Erwerbstätigkeit verbundenen steuerrechtlichen und sozialversiche-

rungsrechtlichen Pflichten. Erste Informationen erhalten Sie als Arbeitnehmende auch 

bei der Bundesagentur für Arbeit (https://www.arbeitsagentur.de/). 

Beachten Sie bitte, dass grundsätzlich deutsche Vorschriften (Mindestlohn, Sozialversi-

cherungsrecht, Steuerrecht) anwendbar sind, wenn Sie in Deutschland arbeiten. Dies 

gilt auch für Online-Tätigkeiten für ausländische Arbeitgeber. Arbeitgeber, die Menschen 

beschäftigen, die sich nicht nur sehr kurz in Deutschland aufhalten, müssen deutsches 

Recht beachten und sich in Deutschland registrieren – auch wenn sie ihren Sitz woan-

ders haben. 

Sie dürfen auch eine selbstständige Tätigkeit ausüben. Bitte informieren Sie sich dar-

über, welche weiteren Genehmigungen Sie hierfür bei den zuständigen Behörden einho-

len oder welche Anzeigen Sie dort erstatten müssen, vor allem bei der Gewerbebehörde 

https://www.arbeitsagentur.de/


und dem Finanzamt. Sie können sich hierzu auch an eine geeignete Beratungsstelle, 

etwa eine Industrie- und Handelskammer wenden (https://www.ihk.de/). 

Falls Sie über eine abgeschlossene Berufsausbildung oder ein abgeschlossenes Stu-

dium verfügen und Fragen zur beruflichen Anerkennung haben, können Sie sich zur Be-

ratung (deutsch/ englisch) an die „Hotline Arbeiten und Leben in Deutschland“ wenden, 

die Sie unter folgenden Kontaktdaten erreichen: 

Telefon: +49 30 1815 1111 (Montag - Freitag, 08:00 - 18:00 Uhr MEZ) 

E-Mail: www.make-it-in-germany.com/de/mail 

Besonderheit bei einer Wohnsitzzuweisung und deren Aufhebung oder Änderung 

Grundsätzlich können Sie sich innerhalb Deutschlands frei bewegen. Solange Sie aller-

dings zur Sicherung Ihres Lebensunterhalts Hilfe- und Unterstützungsleistungen (Sozial-

leistungen) bekommen, kann es sein, dass Sie einen bestimmten und festen Wohnort 

behalten müssen. Dies geschieht, damit die Kosten der Lebensunterhaltssicherung im 

ganzen Land gleich verteilt werden. Wenn Sie eine solche Auflage erhalten haben, 

wurde Ihnen dies mitgeteilt. Die Wohnsitzauflage kann aufgehoben werden, wenn Sie 

oder ein Familienmitglied zum Beispiel Ihren Lebensunterhalt selbst sichern oder wenn 

Sie Ihren Wohnort wechseln müssen, um Ihren Lebensunterhalt zu sichern. Entspre-

chendes gilt, wenn Sie beabsichtigen, eine Ausbildung oder ein Studium aufzunehmen. 

Aus besonderen Gründen, etwa um eine zerrissene Familie wieder zusammenzuführen, 

kann ebenfalls eine Wohnsitzauflage ebenfalls aufgehoben werden. Eine Wohnsitzauf-

lage ist kein Reiseverbot; Sie können also innerhalb Deutschlands frei reisen, aber nicht 

ohne Erlaubnis umziehen. 

Sie können auch eine Wohnsitzverlegung in einen anderen Mitgliedstaat der Europäi-

schen Union beantragen. Wenn diesem Antrag stattgegeben wird, erhalten Sie eine „Be-

scheinigung über die Wohnsitzverlegung“. In dieser Bescheinigung steht dann auch, wo 

Sie sich – mit dieser Bescheinigung – in dem anderen Mitgliedstaat melden müssen. 

Wenden Sie sich bitte wegen aller Fragen wegen der Wohnsitzauflage und der Wohn-

sitzverlegung an die für Sie zuständige Ausländerbehörde, nicht an die Meldebehörde. 

Reisen innerhalb des Schengen-Raums 

Sobald Sie eine Karte oder eine Aufenthaltserlaubnis in Form eines Aufklebers in Ihren 

Pass erhalten haben, die ihren Aufenthaltstitel bescheinigt (nicht die vorläufige Beschei-

nigung), dürfen Sie mit dieser und zusammen mit einem gültigen Reisepass oder Reise-

ausweis für Ausländer auch für einen Zeitraum von bis zu 90 Tagen innerhalb eines 

Zeitraums von 180 Tagen in andere Schengen-Staaten reisen, sofern Sie diese Reise 

selbst finanzieren können. Ohne Erlaubnis des anderen Staates dürfen Sie aber nicht 

dort arbeiten. Ausgenommen sind typische Geschäftsreisetätigkeiten (zum Beispiel 

http://www.make-it-in-germany.com/de/mail


Messebesuche oder das Führen von geschäftlichen Verhandlungen für Ihren deutschen 

Arbeitgeber). 

Erlöschen des Aufenthaltsstatus und dessen Verhinderung 

Wenn Sie sich länger als sechs Monate außerhalb Deutschlands aufhalten, erlischt Ihre 

Aufenthaltserlaubnis. Wenn Sie sich für einen vorübergehenden Zweck länger als sechs 

Monate außerhalb Deutschlands aufhalten möchten, etwa für einen langen Verwandten-

besuch im Ausland oder eine berufliche Tätigkeit, lassen Sie sich diese Frist zuvor bei 

der Ausländerbehörde verlängern. In diesem Fall erlischt Ihre Aufenthaltserlaubnis nicht, 

wenn Sie in der von der Ausländerbehörde genehmigten Frist wieder nach Deutschland 

einreisen. 

Weitere Informationen 

In diesem Merkblatt geht es nur um Ihr Aufenthaltsrecht. In der ersten Zeit Ihres Aufent-

haltes in Deutschland werden Sie noch weitere Informationen benötigen, die über die In-

formationen dieses Merkblattes hinausgehen. 

Hierzu finden Sie unter www.germany4ukraine.de/hilfeportal-de umfassende Informatio-

nen, insbesondere zu: 

 Unterkunft, 

 finanzieller Unterstützung, 

 medizinische Versorgung, 

 Spracherwerb 

 Arbeit und Arbeitsvermittlung 

 Bildung und Schulbesuch 

Wichtiger Hinweis: 

Zu Beginn ihres Aufenthalts in Deutschland sind sie bei Hilfsbedürftigkeit zumeist be-

rechtigt Sozialleistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz zu beziehen. Diese 

Asylbewerberleistungen beantragen sie bei der örtlichen Leistungsbehörde (Sozialamt). 

Aufgrund einer Gesetzesänderung können sie ab dem 1. Juni 2022, sobald sie eine Auf-

enthaltserlaubnis zum vorübergehenden Schutz beantragt haben, Ihre (biometrischen) 

Daten in diesem Zusammenhang erfasst wurden und ihnen zum Nachweis der Antrag-

stellung eine Fiktionsbescheinigung ausgestellt worden ist oder Ihnen bereits eine Auf-

enthaltserlaubnis zum vorübergehenden Schutz erteilt wurde, Sozialleistungen nach 

dem Sozialgesetzbuch II oder XII erhalten. Diese Leistungen sind für die Betroffenen 

günstiger ausgestaltet. In diesen Fällen ändert sich auch die Behörde, bei der Sie Sozi-

alleistungen beantragen können. Sobald Sie die zuvor genannten Voraussetzungen er-

füllen, wenden Sie sich bitte zur Antragstellung an die Jobcenter der Bundesagentur für 

Arbeit. Auch wenn Sie bereits zuvor Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 

http://www.germany4ukraine.de/hilfeportal-de


bezogen haben, müssen Sie schnellstmöglich einen neuen Antrag beim nun zuständi-

gen Jobcenter stellen. 

Antworten auf Fragen  

 im Zusammenhang mit Ihren Dokumenten und steuer- und sozialrechtlichen Fra-

gen  

 zu Kontoeröffnung, Mobilfunk, Internet, Miete, 

 wie Sie einen Führerschein auf einen EU-Führerschein umschreiben, 

 wie Sie Personen, von denen Sie eventuell gesucht werden, über Ihre Erreichbar-

keit und darüber unterrichten können, dass Sie Schutz gefunden haben, und 

 wie Sie sich an Ihrem Wohnort registrieren (Meldewesen). 

geben Ihnen die Internetportale https://www.germany4ukraine.de/hilfeportal-de und 

https://handbookgermany.de/ sowie die Internetseiten der für Sie zuständigen Auslän-

derbehörde und weitere Merkblätter, die Sie in den Ausländerbehörden erhalten kön-

nen. 

http://www.germany4ukraine.de/hilfeportal-de
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An die  

 

für das Aufenthaltsrecht  

zuständigen Ministerien und Senatsverwaltungen der Länder  

 

cc: PIK-Landeskoordinatoren  

Registrierung von Kriegsgeflüchteten aus der Ukraine ab dem 1. Juni 

2022 

 

Schreiben vom 14. März 2022, M5-12000/72#1 

M5-12000/72#7 

Berlin, 25. Mai 2022 

Seite 1 von 4 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mit anliegendem Schreiben möchte ich Sie über die biometriebasierte Registrierung der Kriegs-

geflüchteten aus der Ukraine ab dem 1. Juni 2022 informieren. Ferner möchte ich Ihnen Hin-

weise zum Verfahren der bis zum 31. Oktober 2022 nachzuholenden erkennungsdienstlichen Be-

handlungen geben.  

Ich bitte Sie, dieses Informationsschreiben an alle registrierenden Stellen in Ihrem Land weiter-

zuleiten.  

 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 20. Mai 2022 seine Zustimmung zu einem Gesetz zur Re-

gelung eines Sofortzuschlages und einer Einmalzahlung in den sozialen Mindestsicherungssystemen 

sowie zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes und weiterer Gesetze erteilt. Mit dem Gesetz wer-

den neue Regelungen zur Registrierung der Kriegsgeflüchteten aus der Ukraine anlässlich des so-

genannten Rechtskreiswechsels vom AsylbLG in die sozialen Sicherungssysteme des Sozialge-

setzbuchs getroffen:  

 Geflüchtete Menschen aus der Ukraine, die erkennungsdienstlich behandelt wurden und 

bereits eine Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG oder eine entsprechende Fiktions-

bescheinigung erhalten haben, werden ab dem 1. Juni 2022 vom AsylbLG in das SGB II 

bzw. SGB XII überführt.  
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 Bei Personen, die vor dem 1. Juni 2022 eine entsprechende Bescheinigung oder Aufent-

haltserlaubnis erhalten haben, genügt die Speicherung der Grunddaten im AZR, die er-

kennungsdienstliche Behandlung ist in diesen Fällen bis zum 31. Oktober 2022 nachzu-

holen.  

 Bezüglich des Rechtskreiswechsels und der damit verbundenen Rechtsfragen erhalten Sie 

gesonderte Schreiben des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales und des Bundes-

ministeriums des Innern und für Heimat.  

 

Rechtsgrundlage für die erkennungsdienstliche Behandlung bildet ein neuer § 49 Abs. 4a Auf-

enthG, wonach die Identität von Ausländern, die ab dem 1. Juni 2022 eine Aufenthaltserlaubnis 

nach § 24 AufenthG beantragen und  

 die das 14. Lebensjahr vollendet haben, vor Erteilung der Aufenthaltserlaubnis durch er-

kennungsdienstliche Maßnahmen zu sichern ist; 

 die das sechste, aber noch nicht das 14. Lebensjahr vollendet haben, vor Erteilung der 

Aufenthaltserlaubnis durch erkennungsdienstliche Maßnahmen gesichert werden soll; 

 die das sechste Lebensjahr noch nicht vollendet hat, vor Erteilung der Aufenthaltserlaub-

nis nicht durch eine erkennungsdienstliche Behandlung gesichert wird (vgl. § 49 Abs. 6 S. 

2 AufenthG). 

 

Ferner ist die Ausstellung einer Fiktionsbescheinigung nach § 81 Abs. 5 AufenthG ab dem 1. Juni 

2022 nur zulässig, wenn eine erkennungsdienstliche Behandlung durchgeführt worden ist und 

eine Speicherung der hierdurch gewonnenen Daten im Ausländerzentralregister erfolgt ist (vgl. 

neuer § 81 Abs. 7 AufenthG). 

 

Registrierung ab dem 1. Juni 2022 

Ab dem 1. Juni 2022 umfasst die Registrierung von Kriegsgeflüchteten aus der Ukraine eine er-

kennungsdienstliche Behandlung gemäß § 49 Abs. 4a AufenthG sowie eine Datenübermittlung 

an das Ausländerzentralregister gemäß § 6 Abs. 2 S. 3 Nr. 1 und 4 AZRG. 

 

Im Rahmen der erkennungsdienstlichen Behandlung genügt die Abnahme und Übermittlung 

sog. flacher Fingerabdrücke. Die zusätzliche Abnahme gerollter Fingerabnahme kann entfallen. 

Ferner ist ein Lichtbild zu übermitteln.  

 

Bei vulnerablen Personengruppen (bspw. Kriegsgeflüchtete aus der Ukraine mit stationärem 

Aufenthalt in Krankenhaus oder Pflegeeinrichtung, Kriegsgeflüchtete aus der Ukraine mit 

schweren Behinderungen) kann von einer erkennungsdienstlichen Behandlung im Rahmen der 

Registrierung dauerhaft abgesehen werden, soweit insbesondere die Abnahme von Fingerabdrü-

cken absehbar bis zum 31. Oktober 2022 im Einzelfall unzumutbar und damit nicht angemessen 

ist. Die örtlich zuständige Ausländerbehörde wird gebeten, zeitnah eine Datenübermittlung an 
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das Ausländerzentralregister gemäß § 6 Abs. 2 S. 3 Nr. 1 AZRG über das vor Ort genutzte Fachver-

fahren sicherzustellen. 

 

Bei jenen vulnerablen Personengruppen, bei denen eine erkennungsdienstliche Behandlung im 

Einzelfall nur temporär unzumutbar und damit nicht angemessen ist, ist diese bis zum 31. Okto-

ber 2022 nachzuholen, soweit die zuständige registrierende Stelle über die hierfür erforderlichen 

personellen und technischen Kapazitäten verfügt. Die örtlich zuständige Ausländerbehörde wird 

zunächst gebeten, zeitnah eine Datenübermittlung an das Ausländerzentralregister gemäß § 6 

Abs. 2 S. 3 Nr. 1 AZRG über das vor Ort genutzte Fachverfahren sicherzustellen. Die Nachregist-

rierung ist nach Möglichkeit dann vorzunehmen, wenn die betroffene Person ohnehin einen 

Termin bei der zuständigen Ausländerbehörde hat. 

 

Für eine Registrierung mittels Personalisierungsinfrastrukturkomponente (PIK) wird ab dem 1. 

Juni 2022 ein entsprechender Workflow „UKR“ angeboten. Zusätzlich können ab Juni die Re-

gistrierungskapazitäten durch bedarfsgerechte Bereitstellung weiterer PIK-Stationen erhöht 

werden.  

 

Nachträgliche erkennungsdienstliche Behandlung bis zum 31. Oktober 2022 

Bei Personen, denen vor dem 1. Juni 2022 eine entsprechende Fiktionsbescheinigung ausgestellt 

oder eine Aufenthaltserlaubnis nach § 24 Abs. 1 AufenthG ohne erkennungsdienstliche Behand-

lung erteilt wurde, genügt für den Rechtskreiswechsel ins SGB II und XII die Speicherung der 

Grunddaten im AZR; die erkennungsdienstliche Behandlung nach § 49 Abs. 4a AufenthG ist in 

diesen Fällen bis zum 31. Oktober 2022 nachzuholen (Übergangsregelung zur nachträglichen er-

kennungsdienstlichen Behandlung). 

 

Hinsichtlich vulnerabler Personengruppen wird auf die Ausführungen zur Registrierung ab 

dem 1. Juni 2022 Bezug genommen. 

 

Für eine nachträgliche erkennungsdienstliche Behandlung zu einem bereits angelegten AZR-Da-

tensatz mittels Personalisierungsinfrastrukturkomponente (PIK) wird ab dem 1. Juni 2022 ein 

entsprechender Workflow „UKR-Biometrie“ angeboten. Zusätzlich können ab Juni die Regist-

rierungskapazitäten durch bedarfsgerechte Bereitstellung weiterer PIK-Stationen erhöht wer-

den. 

 

Übergangsregelungen für Registrierungen im vereinfachten Verfahren bis zum 1. Juni 2022 

Bezugnehmend auf mein Länderschreiben vom 14. März 2022 möchte ich darüber informieren, 

dass soweit von der Möglichkeit einer vereinfachten Biometrieerfassung bei Kriegsgeflüchteten 

aus der Ukraine, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, Gebrauch gemacht werden musste, auf 
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eine vollständige Nacherfassung verzichtet werden kann. Dies bedeutet: Soweit bereits vier Fin-

ger der rechten Hand im Rahmen der erkennungsdienstlichen Behandlung erfasst wurden, ist 

eine Nacherfassung der bis zu weiteren sechs Fingern nicht erforderlich. 

 

Bei begleiteten kriegsgeflüchteten Kindern aus der Ukraine, die das 14. Lebensjahr noch nicht 

vollendet haben, von denen im Rahmen der erkennungsdienstlichen Behandlung nur ein Licht-

bild aufgenommen wurde, ist eine nachträgliche Erfassung von Fingerabdrücken nur nachzuho-

len, soweit die zuständige registrierende Stelle über die hierfür erforderlichen personellen und 

technischen Kapazitäten bis zum 31. Oktober 2022 verfügen sollte und die betroffene Person oh-

nehin einen Termin bei der zuständigen Ausländerbehörde hat. 

 

Bei Fragen stehen Ihnen meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Fachreferat M5 

(M5@bmi.bund.de) gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

im Auftrag 

 

Dr. Gregor Kutzschbach 

 

 

 

mailto:M5@bmi.bund.de


Antragstellung

Anspruch 
gem. 
§ 24 

AufenthG

+

Fiktionsbescheinigung 

• Erwerbstätigkeit erlaubt; sofern die 
Person unter die UkraineAufenthÜV
fällt und erkennungsdienstlich 
behandelt wurde

• Wohnsitzbeschränkung gem. 
§ 24 Abs. 5 AufenthG

• Hinweis auf das Prüfverfahren gem. 
§ 24 Abs. 1 AufenthG

• Erwerbstätigkeit 
analog § 81 Abs. 5a  
AufenthG erlaubt

• Hinweis auf das 
Bestehen des 
Anspruchs gem. § 24 
Abs. 1  AufentG

e-AT Bestellung 

Fiktions-
bescheinigung

• Erwerbstätigkeit kraft 
Gesetzes erlaubt (§§ 2 
Abs. 2 i.V.m. 4a Abs. 1 
Satz 1 AufenthG) 

• Wohnsitzauflage: Land 
S-H gem. § 12a AufenthG

Anspruch gem. 
§ 24 AufenthG 

-

Aushändigung 
e-AT

Prüfverfahren gem. 
§ 24 Abs. 1 AufenthG

„Ad-hoc“-
Prüfung 

Ablehnung, 
Bekanntgabe, 

Fiktionswirkung 
erlischt

Verfahren bei Antragstellung gem. § 24 AufenthG



Schleswig-Holstein. Der echte Norden. 1

Wohnsitzauflage

Personen, die

• einen Antrag gem. § 24 AufenhG
wurde gestellt und 

• durch die Allgemeinverfügung 
bzw. 
das LaZuF zugewiesen worden 
sind

Gem. § 12a Abs. 1 
AufenthG gilt kraft 
Gesetztes eine 
Wohnsitzbeschränkung auf 
das Land S-H

§ 12a Abs. 3 AufenthG gibt 
die Möglichkeit, dass die 
Behörden auch eine 
„kreisgenaue“ 
Wohnsitzbeschränkung 
erlassen können 

Zuweisung
durch das Landesamt oder 

die Allgemeinverfügung 

Erteilung, 
also Aushändigung 

des eATs

§ 24 Abs. 5 AufenthG
hinsichtlich des jeweiligen Kreises/kreisfreien Stadt

§ 12 a AufenthG
hinsichtlich des Landes S-H
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